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Jahreswirtschaftsbericht 2007 
der Bundesregierung 


Die Bundesregierung legt hiermit dem Deutschen 
Bundestag und dem Bundesrat gemäß § 2 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft (StWG) den Jahreswirtschaftsbericht 2007 
vor. 

Der Bericht wurde in Form und Inhalt neu gestal- 
tet. Dabei wurden die Darstellung der von der Bundes- 
regierung verfolgten Wirtschafts- und Finanzpolitik 
(Teil I) sowie die in diesen Teil integrierte Stellung- 
nahme der Bundesregierung zum Jahresgutachten 
2006/07 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Rat) auf 
einige wenige, aber wichtige wirtschaftspolitische 
Themenschwerpunkte fokussiert und im Interesse der 
Lesbarkeit auf die ansonsten übliche vollständige 
Berücksichtigung aller Einzelfragen verzichtet. Eine 
ausführliche „Bilanz“ der Maßnahmen der Bundesre- 
gierung seit Beginn der laufenden Legislaturperiode 
sowie die für 2007 und darüber hinaus geplanten 
Maßnahmen enthält der als Anhang dem Bericht erst- 
mals angefügte Tahellenteil. Wie üblich und vom 


StWG vorgesehen ist in Teil II die Projektion der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung für das laufende 
Jahr erläutert. 

Die Bundesregierung dankt dem Rat für die de- 
taillierte und umfassende Analyse der wirtschaftlichen 
Entwicklung im abgelaufenen Jahr, der Aussichten für 
2007 sowie für seine fundierten Darlegungen zu den 
Grundlinien der Wirtschaftspolitik. Mit dem Jahres- 
wirtschaftshericht stellt die Bundesregierung gemäß 
§ 3 des StWG gesamtwirtschaftliche Orientierungs- 
daten für 2007 zur Verfügung. 

Zur Vorbereitung des Jahreswirtschaftsberichts 
wurde die Wachstums- und beschäftigungspolitische 
Strategie der Bundesregierung im Konjunkturrat für 
die öffentliche Hand mit den Ländern und Gemeinden 
erörtert. Darüber hinaus wurde sie mit Vertretern der 
Gewerkschaften und mit dem Gemeinschaftsaus- 
schuss der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft be- 
sprochen. 
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Jahreswirtschaftsbericht 2007: 

Den Aufschwung für Reformen nutzen 

Zusammenfassung 


Das Jahr 2006 war für Deutschland ein gutes Jahr. Die 
deutsche Wirtschaft befindet sich seit Beginn des ver- 
gangenen Jahres in einem kraftvollen Aufschwung. 
Neben den außenwirtschaftlichen Impulsen liefert 
nun auch die Binnenwirtschaft zunehmend positive 
Wachstumsbeiträge. Damit steht die Konjunktur auf 
zwei Beinen und ist robuster gegenüber weltwirt- 
schaftlichen Herausforderungen. Das Wachstum der 
Weltwirtschaft fällt nach Einschätzung internationa- 
ler Organisationen in diesem Jahr zwar etwas geringer 
aus als im Vorjahr. Es wird aber hoch bleiben. Auch 
der Welthandel hleiht dynamisch und dürfte der 
deutschen Exportwirtschaft weiterhin zugute kom- 
men. Die hohe Konkurrenzfähigkeit deutscher Unter- 
nehmen dürfte zu Marktanteilsgewinnen im Welt- 
handel führen. 

Die guten Standortbedingungen in Deutschland 
kommen mehr und mehr zum Tragen. Sie zeigen sich 
in einer deutlichen Verbesserung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft. Unternehmen 
investieren lebhaft und schaffen neue Arbeitsplätze. 
Die Zeichen stehen gut, dass sich der Aufschwung 
auch in diesem Jahr fortsetzt. 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird im Jahres- 
durchschnitt 2007 um rund VA %, gerechnet 1,7 %, zu- 
nehmen, nach 2,5 % im vergangenen Jahr. Die Zahl der 
Arbeitslosen wird sich in diesem Jahr voraussichtlich 


um rund 480.000 Personen gegenüber dem Vorjah- 
resdurchschnitt verringern. Die Erwerhstätigkeit be- 
lebt sich weiter und steigt im Jahresdurchschnitt um 
300.000 Personen. Zusätzlich zu den erwarteten Ein- 
kommenssteigerungen erhöht sich auch heschäfti- 
gungsbedingt das verfügbare Einkommen der priva- 
ten Haushalte. Dies schafft eine wesentliche Voraus- 
setzung für einen Zuwachs des privaten Konsums. 

Das im vergangenen Jahr auf der Klausurtagung in 
Genshagen beschlossene Wachstums- und Impulspro- 
gramm der Bundesregierung wird auch in diesem 
Jahr zur Fortsetzung des Aufschwungs beitragen. 

Die Wachstumsprognose des Rates entspricht, bei 
Abweichungen im Detail, im Wesentlichen der Jahres- 
projektion der Bundesregierung. 

Aus dieser erfreulichen Entwicklung den Schluss 
zu ziehen, allein der Aufschwung könne alle noch vor- 
handenen wirtschaftlichen Probleme lösen, wäre nach 
Ansicht der Bundesregierung indessen verfehlt. Der 
diesjährige Jahreswirtschaftsbericht trägt deshalb den 
Titel: „Den Aufschwung für Reformen nutzen“. Weite- 
re strukturelle Reformen sind angesichts des raschen 
wirtschaftlichen Wandels und der Vielzahl an Heraus- 
forderungen, mit denen Deutschland konfrontiert ist, 
unabdingbar. Die Bundesregierung fühlt sich durch 
das hohe Wachstum des abgelaufenen Jahres darin 
bestätigt, dass die von ihr vor einem Jahr auf der Klau- 
surtagung des Bundeskabinetts in Genshagen be- 


Übersicht 1: Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwickiung in Deutschiand' 



2005 

2006 

Jahres- 

projektion 

2007 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % \ 

Bruttoinlandsprodukt (preisbereinigt) 

0,9 

2,5 

1.7 

Erwerbstätige (im Inland) 

-0,1 

0,7 

0,8 

Arbeitslosenquote in % (Abqrenzunq derBA)^ 

11,7 

10,8 

9,6 

Verwendung des BIP, preisbereinigt 

Private Haushalte und private Organisationen o. E. 

0,1 

0,6 

0,3 

Ausrüstungen 

6,1 

7,3 

5,0 

Bauten 

-3,6 

3,6 

1,6 

Inlandsnachfrage 

0,5 

1,8 

0,9 

Exporte 

6,9 

12,4 

7,9 

Importe 

6,5 

12,1 

6,8 

Außenbeitraq (BIP-Wachstumsbeitraqf 

0,4 

0,7 

0,8 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer ( nominal) 

0,3 

0,7 

1,2 


' bis 2006 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes: 12. Januar 2006 
^bezogen auf alle Erwerbspersonen 
^ Beitrag zur Zuwachsrate des BIP 
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schlossene wirtschaftspolitische Strategie unter der 
Leitlinie „Investieren - Sanieren - Reformieren“ - eine 
Kombination von gezielten Impulsen zur Kräftigung 
des beginnenden Aufschwungs bei gleichzeitiger Ver- 
besserung der langfristigen Wachstumsgrundlagen 
und Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung - 
aufgeht. Sie wird an ihrem wirtschaftspolitischen 
Reformkurs festhalten. 

In diesem Jahr geht es darum, den in Gang ge- 
kommenen Aufschwung zu festigen, die Konsolidie- 
rung der Haushalte fortzuführen und weitere innere 
Wachstumskräfte der Wirtschaft freizusetzen. Bei 
einem wirtschaftlichen Aufschwung sind die Aussich- 
ten für einen weiteren Erfolg dieser Strategie beson- 
ders gut. In einem gesamtwirtschaftlich günstigen 
Umfeld wirken sich strukturelle Reformen rascher aus 
und sind vor allem besser verkraftbar. Vor dem Hinter- 
grund des demografischen Wandels in der Gesell- 
schaft, des zunehmenden weltweiten Wettbewerbs, 


der möglichen Verknappung vieler konventioneller 
Rohstoffe und Energieträger sowie der zunehmenden 
Notwendigkeit, umweltverträglich zu produzieren, 
gibt es zu diesem Ansatz keine Alternative. Die Bun- 
desregierung wird sich daher national wie auch auf 
allen internationalen Ebenen, insbesondere im 
Rahmen ihrer EU- und G8-Präsidentschaften, dafür 
einsetzen, dass die Voraussetzungen für eine Wachs- 
tums- und beschäftigungsfördernde Politik weiter 
verbessert werden. Sie setzt dabei in diesem Jahr in 
folgenden, sich wechselseitig verstärkenden Hand- 
lungsfeldern an (vgl. Schaubild 1); 

► Staatsfinanzen nachhaltig konsolidieren 
(s. hierzu im Detail Kapitel LA) 

Den Staat durch quantitative und zugleich qualitative 
Konsolidierung auf ein tragfähiges Fundament zu 
stellen, ist eines der zentralen Ziele der Bundesregie- 
rung. Bereits im abgelaufenen Jahr wurde mit einem 
Staatsdefizit von rund 2 % des Bruttoinlandsprodukts 


Schaubild 1: Wirtschaftspolitische Reformstrategie der Bundesregierung 


Beschäftigungs- 
potenziale aktivieren 


Wissensgesellschaft 

voranbringen 



Staat auf ein 
tragfähiges 
Fundament stellen 


Wohlstandsgrund- 
lagen langfristig 
sichern 


Handlungsfelder der 
Wirtschaftspolitik 


Rahmenbedingungen 
für Investitionen 
verbessern, Wett- 
bewerb intensivieren 


Quelle: BMWi 
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die Maastricht-Grenze von 3 % deutlich unterschritten. 
Die Regelgrenze des Art. 115 GG wird 2007 eingehalten 
und die Schuldenstandsquote zurückgeführt. Mit dem 
Bundeshaushalt 2007 setzt die Bundesregierung den 
Schwerpunkt der Konsolidierung auf der Ausgaben- 
seite und bei Steuersubventionen. Erfahrungen ande- 
rer Länder zeigen, dass hierdurch am ehesten Erfolge 
zu erzielen sind. Insbesondere durch wachstumsscho- 
nende Einschnitte vor allem bei Subventionen und 
Steuervergünstigungen wurde und wird der hoch ver- 
schuldete Staatshaushalt wieder auf eine strukturell 
nachhaltige Basis gestellt. Zusammen mit der dafür 
notwendigen Erhöhung des allgemeinen Umsatz- 
steuersatzes wird so gewährleistet, dass solide Staats- 
finanzen und investitionsfreundliche Rahmenbedin- 
gungen zeitlich abgestimmt ineinandergreifen und 
sich wechselseitig verstärken. 

Mit der zweiten Stufe der Föderalismusreform will 
die Bundesregierung die Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern den veränderten wirtschaftspoliti- 
schen Rahmenbedingungen anpassen und die Eigen- 
verantwortung der Gebietskörperschaften mit Blick 
auf das Ziel tragfähiger Haushalte erhöhen. Zudem 
sollen die Grundlagen für eine effizientere Aufgaben- 
wahrnehmung im Bereich der Verwaltung geschaffen 
werden. Um Haushaltskrisen effektiver Vorbeugen zu 
können, hat die Bundesregierung den Rat beauftragt, 
bis März dieses Jahres eine Expertise zur Frage der 
Ausgestaltung eines „Frühwarnsystems“ zu erstellen. 
Seine Ergebnisse sollen in die anstehenden Beratun- 
gen einfließen. 

► Wettbewerb und Investitionsdynamik stärken 
(s. hierzu im Detail Kapitel I.B) 

Transparente und investitionsfreundliche Rahmenbe- 
dingungen machen die Chancen und Risiken langfris- 
tiger Investitionsentscheidungen kalkulierbarer und 
den Standort Deutschland für in- und ausländische 
Investoren attraktiver. Die Bundesregierung wird des- 
halb u. a. die Bürokratiebelastung der Unternehmen 
reduzieren und mit einer deutlichen Senkung der 
Steuersätze für Unternehmen sowie einer Erleich- 
terung der Unternehmensnachfolge bei der Erb- 
schaftsteuer die Investitionsanreize stärken. Sie wird 
auf der Basis des 2006 eingeführten Standardkosten- 
Modells im Verlaufe dieses Jahres verbindliche Ziele 
für den Abbau bürokratischer Lasten festlegen. Die 
EU-Kommission hat vorgeschlagen, den Verwaltungs- 


aufwand für Unternehmen europaweit bis 2012 um 
25 % zu reduzieren. Zur Umsetzung dieser Zielvorgabe 
hat sie für Anfang 2007 einen Aktionsplan angekün- 
digt. Die Bundesregierung wird den Bürokratieabbau 
zu einem Schwerpunktthema der deutschen EU-Rats- 
präsidentschaft machen. 

Sie wird sich darüber hinaus national und im Rah- 
men ihrer EU- und G8-Präsidentschaften dafür ein- 
setzen, Märkte zu öffnen und die Voraussetzungen für 
mehr Chancengleichheit im Wettbewerb zu verbes- 
sern. Im nationalen und europaweiten Rahmen geht 
es dabei insbesondere darum, die Effizienz von netz- 
gebundenen Märkten, wie z. B. denen für Energie und 
Telekommunikation, zu steigern, um Kosten und Preise 
für Wirtschaft und Verbraucher zu senken. Die Bun- 
desregierung bereitet daher beispielsweise für den 
Energiesektor ein Maßnahmenpaket vor, das länger- 
fristig auf bessere strukturelle Voraussetzungen für 
mehr Wettbewerb auf der Angebotsseite der Ener- 
giemärkte zielt und kurzfristig mit einer Stärkung der 
Preismissbrauchsaufsicht flankiert werden soll. 

Sie wird außerdem die Rahmenbedingungen auf 
den Finanzmärkten, insbesondere für die mittelstän- 
dische Wirtschaft, weiter verbessern, z. B. durch eine 
Stärkung des Systems der Bürgschaftsbanken sowie 
durch eine Standardisierung von Mittelstandskredi- 
ten der KfW-Bankengruppe. Darüber hinaus wird sie 
Existenzgründungen fördern und die Innovationsfä- 
higkeit erhöhen. Die Bundesregierung hat bereits im 
letzten Jahr alle wesentlichen Maßnahmen zugunsten 
des Mittelstandes in einer Mittelstandsinitiative ge- 
bündelt, die in diesem Jahr fortgesetzt und weiterent- 
wickelt wird. Sie wird nicht zuletzt die Unternehmen 
in ihren außenwirtschaftlichen Aktivitäten weiter 
unterstützen, die Instrumente der Außenwirtschafts- 
förderung und Außenwirtschaftsfinanzierung weiter- 
entwickeln und die Werbung für den Wirtschafts- 
standort Deutschland neu ordnen. 

► Die Wissensgesellschaft voranbringen 
(s. hierzu im Detail Kapitel I.C) 

Die technologische Leistungsfähigkeit gehört zu den 
Aushängeschildern des Standorts Deutschland. In der 
Weltrangliste der weltmarktrelevanten Patente liegt 
Deutschland seit Jahren auf einem der vorderen Plätze. 
Gerade in einem Hochtechnologieland wie Deutsch- 
land ist Forschung und Entwicklung der Schüssel, um 
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langfristig auf einen höheren Wachstumspfad zu 
gelangen. Deutsche Unternehmen werden ihre hohe 
internationale Wettbewerbsfähigkeit auf Dauer je- 
doch nur dann haiten können, wenn sie ständig in 
Forschung und Entwicklung investieren, neue Tech- 
noiogien vorantreiben und zügig Innovationen in 
marktfähige Produkte umsetzen. Hier ist in erster 
Linie die Wirtschaft gefordert. 

Die Bundesregierung unterstützt die Anstrengun- 
gen der Wirtschaft und investiert bis zum Jahre 2009 
zusätzliche 6 Mrd. € in Forschung, Technologie und 
Innovation. Wenn auch die Länder und die Wirtschaft 
ihre FuE-Ausgaben entsprechend erhöhen, kann das 
Ziel der Lissabon-Strategie der EU, bis 2010 3 % des 
Bruttoinlandsprodukts in Forschung und Entwicklung 
zu investieren, erreicht werden. Zu diesem Zweck hat 
die Bundesregierung ihre Innovationspoiitik in der 
„Hightech-Strategie“ gebündelt. Ein zentrales Anliegen 
ist es, Wissenschaft und Wirtschaft miteinander zu 
vernetzen, um Brücken von der Forschung in die Märk- 
te zu bauen. Dazu werden Verbesserungen der Rah- 
menbedingungen mit der Förderung von Forschung 
und Entwicklung verknüpft. Die Bundesregierung hat 
insbesondere die finanzielle Ausstattung der mittel- 
standsorientierten, für alle Technologiefelder nutzba- 
ren Förderprogramme von 2006 bis 2009 überpropor- 
tional um ca. 10 % pro Jahr erhöht. Auch in der techno- 
logiespezifischen Förderung von Leuchtturmprojekten 
(z. B. bei der Luftfahrt-, der Verkehrs- und Energiefor- 
schung) werden die mitteiständischen Unternehmen 
stärker als bislang in die Förderung einbezogen. 

In der Wissensgesellschaft ist ein effizienter Schutz 
des Wissenskapitals von Unternehmen in Form von 
Patenten, Marken, Urheberrechten u. ä. eine Grund- 
lage für den wirtschaftlichen Erfoig. Die Bundesre- 
gierung wird deshaib weiterhin Verietzungen geisti- 
gen Eigentums bekämpfen. Im Vordergrund stehen 
dabei die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den 
Queilen- bzw. Transitländern von Pirateriewaren, z. B. 
durch Kooperation von Zoll- oder Patentbehörden, 
und der politische Dialog. In diese Aktivitäten soll die 
Privatwirtschaft möglichst eng eingebunden werden. 
Darüber hinaus wird die Bundesregierung die Chance 
nutzen, einen Diaiog der G8 mit den großen Schwei- 
leniändern über Themen wie den Schutz geistigen 
Eigentums sowie verlässiiche Rahmenbedingungen 
für weitweite Investitionen in Gang zu setzen. Ziei ist 
es, zu neuen Vereinbarungen zu kommen. 


Der Ausbau der Wissensgesellschaft erfordert 
auch und vor allem eine breite Beteiiigung der Bevöi- 
kerung. Ziei ist ein möglichst hoher Bildungsstand der 
Bevölkerung. In einer sich ständig verändernden Ar- 
beitswelt mit alternder Erwerbsbevölkerung wird 
Lernen in Zukunft zur lebensbegieitenden Aufgabe. 
Insbesondere der Bedarf des deutschen Arbeitsmark- 
tes an Hochschulabsolventen wird in Zukunft weiter 
wachsen. Die Bundesiänder sind für die Biidungspoii- 
tik zuständig. Die Bundesregierung unterstützt ihre 
Aktivitäten vor aliem im Hochschulbereich. Deshalb 
haben sich Bund und Länder auf einen Hochschulpakt 
geeinigt, der die Ausbildungschancen der nächsten 
akademischen Generation und die Leistungsfähigkeit 
der Forschung sichert. Aliein der Bund stellt dafür bis 
2010 bis zu 1,3 Mrd. € zur Verfügung. 

► Wohlstandsgrundlagen langfristig sichern 
(s. hierzu im Detail Kapitel I.D) 

Um die Wohlstandsgrundlagen langfristig zu sichern, 
ist es wichtig, beschäftigungsförderndes hohes 
Wachstum in Einkiang zu bringen mit dem Schutz der 
Umweit, dem nachhaitigen Umgang mit Ressourcen 
sowie sozialer Sicherheit. Das ist der Kern der Nachhal- 
tigkeitsstrategie der Bundesregierung. Hauptaspekte 
dieser Strategie sind eine sichere, kostengünstige und 
umweltschonende Energie- und Rohstoffversorgung 
und eine zukunftsfähige, soziaie Sicherheit gewähr- 
leistende und auch die Gerechtigkeit zwischen den 
Generationen wahrende Sozialpoiitik. Die Bundes- 
regierung hat hierzu wichtige Schritte eingeieitet. 

So wird z. B. die Gesundheitsreform in Stufen ab 
1. April 2007 in Kraft treten. Sie wird die Wirtschaft- 
lichkeit der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
durch Erhöhung von Transparenz und Intensivierung 
des Wettbewerbs verbessern und den bürokratischen 
Aufwand mindern. Um sicherzusteiien, dass Pflege- 
bedürftige auch in Zukunft die Pflegeleistungen er- 
haiten, die sie für eine ausreichende und angemesse- 
ne Pflege zu einem bezahibaren Preis brauchen, wird 
die Bundesregierung die Reform der Pflegeversiche- 
rung ais nächstes Vorhaben angehen. 

Die Weichen für die finanzieile Stabiiisierung der 
Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) wurden mit 
den bereits in den vergangenen Jahren durchgeführ- 
ten Reformen gestellt. Gleichzeitig wurde eine um- 
fassende staatliche Förderung privater und betrieb- 
licher Zusatzvorsorge geschaffen. Richtschnur für alle 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 11 - 


Drucksache 16/4170 


weiteren Entscheidungen in dieser Legislaturperiode 
sind die gesetzlichen Beitrags- und Niveausicherungs- 
ziele. Das bedeutet einerseits, dass der Beitragssatz bis 
zum Jahr 2020 20 % und bis zum Jahr 2030 22 % nicht 
überschreiten soll. Das bedeutet andererseits, dass das 
Rentenniveau (Sicherungsniveau vor Steuern) 46 % bis 
zum Jahr 2020 und 43 % bis zum Jahr 2030 nicht unter- 
schreiten soll. Die Bundesregierung wird in Verbin- 
dung mit einer Gesamtstrategie zur Verbesserung der 
Beschäftigungssituation älterer Menschen die ge- 
setzliche Regelaltersgrenze stufenweise im Zeitraum 
von 2012 an bis 2029 auf 67 Jahre anheben. 

Zur Bewältigung der demografischen Herausfor- 
derung ist auch eine familienfreundliche Politik not- 
wendig. Eine gute Infrastruktur aus Ganztagsschulen 
und Kinderbetreuungseinrichtungen ist eine wichtige 
Maßnahme nicht nur zur Vereinbarkeit von Eamilie 
und Beruf, sondern auch, um eine möglichst frühzeiti- 
ge Eörderung aller Kinder, beginnend mit dem Kinder- 
garten, zu gewährleisten. Zur finanziellen Unterstüt- 
zung von Eamilien hat die Bundesregierung bereits im 
vergangenen Jahr die Möglichkeiten zur steuerlichen 
Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten erweitert. 
Zu Beginn dieses Jahres wurde darüber hinaus ein 
neues Elterngeld eingeführt. 

Deutschlands Energiepolitik gewährleistet ein 
hohes Maß an Versorgungssicherheit, Wettbewerbs- 
fähigkeit und Klimaverträglichkeit. Angesichts der 
weltweit steigenden Nachfrage nach Rohstoffen setzt 
die Bundesregierung auf einen ausgewogenen, diver- 
sifizierten Energiemix, auch unter Einbeziehung der 
Kohle und eines zunehmenden Anteils erneuerbarer 
Energien sowie auf die weitere Verbesserung der Ener- 
gieeffizienz. Die Bundesregierung wird in der zweiten 
Jahreshälfte 2007 ein energiepolitisches Gesamtkon- 
zept mit einer Perspektive bis zum Jahr 2020 vorlegen. 
Darin sollen Versorgungssicherheit, tragbare Energie- 
kosten und wirksamer Klimaschutz miteinander ver- 
zahnt werden. Die Bundesregierung steht im Dialog 
mit der deutschen Wirtschaft zur Rohstoffversorgung. 
Ein nationaler Rohstoffgipfel im ersten Halbjahr 2007 
soll mögliche Maßnahmen der Wirtschaft sowie flan- 
kierend der Politik identifizieren und koordinieren. 
Energie- und Rohstoff politik werden schließlich auch 
zentrale Elemente der deutschen G8- und EU-Präsi- 
dentschaften sein. 


► Beschäftigungspotenziale aktivieren 
(s. hierzu im Detail Kapitel I.E) 

Die Bundesregierung wird den eingeschlagenen Weg 
der Arbeitsmarktreformen fortführen, um mehr Be- 
schäftigung und mehr Wachstum zu ermöglichen, 
und so die Arbeitslosigkeit nachhaltig zu reduzieren. 
Sie hat sich zum Ziel gesetzt, den paritätisch finanzier- 
ten Beitragssatz zur Sozialversicherung dauerhaft 
unter 40 % zu senken und damit ein entscheidendes 
Hemmnis zur Schaffung sozialversicherungspflichti- 
ger Beschäftigungsverhältnisse abzubauen. Dieses 
Ziel kann bereits in diesem Jahr erreicht werden, weil 
der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung von 
6,5 % auf 4,2 % gesenkt wurde. Finanziert wird dies 
durch Einsatz eines Umsatzsteuerpunktes aus der 
Erhöhung des Umsatzsteuersatzes von 16 % auf 19 % zu 
Beginn dieses Jahres sowie durch Effizienzgewinne 
und Effektivitätssteigerungen bei der Bundesagentur 
für Arbeit. Dass die Bundesagentur für Arbeit in der 
Lage ist, diesen Beitrag zu leisten, verdeutlicht einmal 
mehr, dass die Reformen zur Neuausrichtung der 
Arbeitsverwaltung zu wirken beginnen. Trotz der 
Erhöhung der Beiträge zur GRV von 19,5 % auf 19,9 % 
und zur Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) um 
0,6 Prozentpunkte ergibt sich eine Beitragssatz- 
senkung von netto 1,3 Prozentpunkten. Im Ergebnis 
kann im Jahr 2007 der paritätisch finanzierte Gesamt- 
beitragssatz 39,7 % betragen, also unter 40 % liegen. 

Zentral für mehr Beschäftigung sind Reformen 
auf dem Arbeitsmarkt selbst. Ein flexibler Arbeits- 
markt verstärkt die Dynamik und eröffnet Langzeit- 
arbeitslosen Beschäftigungsperspektiven. Die Bundes- 
regierung wird prüfen, wie Effektivität und Effizienz 
der Arbeitsmarktpolitik weiter verbessert und die Be- 
schäftigungschancen von Problemgruppen erhöht 
werden können. Sie wird alle Chancen wahrnehmen, 
um mit flexiblen Regelungen den Wiedereintritt 
Arbeitsloser in ein Beschäftigungsverhältnis zu er- 
leichtern. 

Dem Niedriglohnsektor kommt im Rahmen einer 
Strategie zum Abbau der Arbeitslosigkeit besondere 
Bedeutung zu. Eine Arbeitsgruppe der Bundesregie- 
rung entwickelt derzeit Konzepte, die insbesondere 
Geringqualifizierte wieder in Beschäftigung bringen 
sollen. Berührt sind auch die Themen Mindestlöhne 
und Kombilöhne, Dritter Arbeitsmarkt sowie gering- 



Drucksache 16/4170 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


fügige Beschäftigungsmöglichkeiten im Rahmen von 
Mini- und Midijohs. 

Eine gesamtwirtschaftlich verantwortungsvolle, 
beschäftigungsfördernde Lohnpolitik bleibt unab- 
dingbar für weitere wirtschafts- und beschäftigungs- 
politische Erfolge. Die Bundesregierung ermuntert die 
Tarifvertragsparteien ausdrücklich, den eingeschla- 
genen Weg, durch betriebliche Bündnisse Beschäfti- 
gung zu sichern, weiter auszubauen. Erfolgreiche 


Unternehmen sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
ihre Beschäftigten betriebsindividuell höher entloh- 
nen können. Hier bietet sich eine Gewinnbeteiligung 
als flexible Ergänzung von Lohnabschlüssen an. Um 
flexible und auf die konkrete Unternehmenssituation 
zugeschnittene Vereinbarungen zu ermöglichen, soll- 
te aber auch vermehrt über die stärkere Nutzung von 
Modellen nachgedacht werden, die Beschäftigte über 
eine Kapitalbeteiligung am wirtschaftlichen Erfolg 
partizipieren lassen. 
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I. Leitlinien der Wirtschaftspolitik 2007 


1. Konjunkturelle Dynamik hält 2007 an 

Die deutsche Wirtschaft ist wieder auf klarem Wachs- 
tumskurs, und das inländische Preisklima ist günstig. 
Besonders erfreulich ist: Der Schwung für das Wachs- 
tum kommt zunehmend aus dem Inland. Es wird leb- 
haft investiert, die Arbeitslosigkeit sinkt, es entstehen 
erstmals seit langem wieder in erheblichem Umfang 
sozialversicherungspflichtige - und damit prinzipiell 
längerfristig angelegte - Beschäftigungsverhältnisse. 

Dazu hat auch die Politik der Bundesregierung 
beigetragen. Sie hat mit tiefgreifenden und weitrei- 
chenden Reformen Investoren und Verbrauchern 
wieder Mut und Zuversicht in die Zukunft vermittelt 
und dadurch wirtschaftliche Kräfte freigesetzt. So 
wuchs das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im abgelaufe- 
nen Jahr mit real 2,5 % deutlich stärker als es die meis- 
ten nationalen und internationalen Experten und 
Institute noch Anfang des Jahres 2006 für möglich 
gehalten hatten. Für dieses Jahr rechnet der Rat mit 
einem realen Wachstum von 1,8 % (JG Tz 137) und ist 
damit etwas optimistischer als die Bundesregierung, 
die von einem Wachstum von rund 1% %, gerechnet 
1,7 %, ausgeht. Die Bundesregierung erwartet ebenso 
wie der Rat einen weiteren Abbau der Arbeitslosigkeit 
und eine Zunahme der Beschäftigung (JG Tz 3 und 87 
ff.). Alles in allem: Der Konjunkturmotor läuft wieder 
rund und wird auch in diesem Jahr nicht ins Stocken 
geraten. (Vgl. hierzu im Einzelnen Kapitel II.) 

2. Reformen fortsetzen 

Es wäre indessen verfehlt, aus dieser erfreulichen Wirt- 
schaftsentwicklung den Schluss zu ziehen, allein der 
Aufschwung könne alle Probleme lösen. Vor dieser 
Fehleinschätzung warnt auch der Rat (JG Tz 18 ff.). 

In der Vergangenheit wurden Reformen oft erst 
dann begonnen, wenn schwerwiegende wirtschaft- 
liche Krisen die Versäumnisse vergangener Perioden 
offensichtlich werden ließen. Krisenorientierte Re- 
formpolitik hat den Nachteil, dass den Menschen dann 
zusätzliche Bürden auferlegt werden müssen, wenn 
die ungünstige wirtschaftliche Situation ohnehin 
schon konkrete Probleme und Zukunftssorgen für 
jeden Einzelnen mit sich bringt. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, die guten 
Wirtschaftsdaten und optimistisch stimmenden Be- 
schäftigungsperspektiven zur Weiterführung ihres 


Reformkurses zu nutzen. Vor dem Verteilen steht auch 
bei steigender Wettbewerbsfähigkeit das Erwerben. 

Es gilt, Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit im inter- 
nationalen Vergleich auszubauen und die Dynamik 
des Binnenmarktes zu verstärken, um die Chancen 
jedes und jeder Einzelnen auf Arbeit und Wohlstand 
zu vergrößern. Die Bundesregierung wird deshalb 

► um Firmenstandorte im Inland kämpfen, indem 
sie die Produktions- und Beschäftigungsbedingungen 
in Deutschland stetig verbessert, 

► die Innovationsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft stärken und Deutschland als Hightech-Standort 
ausbauen, 

► die Integration in den Arbeitsmarkt durch Fördern 
und Fordern beschleunigen, 

► alle ihre Maßnahmen auf ihre wirtschafts-, finanz- 
und sozialpolitischen Auswirkungen hin überprüfen, 

► die Umwelt- und Lebensbedingungen unter Be- 
rücksichtigung der nationalen und internationalen 
ökonomischen Rahmenbedingungen sowie 

► die Voraussetzungen für die zukünftige Stabilität 
der sozialen Sicherungssysteme verbessern und 

► im globalen Umfeld für die Öffnung der Märkte 
und für faire Wettbewerbsbedingungen im Interesse 
von Unternehmern und Verbrauchern streiten, die 
Voraussetzungen für einen auf längere Sicht steigen- 
den Wohlstand in allen Handelsregionen sind. 

Dies alles verlangt, dass sich die verschiedenen 
Politikbereiche - von der Wirtschafts- über die Finanz- 
und Steuerpolitik, die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, 
die Forschungs- und Technologiepolitik bis hin zur 
Energie- und Umwelt- sowie Verbraucherpolitik - in 
einer gemeinsamen Verantwortung für mehr Arbeits- 
plätze in Deutschland sehen. Vorrang für mehr und 
möglichst hochwertige Arbeitsplätze: Das ist der Leit- 
gedanke der Politik der Bundesregierung. 

3. Wirtschaftspolitische Strategie 

Die aktuelle Entwicklung bestätigt: Die mit dem Regie- 
rungsantritt auf der Klausurtagung des Bundeskabi- 
netts in Genshagen beschlossene wirtschaftspolitische 
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Strategie unter der Leitlinie „Investieren - Sanieren - 
Reformieren“ geht auf. Drei Herausforderungen galt 
es gleichzeitig mit einem in sich stimmigen, finanziell 
nachhaltigen und sich gegenseitig verstärkenden 
Gesamtkonzept anzugehen; Zum einen mussten in 
der wirtschaftlich außerordentlich fragilen Situation, 
wie sie Anfang letzten Jahres noch bestand, Investi- 
tionsbereitschaft, Wachstumskräfte und Zukunftsver- 
trauen unmittelbar gestärkt und ermutigt werden. 
Hier setzte das Impulsprogramm der Bundesregierung 
ein rasches und sofort wirksames Signal: Gemeinsam 
mit den Ländern werden seit 2006 bis zum Jahr 2009 
insgesamt 38 Mrd. € eingesetzt, um dringend notwen- 
dige Investitionen anzuschieben und die Wachstums- 
grundlagen für den privaten Sektor auf breiter Basis 
zu verbessern (vgl. JWB 2006, Kasten 3). Gleichzeitig 
wurde auch ein weitreichendes und tiefgreifendes 
Konsolidierungsprogramm für den Staatshaushalt mit 
Schwerpunkt ab 2007 auf den Weg gebracht. Durch 
wachstumsschonende Einschnitte vor allem bei Sub- 
ventionen und Steuervergünstigungen wurde und 
wird der hochverschuldete Staatshaushalt wieder auf 
eine strukturell nachhaltige Basis gestellt. Zusammen 
mit der dafür zusätzlich notwendigen Erhöhung der 
Umsatzsteuer wird so gewährleistet, dass solide Staats- 
finanzen und investitionsfreundliche Rahmenbedin- 
gungen zeitlich abgestimmt ineinandergreifen und 
sich wechselseitig verstärken. Die konsequente Fort- 
führung der strukturellen Reformen ist das dritte 
Element der in Genshagen beschlossenen Gesamtstra- 
tegie. Diese soll nicht allein die Funktionsfähigkeit des 
hochentwickelten deutschen Sozial- und Arbeits- 
marktsystems langfristig sichern. Mehr Kosteneffi- 
zienz, größere Anpassungsfähigkeit und Anreizstruk- 
turen, die Eigenverantwortung stärken, sind unerläss- 
lich, damit über solide Staatsfinanzen und niedrigere 
Lohnzusatzkosten eine dauerhaft höhere Wachstums- 
und Beschäftigungsdynamik entstehen kann. 

Wichtige Stationen auf diesem Weg sind die Her- 
aufsetzung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 
67 Jahre, der erste Teil der Föderalismusreform sowie 
die Entwicklung einer Hightech-Strategie. In diesem 
Jahr kommen als weitere wichtige Stationen die Un- 
ternehmen- und Erbschaftsteuerreform, die Gesund- 
heitsreform, die Neuregelung des Niedriglohnsektors 
sowie die dringend notwendige Reform der Bund- 
Länder-Finanzbeziehungen (Föderalismusreform II) 
und die Zukunftssicherung der Pflegeversicherung 


hinzu. Alles zusammen genommen ist dies eine der 
anspruchsvollsten Reformagenden, die in Deutsch- 
land je in Angriff genommen wurden. Dies wird auch 
im Ausland mit wachsender Aufmerksamkeit regis- 
triert. Deutschland gehört wieder zu den bevorzugten 
Standorten internationaler Investoren. 

Die Maßnahmen der wirtschaftspolitischen 
Reformagenda sind darüber hinaus transparent und 
vorhersehbar durch Angabe von Abfolge und Um- 
setzungsfristen. Dies trägt zur Berechenbarkeit und 
Glaubwürdigkeit politischer Maßnahmen für Inves- 
toren und Konsumenten bei. So war z. B. von Anfang 
an beabsichtigt, die Abschreibungsverbesserungen 
für Unternehmen bis zum Inkrafttreten der Unter- 
nehmensteuerreform im Jahre 2008 zu befristen (vgl. 
Kapitel B und Tabelle lfd. Nr. 54-55). Ebenfalls von 
Beginn an geplant war, die Anhebung der Umsatz- 
und Versicherungssteuer nicht schon 2006, sondern 
erst 2007 in Kraft zu setzen, um den beginnenden Auf- 
schwung nicht zu gefährden. 

In der Zwischenzeit zeigt sich nicht nur in dem 
unerwartet und erfreulich hohen Wachstum des ab- 
gelaufenen Jahres, sondern auch an der Entwicklung 
des Staatshaushaltes, dass die Kombination von ge- 
zielten Impulsen zur Kräftigung des Aufschwungs bei 
gleichzeitiger Verbesserung der langfristigen Wachs- 
tumsgrundlagen und Fortsetzung der Haushaltskon- 
solidierung richtig war. So lag z. B. noch 2005 das 
gesamtstaatliche Haushaltsdefizit zum vierten Mal in 
Folge oberhalb der 3 %-Grenze des Maastricht-Vertra- 
ges. Im vergangenen Jahr aber konnte diese Grenze 
wieder deutlich unterschritten werden. Die struktu- 
relle Haushaltssituation hat sich - so auch der Rat - 
gegenüber den Vorjahren weiter verbessert (JG Tz 380). 
Die Mittel aus der erhöhten Umsatz- und Versiche- 
rungssteuer wird die Bundesregierung dafür einsetzen, 
die jährliche Neuverschuldung weiter zu reduzieren. 
Ein Teil davon wird darüber hinaus zur Senkung des 
Beitrags zur Arbeitslosenversicherung verwendet. 

Das Wachstum der Wirtschaft ist robust genug, um 
die Hürde der Umsatzsteuererhöhung zu überwinden. 
Die Bundesregierung teilt die Einschätzung des Rates, 
dass in diesem Jahr nicht mit einem Einbruch der Kon- 
junktur zu rechnen ist, sondern die Voraussetzungen 
für einen - wenn auch etwas gedämpften - Fortgang 
des Aufschwungs gegeben sind (JG Tz 12). Die erfolgrei- 
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chen Umstrukturierungen der Unternehmen und die 
moderate Lohnentwicklung der vergangenen Jahre 
zahlen sich jetzt aus. Auch die seit dem Jahre 2003 
eingeleiteten Reformen am Arbeitsmarkt beginnen zu 
wirken. Insgesamt werden die dynamische Konjunktur, 
der Rückgang der Neuverschuldung und die konse- 
quente Reformpolitik der Bundesregierung das Ver- 
trauen von Investoren und Konsumenten weiter stär- 
ken, ihre wirtschaftliche Aktivität fördern und zu einer 
nachhaltig höheren Wachstumsdynamik beitragen. 

Die Bundesregierung baut dabei auf die Stärken 
des Standorts Deutschland: seine national leistungs- 
fähigen und international außerordentlich wettbe- 
werbsfähigen Unternehmen - Deutschland ist auch 
2006 wieder Weltmeister im Export von Waren -, seine 
gut ausgebildeten Fachkräfte, den hohen sozialen 
Frieden sowie die im internationalen Vergleich 
moderne und leistungsfähige Infrastruktur. Diese 
Potenziale galt und gilt es weiterhin konsequent zu 
nutzen und auszubauen. 

Vor diesem Hintergrund weist die Bundesregie- 
rung die Kritik des Rates, die Wirtschaftspolitik folge 
keiner erkennbaren Konzeption (JG Tz 19), zurück. Bei 
allen wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Bundes- 
regierung ist die Zielrichtung klar; Die Bedingungen 
für nachhaltiges Wirtschaftswachstum und mehr 
Beschäftigung, für stabile und zukunftsfähige soziale 
Sicherungssysteme, für solide Finanzen und für eine 
saubere Umwelt werden verbessert (vgl. hierzu auch 
Schaubild 1). 

4. Herausforderungen annehmen 

Weitere strukturelle Reformen sind angesichts des ra- 
schen wirtschaftlichen Wandels und der Vielzahl an 
Herausforderungen, mit denen Deutschland konfron- 
tiert ist, unabdingbar. Seit Anfang der 1990er Jahre hat 
sich der Anpassungsdruck für Unternehmen und Ar- 
beitnehmer in Deutschland enorm erhöht. Zunächst 
waren immense Kraftanstrengungen erforderlich, um 
die historisch beispiellosen strukturellen Anpassungen 
im Zuge der deutschen Wiedervereinigung zu be- 
wältigen. 

Ein großes Stück des Weges ist inzwischen erfolg- 
reich absolviert. Allerdings sind auch im Jahr 2007 die 
Lebens- und Wirtschaftsbedingungen in den alten und 
den neuen Bundesländern überwiegend noch sehr 


unterschiedlich. Die Arbeitslosigkeit ist in den neuen 
Bundesländern noch deutlich höher, die Arbeitspro- 
duktivität noch deutlich niedriger als in den alten 
Bundesländern. Die Bundesregierung wird deshalb 
auch in den nächsten Jahren weiterhin große Anstren- 
gungen unternehmen, um die Standortattraktivität 
der neuen Länder weiter zu steigern. 

Darüber hinaus muss sich Deutschland den inter- 
nationalen Herausforderungen stellen. Deutschland 
liegt in der Mitte eines geeinten Europas mit 27 EU-Mit- 
gliedstaaten. Die Rahmenbedingungen für wirtschaft- 
liches Handeln werden zunehmend auf EU-Ebene fest- 
gelegt. Sie bilden inzwischen die Grundlage für den 
- gemessen an der Wirtschaftsleistung - größten 
Binnenmarkt und einen der bedeutendsten Wirt- 
schaftsräume der Welt (vgl. Schaubild 2). Dieser bietet 
immense Chancen für alle; Unternehmen können 
neue Investitions- und Expansionsmöglichkeiten 
erschließen, Arbeitnehmer verfügen über bessere Be- 
schäftigungschancen, und die Verbraucher profitie- 
ren von einem preisgünstigeren und reichhaltigeren 
Angebot an Waren und Dienstleistungen. 

Die einheitliche europäische Währung bringt 
weitere Vorteile. Umtausch- und Kurssicherungskos- 
ten für Transaktionen im Euroraum entfallen. Die 
Europäische Zentralbank (EZB) gewährleistet ein ho- 
hes Maß an Preisstabilität für den gesamten Euroraum. 
Die infolgedessen im Bankensektor und an den Finanz- 
märkten günstigen und stabilen Finanzierungsbedin- 
gungen leisten einen wesentlichen Beitrag für ein 
dynamisches Wachstum. 

Der intensiver werdende Wettbewerb im einheit- 
lichen Binnenmarkt erfordert aber auch eine erhöhte 
Anpassungsfähigkeit von Unternehmen und Arbeit- 
nehmern. Um sich erfolgreich behaupten zu können, 
sind permanente Anstrengungen zur Erhaltung und 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit auf allen 
Märkten notwendig. 

Dies gilt in verstärktem Maße auch für das immer 
enger werdende Beziehungsgeflecht der deutschen 
Wirtschaft mit der übrigen Welt. China, Indien und 
andere Schwellenländer drängen erfolgreich in die 
internationalen Märkte. Sie bieten zunehmend auch 
höherwertige Güter zu attraktiven Preisen an. Sie ha- 
ben sich zu gewichtigen Akteuren in der Weltwirt- 
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Schaft und im internationalen Handels- und Kapital- 
verkehr entwickelt. Der internationale Wettbewerb ist 
intensiver und härter geworden. Er eröffnet insbeson- 
dere für ein exportstarkes Land wie Deutschland aber 
zugleich große Chancen. Damit alle Länder vom wach- 
senden Welthandel profitieren können, bedarf es 
funktionierender Spielregeln und durchsetzungsstar- 
ker Institutionen auf internationaler Ebene. Die 
Bundesregierung wird sich daher in ihrer Präsident- 
schaft in diesem Jahr auf EU- und G8-Ebene dafür ein- 
setzen, die Bedingungen für einen fairen internatio- 
nalen Wettbewerb weiter zu verbessern und die EU als 
Wirtschaftsraum zu stärken. 

Die verstärkte weltwirtschaftliche Integration 
beschleunigt den Strukturwandel zur Wissens- und 
Dienstleistungsgeseilschaft. Die Produktzyklen ver- 
kürzen sich; moderne Technologie ist immer schneller 
über sog. „Information Super Higbways“ giobal ver- 
fügbar. Dies senkt Informations- und Transaktionskos- 
ten. Der technologische Fortschritt durch moderne In- 
formations- und Kommunikationssysteme eröffnet 


schier unbegrenzte Mögiichkeiten für Unternehmen 
und Konsumenten. Er macht aber auch viele einstmals 
sehr geschätzte Tätigkeiten und Produkte überfiüssig 
und verlangt denjenigen enorme Anstrengungen ab, 
die sich neu orientieren müssen. Wegen der vielfäl- 
tigen Chancen, die die Entwicklung hin zu einer mo- 
dernen Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft 
bietet, wird die Bundesregierung diesen Wandel 
einerseits aktiv fördern und andererseits dort, wo es 
nötig ist, Hilfe anbieten. 

Schließlich steht Deutschland wie viele andere 
Industrieländer vor besonderen Herausforderungen 
durch die demografische Entwickiung. Die Geburten- 
rate liegt seit Jahrzehnten unterhalb der Schwelle, die 
für eine konstante Einwohnerzahl erforderlich ist. 
Gleichzeitig steigt die Lebenserwartung erfreulicher- 
weise immer weiter. Dies hat schon seit langem den 
Anteil der Älteren in der Bevölkerung steigen lassen. 
Dieser Trend wird sich fortsetzen. Problematisch wird 
die Entwicklung ab Mitte des nächsten Jahrzehnts. 
Dann wird der Anteil derjenigen im erwerbsfähigen 


Schaubild 2: Weltkarte der größten Wirtschaftsräume 


Kennzahlen für2005 


NAFTA*' 

Bevölkerung: 434,1 Mio. 

nominales BIP: 14384,0 Mrd. USD 
Exporte: 1852,8 Mrd. USD 


1 EU-27 1 

Bevölkerung: 

488,5 Mio 

nominales BIP: 

13571,0 Mrd. USD 

Exporte: 

5040,6 Mrd. USD 


China 

Bevölkerung: 1306,5 Mio. 
nominaies BiP: 2224,0 Mrd. USD 
Exporte: 842,5 Mrd. USD 



ASEAN*' 


Bevölkerung: 558,7 Mio. 

Mercosur'i 

nominales BIP: 862,0 Mrd. USD 

Bevölkerung: 257,6 Mio. | 

Exporte: 775,6 Mrd. USD 


nominaies BiP: 1130,0 Mrd. USD | 
Exporte: 245,1 Mrd. USD || 


Quelle: IWF { 2006), World Economic Outlook 


* Vereinigte Staaten, Kanada. Mexiko 

® Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay, Venezuela 

* Brunei, Kambodscha, Indonesien. Laos, Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand. Vietnam 
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Alter, aber auch die Einwohnerzahl insgesamt zurück- 
gehen. Vor diesem Hintergrund können Wachstum 
und Wohistand in Deutschland nur durch umfangrei- 
che Reformen in einer Vielzahl von Bereichen ge- 
sichert werden, die möglichst günstige Rahmenbedin- 
gungen für mehr Beschäftigung schaffen sowie ein 
nachhaitig hohes Produktivitätswachstum erlauben. 

5. Wachstumsschwächen beseitigen 

Auf diese drängenden Herausforderungen wurde in 
Deutschland in der Vergangenheit oftmals nicht mit 
der gebotenen Schnelligkeit und Entschiedenheit rea- 
giert. Chancen, die andere Länder mit Erfolg ergriffen 
haben, blieben hierzulande teilweise ungenutzt. Im 
Gegenteil: Mit jedem konjunkturellen Abschwung hat 
sich die Arbeitslosigkeit weiter verfestigt und die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen ist gestiegen. Die Unterneh- 
mensinvestitionen gingen zurück (vgl. Schaubild 3) 
und die Staatsverschuldung nahm zu. Die deutsche 
Volkswirtschaft verlor an Flexibilität und damit an 
Widerstandskraft. Dies hat mit dazu beigetragen, dass 
es gut vier Jahre gedauert hat, bis der kräftige außen- 


wirtschaftliche Impuls auch auf die Binnenwirtschaft 
übergesprungen ist. 

Im Ergebnis ist der Zuwachs des Pro-Kopf-Ein- 
kommens in Deutschland seit 1991 im internationalen 
Vergleich gering. Rein rechnerisch könnte jeder Bür- 
ger im Jahr 2007 fast 20 % mehr verdienen, wenn die 
deutsche Wachstumsdynamik ähniich hoch wie in 
anderen fortgeschrittenen Industrieländern gewesen 
wäre (vgl. Schaubild 4). Dieser Vergleich macht auf 
eine sehr anschauliche Weise nicht nur die wirtschaft- 
liche, sondern vor allem auch die soziale Dimension 
einer nachhaltigen Wachstumsdynamik deutlich. Die 
Bundesregierung wird deshalb alles daransetzen, dass 
Deutschland die gegenwärtigen und zukünftigen 
Herausforderungen erfolgreicher bewältigen kann als 
in den letzten Jahren. 

6. Aufschwung verstetigen 

ln diesem Jahr geht es darum, den in Gang gekomme- 
nen Aufschwung zu verstetigen, die Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte fort- und weitere innere 


Schaubild 3: Nettoanlageinvestitionen im Verhältnis zum BIP für Deutschland seit 1970' 
in Prozent 



H Nettoanlagelnvestitionen Staat | Nettoanlageinvestitionen Unternehmen 
— Nettoanlageinvestitionen gesamt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


’ bis 1990 West-Deutschland, ab 1991 Gesamt-Deutschland 
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Wachstumskräfte der Wirtschaft freizusetzen. Unter- 
nehmer und Arbeitnehmer brauchen Anreize und Frei- 
räume, um das Produktions- und Absatzpotenzial der 
Volkswirtschaft auszuweiten. Jetzt, da die Eigendyna- 
mik des Aufschwungs zunehmend an Stärke gewinnt, 
sind die Aussichten für einen weiteren Erfolg dieser 
Strategie besonders gut. In einem gesamtwirtschaftlich 
günstigen Umfeld wirken sich strukturelle Reformen 
rascher aus. Vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels in der Gesellschaft, der möglichen Verknap- 
pung vieler konventioneller Rohstoffe und Energie- 
formen sowie der zunehmenden Notwendigkeit, um- 
weltverträglich zu produzieren, gibt es zu diesem 
Ansatz keine Alternative. Die im Folgenden genan- 
nten Politikbereiche stehen dabei im Mittelpunkt. 

7. Staatsfinanzen nachhaltig konsolidieren 

Insgesamt wird die Bundesregierung ihre Finanz- und 
Wirtschaftspolitik so anlegen, dass es gelingt, den 
Staat auf ein solides, tragfähiges Fundament zu stellen 
(vgl. im Einzelnen dazu Kapitel A). Sie wird die Mittel 
noch stärker auf die notwendigen Ausgaben konzen- 


trieren. Diese müssen nachhaltig und möglichst 
wachstumsneutral finanziert werden. Einsparpoten- 
ziale in der Bürokratie gilt es zu nutzen. Aufgrund der 
angespannten öffentlichen Haushaltslage und des 
Ausgabendrucks im Zuge der Alterung der Gesell- 
schaft bleibt auch ein sorgsamer Umgang mit öffent- 
lichen Mitteln notwendig. Die Bundesregierung wird 
deshalb weiterhin großen Wert darauf legen, dass 
staatliche Leistungen möglichst kosteneffizient bereit- 
gestellt werden. 

8. Mehr Wettbewerb 

Unternehmen investieren und wagen die Entwicklung 
neuer Technologien umso eher, je höher die Gewinn- 
chancen und je geringer die Belastungen sind. Für Un- 
ternehmen ist dabei vor allem wichtig, dass sie leich- 
ten Zugang zu den nationalen und internationalen 
Absatzmärkten, zu Vorleistungen und Finanzmitteln 
haben. Darüber hinaus dürfen sie mit Steuern und 
Bürokratie nicht überlastet werden. Solche Wettbe- 
werbsbedingungen liefern günstige Impulse für ra- 
schere Innovationsprozesse. Die dadurch ausgelöste 


Schaubild 4: Entwicklung des Pro-Kopf-Einkommens in nationaler Währung 
im internationalen Vergleich 



Deutschland Schweden Vereinigtes Königreich B Dänemark - Vereinigte Staaten 

Quelle: IWF (2006), World Economic Outlook 


8.9 Werte für 2006 und 2007 sind Prognosewerte 
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Produktivitäts- und Wachstumsdynamik wird ihrer- 
seits wiederum neue Beschäftigungschancen eröffnen. 
Investitions- und innovationsfreundliche Rahmenhe- 
dingungen zu schaffen und einen funktionierenden 
Wettbewerb zu gewährleisten, ist somit die zweite 
Kernaufgabe einer Wachstums- und beschäftigungs- 
orientierten Wirtschaftspolitik (vgi. dazu im Einzelnen 
Kapitel B). 

9. Mehr Innovationen 

Die Innovationsfähigkeit der Unternehmen ist in 
einer entwickelten Volkswirtschaft langfristig eine 
entscheidende Wachstumsdeterminante. Erfoigrei- 
che Innovationen schaffen den Spielraum für hohe 
Produktivitäts- und Lohnzuwächse. Als leistungs- 
fähige Innovations- und Wissensgeseilschaft hat 
Deutschland die besten Chancen, den Strukturwan- 
del und die demografischen Herausforderungen 
erfolgreich zu bewäitigen. Erfreulicherweise gehören 
deutsche Unternehmen mit ihrem technologischen 
Erfindergeist zur Weitspitze (vgl. Schaubild 5). Damit 


dies so bleibt, sind neben günstigen Arbeitsmarkt- 
und Wettbewerbsbedingungen zusätzliche Anstren- 
gungen im Bereich der Forschungs- und Technologie- 
poiitik sowie der Bildungspolitik erforderlich. Erfin- 
dungen und Patente müssen zudem international in 
angemessener Weise geschützt sein. Die Bundesre- 
gierung sieht deshalb eine weitere wichtige Aufgabe 
ihrer Wirtschaftspoiitik darin, die Wissensgesell- 
schaft aktiv voranzubringen und die Innovations- 
anstrengungen der Unternehmen zu unterstützen 
(vgl. dazu im Einzeinen Kapitel C). 

10. Marktwirtschaft sozial und umweltver- 
träglich gestalten 

Wachstum, Innovation und Beschäftigung stehen in 
einer Sozialen Marktwirtschaft in einer wechselseiti- 
gen Beziehung zu sozialen und umweltpolitischen 
Zielen. Einerseits liefert wirtschaftlicher Erfolg die 
finanzielle Basis für Umweltschutz und soziale Siche- 
rung. Andererseits tragen die sichere Versorgung mit 
existenzielien Gütern - z. B. Energie, Rohstoffe und 
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saubere Umwelt - sowie soziale Sicherheit und bürger- 
schaftliches Engagement dazu bei, dass sich die 
Bürger mit dem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem 
identifizieren. Sie sind zugleich wichtige Faktoren für 
ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Flexibilität 
und Wettbewerb, Subsidiarität und Solidarität sowie 
Nachhaltigkeit sind für die Bundesregierung Eckpfei- 
ler einer modernen Sozialen Marktwirtschaft. Wenn 
es gelingt, die Wohlstandsgrundlagen für alle Men- 
schen in Deutschland langfristig zu sichern, wird auch 
das Vertrauen in die Soziale Marktwirtschaft gestärkt 
werden (vgl. im Einzelnen dazu Kapitel D). 

Die demografische Entwicklung und ein globaler Indus- 
trialisierungs- und Wachstumsschub lassen die Nach- 
frage nach Ressourcen wachsen und Rohstoffpreise 
ansteigen. Die deutsche Wirtschaft muss sich darauf 
einstellen. Für ein rohstoffarmes Land wie Deutsch- 
land ist dies eine Chance. Eine ressourcenschonendere 
Produktion trägt dazu bei, die industrielle Wettbe- 
werbsfähigkeit zu steigern. Die deutsche Wirtschaft 
hat zudem die besten Voraussetzungen, ihre traditio- 
nelle Spitzenstellung bei der Umwelttechnik noch 


weiter auszubauen. Mit ihrer Politik will die Bundesre- 
gierung dazu beitragen, dass die Wirtschaft sich nicht 
nur auf neue Knappheiten und Herausforderungen 
einstellt, sondern davon auch ökonomisch profitiert. 

11. Mehr Beschäftigung 

Ausschlaggebend für den im Vergleich zu vielen In- 
dustrieländern geringeren Zuwachs des Pro-Kopf- 
Einkommens in Deutschland ist, dass die verfügbare 
Arbeitskraft in zu geringem Umfang in den Wirt- 
schaftsprozess eingebunden wird. Wachstum resul- 
tiert aus einer Kombination von Arbeit, Kapital und 
technischem Fortschritt. Je mehr und je effizienter 
gearbeitet wird, umso höher wird das Ergebnis aus- 
fallen. In Deutschland ist die Zahl der insgesamt geleis- 
teten Arbeitsstunden seit 1991 kontinuierlich gesun- 
ken. Zu wenige Menschen werden in das Arbeitsleben 
einbezogen. Zu viele von denen, die Arbeit suchen, 
bleiben lange Zeit oder sogar dauerhaft arbeitslos. 
Insbesondere auf diesen geringeren Einsatz der Arbeit 
ist das Wohlstandsgefälle gegenüber anderen Indus- 
trieländern in den vergangenen Jahren zurückzufüh- 
ren (vgl. Schaubild 6). 


Schaubild 6: Zerlegung des Wohlstandsgefälles in Arbeitseinsatz und Produktivität 


Prozentualer Abstand zum BIP 
pro Kopf in den USA“ 

Irland 
Schweiz 
Österreich 
Kanada 
Dänemark 
Schweden 
Niederlande 
Finnland 
Belgien 
Vereinigtes 
Königreich 
Frankreich 
Japan 
Deutschland 
Italien 
Spanien 
Korea 
Griechenland 
Portugal 



... zurückzuführen auf 
geringeren Einsatz 
der Arbeit 



... zurückzuführen auf geringeren 
Produktivitätszuwachs'' 
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Quelle: OECD (2006), Coing for Growth 


2004 auf Basis von Kaufkraftparitäten im Jahr 2000; ” Gemessen am BIP je geleisteter Arbeitsstunde 
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Die gute wirtschaftliche Entwicklung und die 
Reformen am Arbeitsmarkt schlagen sich jetzt auch 
wieder in mehr Beschäftigung nieder. Die Zahl der Ar- 
beitslosen ist deutlich niedriger als im Vorjahr. Die 
Zahl der offenen Stellen nimmt weiter zu. Die Zahl der 
Langzeitarbeitslosen und Geringqualifizierten ist aber 
immer noch viel zu hoch; die Erwerbsbeteiligung ins- 
besondere älterer Menschen ist, trotz eines leichten 
Anstiegs in den letzten Jahren, nach wie vor viel zu 
niedrig. Auch die Erwerbsbeteiligung der Frauen 
könnte noch höher liegen. Ziel der Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik ist es deshalb, die Rahmenbedin- 
gungen für mehr Beschäftigung weiter zu verbessern. 
Hierbei müssen Stellschrauben neu justiert werden. 
Dies gilt auch für die Lohnzusatzkosten (vgl. im Ein- 
zelnen dazu Kapitel E). 

12. Widerstandskraft stärken 

Flexible Güter-, Kapital- und Arbeitsmärkte, günstige 
makroökonomische Rahmenbedingungen, ein inten- 
siver Wettbewerb und eine hohe Innovationsfähigkeit 
sind sich wechselseitig verstärkende Elemente einer 
auf eine nachhaitig höhere Wachstumsdynamik an- 
gelegten Strategie. Sie sind darüber hinaus eine gute 
Versicherung für in der Zukunft anstehende Heraus- 
forderungen. Sie erleichtern die notwendigen Anpas- 
sungsprozesse und machen die Wirtschaft insgesamt 
widerstandsfähiger, ln einem solchen flexiblen Um- 
feld werden Unternehmen in konjunkturellen Schwä- 
chephasen eher in der Lage sein, ihre Produktion neu 
auszurichten. Arbeitnehmer werden sich am Arbeits- 
markt rascher neu orientieren können. Unter diesen 
Bedingungen wird es künftig nicht mehr so iange 
dauern, bis positive Konjunkturimpulse aus dem Aus- 
land überspringen. Der Auslastungsgrad der Produk- 
tions- und Beschäftigungsmögiichkeiten der Wirt- 
schaft wird steigen. Alles dies wird das Vertrauen von 
nationalen und internationalen Investoren in die 
Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
weiter stärken. 

13. Nationale und europäische Politik aufeinander 
abstimmen 

Viele europäische Nachbarstaaten stehen vor ähn- 
lichen Herausforderungen wie Deutschland. Deshalb 
müssen in ganz Europa die Voraussetzungen für ein 
nachhaltig hohes Wirtschaftswachstum durch struk- 
turelle Reformen verbessert werden. Dies ist der Kern 
der Lissabon-Strategie der EU. Sie ist insbesondere im 


Euroraum von Bedeutung, in dem strukturelle Proble- 
me und ein Fehlverhalten der wirtschaftspolitischen 
Akteure kurzfristig nicht mehr durch Wechselkurs- 
änderungen abgefedert werden können. Bislang sind 
innerhalb des Euroraums noch erhebliche Unterschie- 
de beim Wirtschaftswachstum, bei den Infiationsra- 
ten und der Wettbewerbsfähigkeit festzustellen. Diese 
anhaitenden Divergenzen sind nicht ausschiießlich 
auf wirtschaftliche Aufholprozesse von Mitgliedstaa- 
ten oder auf konjunkturelle Effekte zurückzuführen. 
Vielmehr liegen ihnen auch mangelnde Produktivität 
und Innovationskraft sowie unzureichende Lohndiszi- 
plin zugrunde. Hier bleiben die nationalen Politikfel- 
der weiterhin gefordert. Aber auch der Europäische 
Binnenmarkt muss weiterentwickelt und der inner- 
europäische Wettbewerb intensiviert werden. Da- 
durch verbessern sich die grundlegenden Voraus- 
setzungen für stabile wirtschaftliche Entwicklungen 
in allen Mitgliedstaaten und für ein hohes Maß an 
Kohärenz in der Europäischen Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion. 

Die Europäische Wirtschafts- und Währungs- 
union ist ein bedeutender Erfolg der europäischen 
Integration. Der Europäischen Zentralbank (EZB) ist es 
gelungen, das Vertrauen auf stabile Preise im Euro- 
raum fest zu verankern. Auf diese Weise hat sie auch 
zu günstigen Kreditkonditionen für Unternehmen und 
Verbraucher beigetragen und eine wichtige Voraus- 
setzung für eine Wachstums- und beschäftigungs- 
freundliche Entwicklung geschaffen. Um ein beständi- 
ges, inflationsfreies Wachstum in der Währungsunion 
sicherzustellen, ist ein verantwortungsbewusstes Han- 
deln aller wirtschaftspolitisch relevanten Akteure in 
Deutschiand und Europa notwendig. 

Für die Tarifvertragsparteien in alien EU-Mitglied- 
staaten gilt es, ihre Lohnpolitik so auszurichten, dass 
sie vorrangig zur Stabilität des Preisniveaus sowie zu 
mehr Beschäftigung beiträgt. Die Bundesregierung 
trägt mit weiteren Strukturreformen und einer fortge- 
setzten Haushaltskonsolidierung ihren Teil zu mehr 
Wachstum, Beschäftigung und Preisniveaustabilität 
in Europa bei. Sie steht damit nicht nur im Einklang mit 
der Lissabon-Strategie. Sie wird auch die Maastricht- 
kriterien erfüllen. Es ist ein Erfoig der deutschen 
Finanzpolitik, dass die Voraussetzungen geschaffen 
worden sind, um das Defizitverfahren gegen Deutsch- 
iand in diesem Jahr aufzuheben. Damit stärkt die Bun- 
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desregierung die Glaubwürdigkeit des Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspakts. Im Hinblick auf die 
Konsolidierungsfortschritte in der EU zeigt sich zu- 
dem, dass der reformierte Pakt ein wirkungsvolles 
Instrument der Haushaltsdisziplin darstellt. 

14. EU- und G8-Präsidentschaft nutzen 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer diesjäh- 
rigen EU-Ratspräsidentschaft Schwerpunkte auf die 
Stärkung der Innovationskräfte, die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 38), die Verbesserung der steuer- 
lichen Rahmenbedingungen sowie der Qualität der 
öffentlichen Haushalte, den Bürokratieabbau, die 
Energieversorgung und die weitere Finanzmarkt- 
integration legen. Ziel ist es, durch die verschiedenen 
nationalen Reformansätze Synergieeffekte für ganz 
Europa zu erzielen. Gleiches gilt auch für die exter- 
nen Wetthewerbschancen Europas auf den Welt- 
märkten, die die Bundesregierung gemeinsam mit 
den europäischen Partnern verbessern will. Gegen- 
über Entwicklungsländern, insbesondere den ärms- 
ten Entwicklungsländern, hat die Europäische Union 
eine besondere Verantwortung. Daher achtet die 
Bundesregierung darauf, dass entwicklungspolitische 
Aspekte im Rahmen der Handelspolitik berücksichtigt 
werden. 

Vorrangiges wirtschaftspolitisches Ziel der deut- 
schen EU-Ratspräsidentschaft bleibt ein erfolgreicher 
Abschluss der WTO-Verhandlungen der Doha-Ent- 


wicklungsrunde, der alle Verhandlungsbereiche ein- 
schließt. Die Bundesregierung unterstützt darüber 
hinaus die Aufnahme von Verhandlungen über regio- 
nale und bilaterale Freihandelsabkommen mit wachs- 
tumsstarken Schwellenländern im asiatischen Raum, 
wie z. B. Indien (vgl. auch Kasten 1). Sie wird darauf 
hinarbeiten, dass möglichst noch während der deut- 
schen Präsidentschaft Verhandlungsmandate ver- 
abschiedet und konkrete Verhandlungen aufgenom- 
men werden. 

Um die transatlantischen Wirtschaftsbeziehun- 
gen zu verbessern, strebt die Bundesregierung ferner 
die Stärkung der regulatorischen Zusammenarbeit - 
z. B. bei Normen und Standards - zwischen der EU und 
den USA an. Auch die wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit mit China wird weiter ausgebaut und vertieft 
werden (vgl. Tz 41). Zudem sollen Verhandlungen zum 
Folgeabkommen des 2007 auslaufenden Partner- 
schafts- und Kooperationsabkommens zwischen der 
EU und Russland auf genommen werden. 

Die Bundesregierung wird die G8-Präsidentschaft 
in diesem Jahr nutzen, um die globale Verantwor- 
tung der großen Wirtschaftsnationen für eine wachs- 
tumsorientierte Politik einzufordern. Sie wird neue 
Impulse zur Weiterentwicklung des internationalen 
Ordnungsrahmens für den Handel, die Finanzmärkte 
und grenzüberschreitende Investitionen geben. Auch 
die soziale Dimension der Globalisierung bleibt ein 
wichtiger Gestaltungsauftrag. Dabei setzt die Bundes- 


Kasten 1: Außenwirtschaftspolitik 2007 

► Offene Weltmärkte sichern und Handelskonflikte im Rahmen der WTO schlichten. 

► Globalisierung durch neue liberale Handelsregeln und Abbau von Zöllen, Handelshemmnissen und 
Bürokratie im Rahmen der Doha-Runde gestalten. 

► Bedrohung durch Terrorismus und bewaffnete Konflikte mittels Exportkontrolle und Finanzsanktionen 
sowie Waren- und Dienstleistungsembargos vermindern. 

► Illegalem Technologietransfer, Produktpiraterie und Handel mit Raubkopien durch Schutz geistigen 
Eigentums insbesondere in Schwellenländern entgegenwirken. 

► Neue Marktchancen für deutsche Unternehmen durch strategische Wirtschaftsabkommen eröffnen 
(insbesondere barrierefreier transatlantischer Wirtschaftsraum). 

► Weltweite Rohstoffbasis für die deutsche Wirtschaft durch maßgeschneiderte Kredite zur Erschließung 
von Abbaustätten im Ausland sichern. 

► Deutsche Unternehmen auf Auslandsmärkten durch Hermes-Bürgschaften, Investitionsgarantien sowie 
Beratung und Information unterstützen. 

► Auslandsinvestitionen für Deutschland anwerben durch Neuausrichtung der Standortwerbung. 
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Kasten 2: Zentrale deutsche wirtschaftspolitische Handiungsfelder in der EU 
und auf internationaler Ebene 

EU-Ratspräsidentschaft: — KJ2007 DE 


► Weiterentwicklung des Europäischen Binnenmarktes einschließlich Fortschritte für einen integrierten 
Markt für Finanzdienstleistungen. 

► Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, u. a. durch industriepolitische Initiativen 
(z. B. Cars 21, vgl. Tabelle lfd. Nr. 39). 

► Bürokratieabbau und bessere Rechtssetzung. 

► Gewährleistung einer sicheren, wirtschaftlichen und umweltverträglichen Energieversorgung und 
Konkretisierung einer „Energiepolitik für Europa“. 

► Verbesserte steuerliche Rahmenbedingungen im Binnenmarkt sowie Betrugsbekämpfung. 

► Verbesserte Qualität der öffentlichen Finanzen. 

► Straffere und zielgerechte finanz- und wirtschaftspolitische Koordinierungsverfahren 
in der auf 27 Mitgliedstaaten vergrößerten EU. 


G8-Vorsitz: 


C8Ciptel2007 

Heiligendamm 




Die deutsche G8-Präsidentschaft 2007 wird unter dem Titel „Wachstum und Verantwortung“ die Schwer- 
punkte „Weltwirtschaft“ und „Afrika“ aufgreifen. Impulse zur Weiterentwicklung und Stärkung der Rahmen- 
hedingungen der Weltwirtschaft im Dialog der G8 untereinander und mit den großen Schwellenländern 
sollen u. a. in folgenden Bereichen gesetzt werden: 

► Ahbau der globalen Ungleichgewichte, Stabilität und Transparenz der internationalen Finanzmärkte, 
Investitionen und Investitionsbedingungen. 

► Innovation fördern - Innovationen schützen (Schutz geistigen Eigentums). 

► Energieeffizienz, Klimaschutz, verantwortungsvoller Umgang mit Rohstoffen. 

► Schwerpunktthema Afrika: nachhaltige Investitionen, „Gute Regierungsführung“, Frieden und 
Sicherheit, Gesundheitssystementwicklung sowie Bekämpfung von HIV/AIDS. 


regierung weiterhin auf die hervorragende Zusam- 
menarbeit mit den internationalen Organisationen. 
Sie unterstützt die laufenden Reformprozesse beim 
IWF, bei der Weltbank und bei der OECD. Diese die- 
nen dem Ziel, die Effizienz und den Wirkungsgrad 
dieser Institutionen mit Blick auf eine stabile, um- 
weltgerechte und sozial ausgewogene Entwicklung 
der Weltwirtschaft zu fördern (vgl. Kasten 2). Mit ihrer 
Politik trägt die Bundesregierung dazu bei, die Armut 
weltweit zu bekämpfen, Frieden zu sichern und De- 
mokratie zu verwirklichen, die Globalisierung gerecht 
zu gestalten und die Umwelt zu schützen. Sie ist be- 
strebt, die Verpflichtung Deutschlands zur Erhöhung 
der Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen des 
Stufenplans der Europäischen Union umzusetzen und 
leistet damit einen Beitrag zur Erfüllung der Millen- 
niumsziele der Vereinten Nationen und zur Stärkung 
der internationalen wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit. (vgl. Tabelle lfd. Nr. 122-127) 


A. Den Staat auf ein tragfähiges 
Fundament stellen 

15. Öffentliche Finanzen tragfähig gestaiten 

Ein effizientes und leistungsfähiges Staatswesen ist im 
Verbund mit soliden Staatsfinanzen eine wesentliche 
Voraussetzung für Wachstum, Innovation und Be- 
schäftigung. Deutschland ist eines der am weitesten 
entwickelten Gemeinwesen in der Welt. Die Organisa- 
tionsstruktur des Staates und die Prozesse in der 
öffentlichen Verwaltung müssen aber noch flexibler 
werden, um auf Veränderungen rechtzeitig reagieren 
zu können. Dies wird in einer sich rasch wandelnden 
internationalisierten Wirtschaft mehr und mehr zum 
entscheidenden Standortfaktor. 
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Nach der klaren Aufgabenzuordnung im Rahmen 
der ersten Stufe der Föderalismusreform strebt die 
Bundesregierung in der zweiten Stufe der Föderalis- 
musreform die effizientere Gestaltung der Finanzbe- 
ziehungen von Bund und Ländern an. Dabei sollen 
zudem die Grundlagen für eine bessere staatliche 
Aufgabenerfüllung auf allen Ebenen der Verwaltung 
geschaffen werden. Gleichzeitig wird die Bundesre- 
gierung dafür sorgen, dass der Staat seine Aufgaben 
möglichst kosteneffizient erfüllen kann und ihre nach- 
haltige Finanzierung auf Dauer möglichst wachstums- 
und beschäftigungsfreundlich gewährleistet wird. 

16. Nationalen Stabilitätspakt umsetzen 

Für tragfähige öffentliche Finanzen zu sorgen, ist 
nicht allein Aufgabe des Bundes, sondern auch die der 
Länder. Durch den im Rahmen der ersten Stufe der 
Föderalismusreform beschlossenen Nationalen Sta- 
bilitätspakt wird die Ausgabendisziplin auf gesamt- 
staatlicher Ebene entscheidend gestärkt. Mit dem 


neuen Artikel 109 Abs. 5 Grundgesetz (GG) wird ge- 
regelt, dass künftig mögliche Strafzahlungen aus der 
Verletzung des Europäischen Paktes zu 65 % vom Bund 
und zu 35 % von den Ländern getragen werden. Durch 
diese Lastenteilung zwischen Bund und Ländern wer- 
den von vornherein Anreize für ein diszipliniertes 
Verhalten auch auf Länderebene gesetzt. Trotz der 
vom Rat geäußerten Zweifel an der ökonomischen 
Rechtfertigung der vertikalen und horizontalen Ver- 
teilungskriterien für die Strafzahlungen (JG Tz 462) 
sieht die Bundesregierung in diesem - mit den Län- 
dern erzielten - Kompromiss einen wichtigen Anreiz 
für gesamtstaatliche Solidarität bei der Erfüllung der 
europäischen Defizitvorgaben. 

17. Reform nationaler Schuldenregeln 

Die staatliche Ausgabendisziplin kann zusätzlich ge- 
stärkt werden, indem die nationalen Verschuldens- 
regeln weiterentwickelt werden. Der Rat macht 
mehrere Vorschläge (JG Tz 390-408). Er spricht sich 


Schaubild 7: Entwicklung der Finanzhilfen'^ des Bundes im Zeitraum 1998-2009 in Mrd. Euro 



■ in Abgrenzung des 19. Subventionsberichts 
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dafür aus, den Investitionsbegriff des Grundgesetzes 
auf diejenigen Ausgaben zu beschränken, die mit po- 
sitiven Vermögens- und Wachstumseffekten einher- 
gehen. Er regt dazu an, Einnahmen aus Vermögens- 
minderungen nicht zu berücksichtigen und den 
laufenden Werteverzehr des staatlichen Vermögens 
(Ahschreihungen) einzubeziehen. Schließlich spricht 
sich der Rat dafür aus, die Verschuldungsmöglichkei- 
ten für den Ausnahmefall einer Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts zu präzisieren und zu 
begrenzen. Dabei schlägt er eine verfassungsmäßig 
verankerte Regelung vor, die sich am Modell der 
„Schweizer Schuldenbremse“ orientiert (JG Tz 404). 

Die Bundesregierung wird diese Vorschläge ebenso 
wie weitere Anregungen aus der Wissenschaft in ihre 
Überlegungen einbeziehen. 

18. Konsolidierungserfolg fortsetzen 

Die Bundesregierung ist auf gutem Wege, die Trag- 
fähigkeit der öffentlichen Finanzen wiederherzu- 
stellen. Die Regelgrenze des Art. 115 GG wird ab 2007 
eingehalten und die Schuldenstandsquote zurück- 
geführt. Das Maastricht-Defizitkriterium wird bereits 
seit dem vergangenen Jahr wieder eingehalten. Es 
geht jetzt darum, auch bei konjunkturbedingt guter 
Einnahmensituation keine neuen Entscheidungen zu 
Lasten künftiger Generationen zu treffen. 

Mit dem Bundeshaushalt 2007 setzt die Bundes- 
regierung den Schwerpunkt der Konsolidierung auf 
die Ausgabenseite. Berücksichtigt man, dass Steuer- 
subventionen und steuerliche Sonderregelungen vom 


wirtschaftlichen Ergebnis her Ausgaben gleichzu- 
setzen sind, entfällt der überwiegende Teil der Konso- 
lidierungsanstrengungen im Jahr 2007 auf die Aus- 
gabenseite. Erfahrungen anderer Länder zeigen, dass 
hierdurch am ehesten Erfolge zu erzielen sind. Eine 
ausgabenseitige Konsolidierung wird von der Bevöl- 
kerung, aber auch von den Kapitalmärkten in der Re- 
gel als glaubwürdiger empfunden als eine Erhöhung 
der Einnahmen. 

19. Haushaltsstrukturen qualitativ verbessern 

Parallel zur Konsolidierung muss die Struktur der Aus- 
gaben - in Richtung auf ein stärkeres Gewicht wachs- 
tumsfördernder Bereiche - qualitativ verbessert 
werden. Der Bund wendet bereits heute rund zwei 
Drittel seiner Ausgaben für Zinsen, soziale Sicherung 
und Arbeitsmarktpolitik auf. Es geht nicht darum, 
die Sozialausgahen relativ zur Wirtschaftsleistung zu 
erhöhen, sondern insbesondere darum, die Effizienz 
des Mitteleinsatzes zu steigern. 

20. Subventionen weiter abbauen, 
Ergebnisorientierung verbessern 

Zu einer verbesserten Qualität der öffentlichen Finan- 
zen trägt auch der Ahbau überholter Subventionen bei 
(vgl. Schaubild 7 und Tabelle lfd. Nr. 5-9). Die von der 
Bundesregierung beschlossenen Leitlinien zur Sub- 
ventionspolitik (vgl. Kasten 3 bzw. Tabelle lfd. Nr. 4) 
werden die Transparenz, den Rechtfertigungsdruck 
und die Steuerungsmöglichkeiten bei Subventions- 
maßnahmen erhöhen. Die Bundesregierung wird 
Subventionen degressiv gestalten und grundsätzlich 


Kasten 3: Kabinettsbeschluss zur Subventionspolitik 

Im März 2006 hat das Bundeskabinett beschlossen, dass 

► neue Subventionen nur gewährt werden, wenn sie sich gegenüber sonstigen Maßnahmen als das am 
besten geeignete und auch unter Kosten-Nutzen-Aspekten als effizientes Instrument darstellen, 

► neue Subventionen vorrangig als Finanzhilfen gewährt werden und durch Einsparungen an anderer Stelle 
zu finanzieren sind, 

► geprüft werden soll, inwieweit Steuervergünstigungen in Finanzhilfen oder andere, den Staatshaushalt 
weniger belastende Maßnahmen überführt werden können, 

► neue Finanzhilfen nur noch befristet und grundsätzlich degressiv ausgestaltet werden, 

► die Ziele der Finanzhilfen in einer Form festgehalten werden, die eine Erfolgskontrolle ermöglicht, 

► die Subventionspolitik der Bundesregierung sich an Wachstums-, verteilungs-, Wettbewerbs- und umwelt- 
politischen Wirkungen orientiert und 

► auch bei bestehenden und bisher nicht befristeten und/oder nicht degressiv ausgestalteten Finanzhilfen 
eine Befristung und grundsätzlich eine Degression eingeführt wird. 
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Kasten 4: Weiterentwicklung der Förderpolitik - Kernbereiche 

► Gezielter Einsatz der Investitions- und Mittelstandsförderung zur Verbreiterung der gewerblichen Basis in 
den neuen Ländern und zur Schaffung von Arbeitsplätzen. 

► Noch stärkere Ausrichtung der Forschungs- und Innovationsförderung auf die Vernetzung von Wissen- 
schaft und Wirtschaft, Verkürzung des Weges von der innovativen Idee bis hin zum marktreifen Produkt 
sowie Aus- und Aufbau von Forschungs- und Innovationskernen. 

► Gezielte Profilierung bestimmter Stärken und regionaler Wachstumsmotoren auf der Basis einer flexiblen 
und breit angelegten Förderung. 

► Fortsetzung der Branchenkonferenzen in den neuen Ländern (Zukunftskonferenz Maschinenbau in 
Leipzig im März 2007, Chemiekonferenz in Sachsen-Anhalt und Konferenz zur Unternehmensfinanzierung 
in Berlin im Herbst 2007). 

► Orientierung der ländlichen Entwicklung auch auf Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
außerhalb der Landwirtschaft durch professionelles Regionalmanagement sowie die Erarbeitung inte- 
grierter Entwicklungskonzepte. 


befristen. Die hinsichtlich der Wirksamkeit dieser 
Maßnahmen skeptische Beurteilung des Rates mit 
Blick auf Finanzhilfen für Investitionen von Ländern 
und Gemeinden (JG Tz 460) wird von der Bundes- 
regierung nicht geteilt. 

21. Aufbau Ost konsequent fortsetzen 

Die Bundesregierung hält am Aufbau Ost als gesamt- 
wirtschaftliche Aufgabe fest. Ein selbsttragender Auf- 
holprozess ist trotz vieler positiver Entwicklungen nach 
wie vor nicht erreicht. Die Bundesregierung hat sich 
im Jahresbericht 2006 zum Stand der Deutschen Ein- 
heit (BT-Drucksache 16/2870) intensiv mit der Lage 
und den Perspektiven der neuen Länder befasst. We- 
sentlich für den Aufholprozess sind Impulse aus den 
Reformmaßnahmen der Bundesregierung für eine 
höhere Wachstumsdynamik in ganz Deutschland. Im 
Interesse eines leistungsfähigen Wirtschaftsstandorts 
werden auch künftig in einigen Bereichen Subventio- 
nen und gezielte Fördermaßnahmen noch erforder- 
lich sein. 

Vor dem Hintergrund einer differenzierten Ent- 
wicklung und degressiver Bundeshilfen wird die der- 
zeitige Förderpolitik gemeinsam mit den Ländern 
behutsam weiterentwickelt (vgl. hierzu Kasten 4). 

Für einen effizienten Einsatz der Mittel stehen vor 
allem die neuen Länder selbst in der Verantwortung. 
Die Bundesregierung stellt für den Aufbau Ost im Rah- 
men des Solidarpakts II bis zum Jahr 2019 erhebliche 
Mittel zur Verfügung. Dazu gehören Sonderbedarfs- 


Bundesergänzungszuweisungen (Korb 1) von insge- 
samt 105 Mrd. €, die den Beschlüssen entsprechend 
degressiv gestaffelt werden. Darüber hinaus sind wei- 
tere 51,1 Mrd. € in Form überproportionaler Mittel 
(Korb 2) zugesagt. Die Bundesregierung hat sich Ende 
des letzten Jahres mit den neuen Ländern auf die für 
den Korb 2 relevanten Politikfelder verständigt. Ge- 
genstand des Korbs 2 sind überproportionale Leistun- 
gen in den Politikfeldern Wirtschaft (z. B. die Bund- 
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ und die bis 2009 ver- 
längerte Investitionszulage), Verkehr, Wohnungs- und 
Städtebau, Förderung von Innovationen und FuE, 
EU-Strukturfondsmittel, Beseitigung ökologischer Alt- 
lasten sowie im Sportbereich. Mit der Einigung zum 
Korb 2 erhalten die neuen Länder Planungssicherheit 
für die gesamte Laufzeit des Solidarpakts. Die Bundes- 
regierung wird auf der Grundlage der getroffenen 
Vereinbarung jährlich bis zum Jahr 2020 im Finanz- 
planungsrat über die von ihr jeweils im Vorjahr er- 
brachten Korb 2-Leistungen berichten. 

22. Regionalpolitik als Wachstumspolitik 

Die Bundesregierung hält ebenso an der gezielten Re- 
gionalförderung zur Stärkung von Innovation, Wachs- 
tum und Beschäftigung in Deutschland fest. Dafür 
wurden für den Zeitraum ab 2007 wichtige Weichen 
gestellt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 13-19). Das zentrale Instru- 
ment der Regionalpolitik bleibt die Bund-Länder-Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW). Die mischfinanzierte 
GRW wurde im Rahmen der Föderalismusreform 
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zwischen Bund und Ländern intensiv diskutiert und 
ihre Fortsetzung bestätigt. Zur bundesseitigen Absiche- 
rung der Finanzausstattung ist für die GRW im Bun- 
deshaushalt 2007 ein Volumen von rund 650 Mio. € 
für die neuen Länder und ausgewählte strukturschwa- 
che Regionen in den alten Ländern vorgesehen. Im 
Rahmen der GRW haben Bund und Länder einver- 
nehmlich auch das neue Regionalfördergebiet für 
2007 bis 2013 beschlossen. Für diesen Zeitraum stehen 
zur Unterstützung der Regionen darüber hinaus rund 
25,5 Mrd. € aus den Europäischen Strukturfonds zur 
Verfügung. Sowohl beim Einsatz der GRW-Bundes- 
mittel als auch der EU-Strukturfondsmittel ist eine 
Kofinanzierung durch die Länder notwendig. 

23. Öffentlich-Private-Partnerschaften 
ausbauen 

Öffentlich-Private-Partnerschaften (ÖPP) können dazu 
beitragen, öffentliche Haushalte zu entlasten. Privat- 
wirtschaftliche Strukturen können Vorteile beim 
Projektmanagement und der Kostenkontrolle großer 
Infrastrukturprojekte (vgl. Tabelle lfd. Nr. 20-21) brin- 
gen. Sie ermöglichen Wettbewerb, durch den Kosten 
begrenzt, Innovationen rascher umgesetzt und eine 
Qualitätssteigerung erreicht werden können. 

Durch ein ÖPP-Vereinfachungsgesetz sollen noch 
in dieser Legislaturperiode die Rahmenbedingungen 
für ÖPP, insbesondere im Verkehrs- und Krankenhaus- 
bereich sowie bei den sozialen Infrastrukturen voran- 
gebracht werden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 11). Ziel ist es 
auch, für eine Verbesserung der Rahmenbedingungen 
im Bereich des Steuer- und Förderrechts zu sorgen. 
Daneben werden vor allem durch Änderungen im In- 
vestmentrecht im Rahmen der anstehenden Novellie- 
rung die Anlage- und Investitionsmöglichkeiten in 
Projekte für in- und ausländische Investoren verbes- 
sert. Dies schafft mehr Wettbewerb und eröffnet die 
Möglichkeit, ausländisches Know-how bei ÖPP-Projek- 
ten einfließen zu lassen. 

24. In die Zukunft investieren 

Insbesondere Ausgaben für Forschung, Entwicklung, 
Bildung und Innovationen entscheiden über die 
zukünftige Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und 
Gesellschaft. Genau wie klassische Investitionen in 
Bauten, Maschinen und Anlagen können „Investitio- 
nen in Köpfe“ über lange Zeit eine positive Wirkung 


entfalten. Die Bundesregierung nimmt daher die Auf- 
gabe, den Wandel zur Wissensgesellschaft zu unter- 
stützen, sehr ernst. Sie wird dazu die Kooperation 
zwischen Staat, Wirtschaft und Wissenschaft forcieren 
(siehe im Einzelnen dazu Kapitel C). Allein in dieser Le- 
gislaturperiode investiert die Bundesregierung deshalb 
6 Mrd. € zusätzlich in Forschung und Entwicklung. Sie 
erbringt damit auch ihren Beitrag zur Erreichung des 
Ziels der Lissabon-Strategie der EU, bis 2010 3 % des BIP 
in FuE zu investieren. Länder und Wirtschaft sind ge- 
fordert, ihre Investitionen ebenfalls zu erhöhen. Mit 
der Hightech-Strategie hat die Bundesregierung zu- 
sätzlich einen konzeptionellen Rahmen für Spitzen- 
technologieförderung aus einem Guss vorgelegt. Ins- 
gesamt wird sie bis 2009 rund 15 Mrd. € in strategisch 
wichtige Zukunftstechnologien investieren. Darüber 
hinaus stellt sie besondere Mittel für die Grund- 
lagenforschung, zur Förderung exzellenter universi- 
tärer Forschung und zum Ausbau der Hochschulen 
bereit. 

25. Einnahmenseite wachstumsfreundlich 
gestalten 

Allein durch die Fortsetzung der restriktiven Ausga- 
benpolitik der vergangenen Jahre und den Abbau von 
Steuervergünstigungen würde sich die verfassungs- 
mäßige Regelgrenze der Neuverschuldung im Jahr 
2007 nicht einhalten lassen. Die Erhöhung der Versi- 
cherungssteuer und des Regelsatzes der Umsatzsteuer 
waren daher unabdingbar (vgl. Schaubild 8 und 
Tabelle lfd. Nr. 1). Die Steuerquote wird sich dadurch 
zwar leicht erhöhen, im internationalen Vergleich 
aber niedrig bleiben. Die Abgabenquote bleibt trotz 
der Steuererhöhung mit rund 40 % in diesem Jahr auf 
dem Vorjahresniveau. Die Umsatzsteueranhebung ist 
auch Teil einer Gesamtstrategie zur Verbesserung der 
Steuerstruktur. In diesem Zusammenhang wird die 
Bundesregierung mit der Unternehmen- und Erb- 
schaftsteuerreform die steuerlichen Rahmenbedin- 
gungen für unternehmerische Tätigkeit verbessern 
und wettbewerbsfähiger gestalten sowie Subventio- 
nen abbauen. Zusammen mit der Absenkung der 
Lohnzusatzkosten kann das Steuer- und Abgabensys- 
tem somit spürbar wachstumsfreundlicher gestaltet 
werden. Investitionen, neue Beschäftigung und der 
Standort Deutschland insgesamt werden attraktiver 
(zu den Einzelheiten vgl. Kapitel B). 
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26. Föderalismusreform voranbringen 

Mit der Föderalismusreform I wurde bereits ein wich- 
tiger Schritt auf dem Weg zu einem effizienten, hand- 
lungsfähigen föderalen Staatsaufbau getan (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 10). Durch die Neuordnung der Gesetz- 
gebungskompetenzen werden mehr Spielräume für 
eigenverantwortliches Handeln von Bund und Län- 
dern eröffnet. Der Abbau von Mischfinanzierungen 
im Finanzbereich führt zu einem zielgenaueren Ein- 
satz öffentlicher Mittel. Weiteres Ziel war es, die Zahl 
der zustimmungspflichtigen Gesetze durch eine Um- 
gestaltung zu senken. Dadurch werden die Verant- 
wortungsbereiche von Bund und Ländern deutlicher 
voneinander ahgegrenzt, und die Gesetzgebungs- 
verfahren insoweit beschleunigt. 

Der Rat weist auf mögliche nachteilige Effekte 
von dezentralen Kompetenzen im Bildungsbereich 
hin (JG Tz 458). Die Bundesregierung wird in diesem 
Zusammenhang die mit der Bund-Länder-Aufgabe 
„Feststellung der Leistungsfähigkeit im Bildungswe- 


sen im internationalen Vergleich“ (Art. 91 b Abs. 2 GG) 
eröffnete Möglichkeit zum Zusammenwirken zwi- 
schen Bund und Ländern nutzen, wenn es darum 
gehen wird, die gesamtstaatliche Leistungsfähigkeit 
des Bildungswesens zu evaluieren. 

Mit der zweiten Stufe der Föderalismusreform will 
die Bundesregierung in einem weiteren Schritt die 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern den 
veränderten wirtschaftspolitischen Rahmenbedingun- 
gen anpassen und die Eigenverantwortung der Ge- 
bietskörperschaften mit Blick auf das Ziel tragfähiger 
Haushalte erhöhen. Zudem sollen die Grundlagen für 
eine effizientere Aufgabenwahrnehmung im Bereich 
der Verwaltung geschaffen werden. Die Vorschläge 
des Rates, die einen weiteren Abhau von Mischfinan- 
zierungen und eine weitergehende Stärkung der 
Steuerautonomie der Länder vorsehen (JG Tz 461f.), 
werden von der Bundesregierung in dem anstehen- 
den Beratungsprozess geprüft. Ein wichtiges Thema 
ist aus Sicht von Bund und Ländern, Haushaltskrisen 


Schaubild 8: Umsatzsteuerregelsätze in der Europäischen Union im Jahr 2007 in Prozent 
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effektiver vorzubeugen. Das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfG) im Verfahren zur Haushalts- 
notlage Berlins verdeutlicht die Notwendigkeit der 
Entwicklung eines Instrumentariums, das die Haus- 
haltsdisziplin der staatlichen Ebenen gewährleistet 
und der Entstehung von Haushaltsnotlagen frühzeitig 
entgegenwirkt. Es stärkt dem Gesetzgeber den Rücken, 
die Eigenverantwortung der Länder zur Vorbeugung 
und Bewältigung von Haushaltskrisen durch stren- 
gere verfassungsrechtliche Regelungen zu erhöhen. 
Die Bundesregierung hat deshalb den Rat gebeten, bis 
März dieses Jahres eine Expertise zur Frage der Aus- 
gestaltung eines Frühwarnsystems zu erstellen. Seine 
Ergebnisse werden in die anstehenden Beratungen 
einfließen. 

B. Wettbewerb und Investitions- 
dynamik stärken 

27. Wachstumspotenzial erhöhen 

Wirtschaftswachstum setzt Investitionen, Wettbewerb 
und offene Märkte voraus. Ziel der Bundesregierung 
ist es, durch transparente und investitionsfreundliche 
Rahmenbedingungen die Chancen und Risiken lang- 
fristiger Investitionsentscheidungen kalkulierbarer 
und den Standort Deutschland für in- und ausländi- 
sche Investoren attraktiver zu machen. Die Bundesre- 
gierung wird deshalb die Bürokratie- und die Steuer- 
belastung der Unternehmen reduzieren. Sie wird vor 
allem mit der Unternehmen- und Erbschaftsteuer- 
reform Investitionsanreize stärken. Sie wird Märkte 
öffnen, um Effizienz- und Preissenkungsreserven 
offenzulegen. Sie wird außerdem die Rahmenbedin- 
gungen auf den Finanzmärkten verbessern. Darüber 
hinaus wird sie Existenzgründungen fördern und die 
Innovationsfähigkeit erhöhen - z. B. durch mehr Mittel 
für technologieoffene Mittelstandsprogramme. Die 
Bundesregierung wird nicht zuletzt die Unternehmen 
in ihren außenwirtschaftlichen Aktivitäten weiter 
unterstützen, die Instrumente der Außenwirtschafts- 
förderung und Außenwirtschaftsfinanzierung weiter- 
entwickeln und die Werbung für den Wirtschafts- 
standort Deutschland neu ordnen. Der Mittelstand 
profitiert in besonderem Maße von dieser Politik. Die 
Bundesregierung hat alle wesentlichen Maßnahmen 
zugunsten des Mittelstandes im Jahre 2006 in einer 
Mittelstandsinitiative gebündelt (vgl. JWB 2006, 


Kasten 9), die in diesem Jahr fortgesetzt und weiter- 
entwickelt wird (vgl. Kasten 7 und Tabelle lfd. Nr. 40). 

28. Bürokratie abbauen 

Der Wirtschaft entstehen durch Informationspflich- 
ten gegenüber öffentlichen Stellen erhebliche Kosten. 
Die Bundesregierung hat daher im April 2006 ein 
Programm für Bürokratieabbau und bessere Recht- 
setzung beschlossen (vgl. auch Tabelle lfd. Nr. 30-37). 
Eine der zentralen Maßnahmen des Programms ist die 
Einführung einer Bürokratiekosten-Messung auf der 
Grundlage des international bewährten Standard- 
kosten-Modells, mit dem aus Informationspflichten 
resultierende bürokratische Belastungen systematisch 
ermittelt werden. Mit Beginn dieses Jahres haben die 
entsprechenden Messungen begonnen. Auf dieser 
Basis sollen im Verlauf des Jahres 2007 verbindliche 
Abbauziele festgelegt werden. 

Auch die EU-Kommission hat vorgeschlagen, den 
Verwaltungsaufwand für Unternehmen europaweit 
zu reduzieren. Sie sieht hierfür in ihrer Mitteilung 
vom 14. November 2006 ein Abbauziel von 25 % vor, das 
bis zum Jahr 2012 erreicht werden soll. Die EU-Kom- 
mission hat zur Umsetzung dieser Zielvorgabe einen 
Aktionsplan angekündigt. Die Bundesregierung wird 
den Bürokratieabbau zu einem Schwerpunktthema 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft machen. 

Auf nationaler Ebene ist das Erste Mittelstands- 
entlastungsgesetz im Jahr 2006 in Kraft getreten. Die 
Vorausberechnung der Gesamtsozialversicherungs- 
beiträge, die immerhin noch von 800.000 Unterneh- 
men erstellt werden musste, wurde vereinfacht. Das 
bereits verabschiedete Verdienststatistikgesetz wird 
40.500 Betriebe von den jährlichen Verdiensterhe- 
bungen entlasten. Die Bundesregierung wird den 
Bürokratieabbau mit einem Zweiten Mittelstands- 
entlastungsgesetz fortsetzen. 

Vorgesehen ist beispielsweise, Existenzgründer 
in den ersten drei Jahren von statistischen Auskunfts- 
pflichten zu befreien und - soweit möglich - eine Be- 
schränkung auf maximal drei Stichproben pro Jahr in 
Kleinunternehmen (weniger als 50 Beschäftigte) ein- 
zuführen. Weiterhin plant die Bundesregierung, die 
Gewinngrenze für die Bilanzierungspflicht in der Ab- 
gabenordnung von 30.000 € auf 50.000 € zu erhöhen 
und das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
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bessemng der regionalen Wirtschaftsstruktur“ zu 
ändern mit dem Ziel, den Verwaltungsaufwand zu 
reduzieren. Im Agrarbereich wurde ein Aktionsplan 
zur Verringerung bürokratischer Hemmnisse be- 
schlossen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 31). 

Mit Hilfe des Standardkosten-Modells werden die 
aus Informationspflichten resultierenden Bürokratie- 
kosten nicht nur gemessen, sondern auch überwacht 
und gezielt abgebaut. Der unabhängige Nationale 
Normenkontrollrat (vgl. JWB 2006, Tz 54) wird bei- 
spielsweise im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags 
die Bundesregierung dabei unterstützen, die aus In- 
formationspflichten resultierenden Bürokratiekosten 
zu reduzieren. Darüber hinaus wird durch eine stär- 
kere Nutzung von innovativen Kommunikations- und 
Informationstechnologien sowie durch verstärkte 
Leistungs- und Sparanreize die Effizienz der öffent- 
lichen Verwaltung gesteigert. Durch einen ständigen 
Dialog mit Bürgern und der Wirtschaft können wei- 


tere wichtige Entlastungspotenziale auf gedeckt und 
dadurch den sich wandelnden Bedürfnissen Rech- 
nung getragen werden. Einsparungen bei Bürokratie- 
kosten sind nicht zuletzt auch ein wichtiger Baustein 
für auf Dauer tragfähige öffentliche Finanzen (vgl. 
Kapitel A). 

29. Existenzgründungen erleichtern 

Durch den Abbau von bürokratischen Barrieren sowie 
durch die Ausgestaltung des Förderangebotes wird 
die Bundesregierung Investitionen in Existenzgrün- 
dungen und in Wagniskapital unterstützen (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 42-47). Das Förderangebot in der Grün- 
dnngsberatnngsförderung des Bundes und der 
Länder wird gebündelt und damit für Gründerinnen 
und Gründer transparenter und effizienter gestaltet 
werden. Darüber hinaus ist die Eintragungsdauer ins- 
besondere von Unternehmensneugründnngen ein 
wesentlicher Faktor im Standortwettbewerb. Die 
Bundesregierung hat deshalb durch eine gesetzliche 


Schaubild 9: Tarifliche Ertragsteuerbelastung von Kapitalgesellschaften'^ in der EU im Jahr 2006 
in Prozent 
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Neuregelung zum 1. Januar 2007 die Registereintra- 
gungen durch Umstellung auf den elektronischen 
Betrieh heschleunigt. 

Darüber hinaus fördert sie die Existenzgründun- 
gen aus Arbeitslosigkeit und setzt das Programm 
„Existenzgründungen aus der Wissenschaft“ in modi- 
fizierter Form fort, um die Zahl der Ausgründungen 
aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen nach- 
haltig zu erhöhen. In die Maßnahme „EXIST-Seed“ zur 
Förderung individueller Gründungsvorhaben werden 
künftig wissensintensive Dienstleistungen einbezogen. 
Zudem wird der Forschungs- und Entwicklungsbedarf 
bei technologisch sehr anspruchsvollen Vorhaben bes- 
ser abgedeckt, auch im Rahmen technologiespezifi- 
scher Fachprogramme (vgl. Tabelle lfd. Nr. 67ff.). Die 
Bundesregierung hat Fonds eingerichtet, die Existenz- 
gründern und Firmen in der Start-up-Phase mit Kapi- 
tal unter die Arme greifen. Dazu gehört insbesondere 


der Hightech-Gründerfonds. In den kommenden drei 
Jahren sollen bis zu 200 neu entstehende Technologie- 
firmen mit Beteiligungskapital ausgestattet werden. 

30. Unternehmensteuern senken 

Auf globalen Märkten mit mobilen Produktionsfakto- 
ren entscheidet die Steuerbelastung einer Investition 
zunehmend auch über die Attraktivität eines Stand- 
orts und die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen. 
Deutschland ist zwar insgesamt kein Hochsteuerland. 
Die Steuer- und Sozialabgabenquote liegt nach OECD- 
Berechnungen deutlich unter dem europäischen 
Durchschnitt. Dies gilt jedoch nicht für die tarifliche 
Belastung von Kapitalgesellschaften. Diese weist mit 
38,65 % im europäischen Vergleich im Jahr 2006 den 
höchsten Wert auf (vgl. Schaubild 9). 

Die Bundesregierung wird durch eine Unterneh- 
mensteuerreform die Wettbewerbfähigkeit des Stand- 


Kasten 5: Kernelemente der Unternehmensteuerreform zum 1. Januar 2008 

Die Bundesregierung verfolgt folgende Ziele: 

► Mehr Steuergerechtigkeit: Unternehmen, die in Deutschland Steuern zahlen, werden entlastet. 

Gleichzeitig werden Steuergestaltungsmöglichkeiten eingeschränkt. 

► Rechtsformneutralität; Auf Ebene der Anteilseigner soll eine größtmögliche steuerliche Gleichbehandlung 
von Kapitalgesellschaften und Personenunternehmen erreicht werden. 

► Langfristige Sicherung von Einnahmen und Investitionskraft der Kommunen: Geprüft werden auch 
Maßnahmen gegen eine unangemessene Gewinnverlagerung durch Fremdfinanzierung und zur 
Verstetigung der kommunalen Finanzen. 

► Haushaltsverträgliche Gestaltung: Ein Finanzierungsrahmen von 5 Mrd. € (volle Jahreswirkung ohne 
Gegenrechnung gesamtwirtschaftlicher Effekte) soll nicht überschritten werden. 

Elemente der Reform: 

► Der Körperschaftsteuersatz sinkt von 25 % auf 15 %. 

► Die Gewerbesteuermesszahl sinkt von 5 % auf 3,5 %. 

► Die steuerliche Gesamtbelastung der Körperschaften wird damit auf unter 30 % gesenkt. 

► Die Gewerbesteuer wird anstatt mit dem 1,8-fachen des Gewerbesteuermessbetrages mit dem 3,8-fachen 
auf die Einkommensteuer angerechnet. Im Gegenzug hierzu entfällt der Betriebsausgabenabzug der 
Gewerbesteuer. 

► Auch die Personenunternehmen werden von der Reform profitieren: Für die Gewinne von Personenunterneh- 
men gibt es ebenso eine Tarifreduzierung auf knapp 30 %, soweit diese Gewinne im Unternehmen bleiben. 

► Zusätzlich wird die Ansparabschreibung für kleine und mittlere Unternehmen nach § 7g EStG in einen 
Investitionsabzugsbetrag umgestaltet, um zielgenauer Investitionen zu fördern. 

► Auf Kapitalerträge soll zum 1. Januar 2009 eine Abgeltungsteuer in Höhe von 25 % - beschränkt auf Zinsen 
und Dividendenerträge privater Kapitalanlagen und private Veräußerungsgewinne - eingeführt werden 
(vgl. auch Tabelle lfd. Nr. 53). 

► Die Unternehmen sollen insgesamt um 5 Mrd. € (volle Jahreswirkung ohne Gegenrechnung gesamtwirt- 
schaftlicher Effekte) entlastet werden. 
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Ortes Deutschland verbessern (vgl. Kasten 5, bzw. Ta- 
belle lfd. Nr. 55). Die tarifliche Steuerbelastung der 
Kapitalgesellschaften wird auf unter 30 % gesenkt. 
Deutschland erreicht im EU-Vergleich damit einen 
Platz im Mittelfeld (vgl. Schaubild 9). Wichtig ist zu- 
dem, dass die Personenunternehmen ebenfalls von 
der Reform profitieren werden. Auch dort wird die 
tarifliche Steuerbelastung auf einbehaltene Gewinne 
unter 30 % gesenkt. Zusätzlich erfolgt eine Verbesse- 
rung der Ansparabschreibung für kleine und mittlere 
Betriebe. Damit werden geplante Investitionen früh- 
zeitig gewinnmindernd berücksichtigt, und die Liqui- 
dität der Unternehmen wird gestärkt. Die Hinzurech- 
nung von Finanzierungskosten bei der Gewerbesteuer 
wird belastungsneutral umgestaltet und vereinfacht; 
Der Hinzurechnungsfaktor wird von 50 % auf 25 % ge- 
senkt, dafür wird die Hinzurechnung auf alle Finan- 
zierungsentgelte ausgeweitet. Für Finanzierungs- 
kosten wird erstmalig ein Freibetrag von 100.000 € 
eingeführt. Dadurch wird der Mittelstand in beson- 
derer Weise von der Gewerbesteuer-Hinzurechnung 
entlastet. Die Unternehmensteuerreform ist ein 
deutliches Signal für inländische ebenso wie auslän- 
dische Investoren. Der Standort Deutschland wird 
noch attraktiver. 

Auch der Rat (JG Tz 409 ff.) begrüßt die mit der Re- 
form angestrebte Steuersatzsenkung auf unter 30 %. 
Damit werde Deutschland international wettbewerbs- 
fähig. Kritisch merkt er allerdings an, dass es nicht wie 
angestrebt gelungen sei, das Steuersystem grund- 
sätzlich zu überarbeiten und zu vereinfachen. Fr lehnt 
u. a. aus diesem Grund die Thesaurierungslösung für 
Personenunternehmen ab. Die Bundesregierung hält 
ihren Reformansatz gleichwohl für einen geeigneten 
Weg, Kapitalgesellschaften und Personenunterneh- 
men unabhängig von ihrer Rechtsform möglichst in 
gleichem Umfang zu besteuern. 

Darüber hinaus sieht es der Rat als problematisch 
an, dass eine umfassende Gegenfinanzierung der Re- 
form geplant ist. Zu diesen Maßnahmen zählen z. B. die 
Gleichbehandlung aller Zinsen und Finanzierungsan- 
teile bei der Gewerbesteuerhinzurechnung oder die 
Eindämmung überhöhter Fremdfinanzierungen zu 
Lasten der Gewinne in deutschen Konzerngesellschaf- 
ten (Zinsschranke). Ein völliger Verzicht auf die Gegen- 
finanzierung wäre nach Auffassung der Bundesre- 
gierung aus Haushaltssicht nicht vertretbar. Darüber 


hinaus dienen die meisten der vorgesehenen Maß- 
nahmen auch dazu, Steuergestaltungen und Gewinn- 
verlagerungen zu verhindern. Es handelt sich damit 
um zielgerichtete Maßnahmen, die dazu beitragen, 
dass in Deutschland erzielte Gewinne auch in 
Deutschland versteuert werden. Es kommt im Gesetz- 
gebungsverfahren darauf an, diese Maßnahmen so 
investitionsfreundlich und praktikabel wie möglich zu 
gestalten. 

Bei einem Entlastungsvolumen von lediglich 
5 Mrd. € sollte nach Meinung des Rates nur der Kör- 
perschaftsteuersatz gesenkt und auf eine Gegenfinan- 
zierung gänzlich verzichtet werden. Die Bundesregie- 
rung folgt diesem Vorschlag nicht. Die Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes fiele dann wesentlich ge- 
ringer aus. Die Unternehmen würden wie bisher ver- 
suchen, Erträge ins Ausland und Aufwendungen ins 
Inland zu verlagern. Eine EnÜastung der vielen mittel- 
ständischen Personenunternehmen wäre nicht mehr 
möglich. Der Vorschlag des Rates verkennt diese be- 
deutenden strukturellen Aspekte und die entschei- 
dende internationale Signalwirkung eines wesentlich 
niedrigeren Körperschaftsteuersatzes. 

31. Erbschaftsteuer neu regeln 

ln den kommenden Jahren wird ein Generationen- 
wechsel in der Unternehmensführung vieler mittel- 
ständischer Unternehmen stattfinden. An der Fort- 
führung der Betriebe haben nicht nur die Unterneh- 
mer ein Interesse. Auch die Beschäftigten sind hiervon 
betroffen. Die Bundesregierung wird deshalb die 
steuerlichen Rahmenbedingungen für die Unterneh- 
mensnachfolge verbessern (vgl. Kasten 6 bzw. Tabelle 
lfd. Nr. 56). Die geplante Neuregelung soll gegenüber 
dem bisherigen Recht zielgenauer wirken und miss- 
bräuchliche steuerliche Gestaltungen und Mitnahme- 
effekte verhindern. 

Zur Frage der Erbschaftsteuerreform erneuert der 
Rat seine bereits im vergangenen Jahr (JG 2005/06, Tz 
401 ff.) im Einzelnen dargelegte Haltung, wonach die 
vorgesehenen Maßnahmen nicht zielführend seien 
(JG Tz 409). Die Bundesregierung sieht dagegen in der 
Erleichterung des Betriebsübergangs ein wichtiges 
Signal an die meist mittelständischen Personenunter- 
nehmen in Deutschland. Sie erkennt damit vor allem 
die Notwendigkeit an, Vermögen und Eigenkapital in 
den mittelständischen Unternehmen zu halten. 
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Kasten 6: Kernelemente der Erbschaftsteuerreform 

► Ab 1. Januar 2007 wird die auf produktiv eingesetztes Vermögen entfallende Erbschaft- und Schenkung- 
steuer über einen Zeitraum von zehn Jahren zinslos gestundet. 

► Für jedes Jahr der Betriebsfortführung wird ein Zehntel davon erlassen. 

► Kriterium für die Stundung bzw. den Erlass der Erbschaft- und Schenkungsteuer ist, dass der Betrieb ins- 
besondere nach dem Umsatz, dem Auf tragsvolumen, dem Betriebsvermögen und der Anzahl der Arbeit- 
nehmer vergleichbar ist. 

► Die neue Begünstigung soll nicht nur für innerdeutsches Vermögen gelten, sondern auch für begünstigtes 
Vermögen in den übrigen EU-Mitgliedstaaten und in den Staaten des europäischen Wirtschaftsraumes. 


Das Ziel der Reform, Investitionen und Beschäfti- 
gung zu sichern, rechtfertigt die steuerliche Entlas- 
tung produktiv eingesetzter Unternehmervermögen. 
Deshalb wird diese Entlastung auch an eine Fortfüh- 
rungsbedingung geknüpft. Der dabei gefundene 
Ansatz der Bundesregierung, dass die Unternehmen 
in einem nach dem Gesamtbild der wirtschaftlichen 
Verhältnisse vergleichbaren Umfang (vgl. Kasten 6) 
fortgeführt werden müssen, bietet ausreichend 
Flexibilität für unternehmerische Entscheidungen. 

32. Liberalisierungspotenziale nutzen 

Die Entlastung von Bürokratie und Steuern ist nur ein 
Aspekt für nationale und internationale Investoren, 
sich für den Standort Deutschland zu entscheiden. 
Auch der Zugang zu den Märkten muss offener gestal- 
tet werden. Mehr Wettbewerb führt zu höherer Effi- 
zienz und niedrigeren Preisen. Dies gilt auch für die 
netzgebundenen Märkte. Zwar wurden in Deutsch- 
land bereits relativ früh Netzindustrien für den Wett- 
bewerb geöffnet. Allerdings sind in diesen Bereichen 
ebenso wie auch im Postsektor und in Teilbereichen 
des Handwerks sowie der Freien Berufe weitere Libe- 
ralisierungsfortschritte möglich und notwendig 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 26, 48-50). Die Bundesregierung 
wird z. B. das Schornsteinfegergesetz unter Wahrung 
des öffentlichen Interesses (Betriebssicherheit, Emis- 
sionsgrenzwerte) novellieren und mit dem Berufs- 
aufsichtsreformgesetz in diesem Jahr nicht nur ein 
international gleichwertiges Aufsichtssystem für 
Wirtschaftsprüfer schaffen, sondern auch ihr Berufs- 
recht liberalisieren. 

Sie wird darüber hinaus im Bereich Telekommuni- 
kation ihre wettbewerbsorientierte Politik fortführen 
sowie auf europäischer Ebene für eine Entbürokrati- 
sierung von Regulierungsverfahren eintreten (vgl. Ta- 


belle lfd. Nr. 24-25). Hierbei gilt es, eine Balance zwi- 
schen Marktöffnung auf der einen und Investitions- 
anreizen auf der anderen Seite zu finden. Die Bundes- 
regierung unterstützt auf europäischer Ebene u. a. die 
Bestrebungen der EU-Kommission, möglichst rasch 
auf eine spürbare Absenkung der deutlich überhöh- 
ten Entgelte für die Nutzung des Mobiltelefons im 
Ausland (Roaming) hinzuwirken. Zudem gilt es, den 
Wettbewerb zu fördern und gleichzeitig die Markt- 
transparenz zu erhöhen. Die Novellierung des Tele- 
kommunikationsgesetzes, die zum 1. Januar 2007 in 
Kraft trat, berücksichtigt die Interessen der Wirtschaft 
und der Verbraucherinnen und Verbraucher an mehr 
Information und Schutz vor Missbrauch. Im Postbe- 
reich werden mit dem Auslaufen des deutschen Brief- 
monopols zum 31. Dezember 2007 ab 2008 insgesamt 
schon etwa 60 % des europäischen Marktvolumens für 
den Wettbewerb geöffnet sein (einschließlich Groß- 
britannien, den Niederlanden, Schweden und Finn- 
land). Die Bundesregierung wird sich auch hier auf 
europäischer Ebene - insbesondere im Rahmen der 
deutschen Ratspräsidentschaft im 1. Halbjahr 2007 - 
intensiv für eine vollständige Liberalisierung des 
Binnenmarktes ab dem Jahr 2009 einsetzen. 

Einen wichtigen Beitrag für die weitgehende 
Öffnung der Dienstleistungsmärkte leistet die neue 
EU-Dienstleistungsrichtlinie. Gemeinsam mit den Län- 
dern setzt die Bundesregierung diese Richtlinie inner- 
halb der nächsten drei Jahre um. Ein erster Schwer- 
punkt ist dabei die geplante Einführung „Einheitlicher 
Ansprechpartner“, über die alle Verfahren und not- 
wendigen Formalitäten für die Aufnahme und Aus- 
übung einer Dienstleistungstätigkeit abgewickelt 
werden können. 
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33. Funktionsfähigkeit der Energiemärkte 
verbessern 

Die Öffnung der Märkte für Strom und Gas liegt in- 
zwischen mehr als acht Jahre zurück. Die den Netzen 
vor- und nachgelagerten Märkte haben sich seither 
noch nicht zu funktionierenden Wetthewerhsmärk- 
ten entwickelt. Die Preise für Strom und Gas sind auf 
ein Niveau gestiegen, das mit der Entwicklung der 
Kosten allein nicht mehr erklärbar erscheint und die 
Wettbewerbsfähigkeit industrieller Abnehmer ge- 
fährdet sowie Endverbraucher erheblich belastet. 
Energieintensive Unternehmen dürfen nicht zum 
Rückzug aus Deutschland getrieben werden. Poten- 
zial für Preissenkungen sieht die Bundesregierung 
sowohi beim Strom als auch beim Gas. Die Bundes- 
regierung bereitet daher ein Maßnahmenpaket vor, 
dass längerfristig auf bessere struktureile Voraus- 
setzungen für mehr Wettbewerb auf der Angebots- 
seite der Energiemärkte zielt und kurzfristig mit einer 
Stärkung der Preismissbrauchsaufsicht flankiert 
werden soll (vgl. Tabelle lfd. Nr. 27-28 bzw. 22). 

Unter anderem sollen Marktzugangshindernisse 
für neue Anbieter im Stromsektor durch eine neue 
Netzanschluss-Verordnung für Kraftwerke beseitigt 
werden. Ferner wird die bisherige Genehmigung der 
Preise für die Nutzung der Energienetze (Netzent- 
gelte) abgelöst durch eine Anreizregulierung, die 
Wettbewerb simulieren soll. Dies geschieht in der 
Weise, dass durch ein Benchmarking die besten Netz- 
betreiber identifiziert und hieraus Vorgaben für eine 
Effizienzsteigerung der einzelnen Netzbetreiber ab- 
geleitet werden. Gleichzeitig wird ein Anreiz für alle 
Netzbetreiber geschaffen, ihre Effizienz über die be- 
hördliche Vorgabe hinaus zu steigern. Denn solche 
zusätzlichen Kostensenkungen verbleiben den Netz- 
betreibern innerhalb einer Regulierungsperiode als 
zusätzliche Gewinne. Dass eine Netzentgeltregulie- 
rung grundsätziich preisdämpfend wirkt, hat sich im 
gegenwärtigen System der Entgeltgenehmigung 
bereits erwiesen. Die Bundesnetzagentur hat eine 
Reihe von Netzbetreibern verpflichtet, die Netzent- 
gelte zu senken. Insgesamt bleibt abzuwarten, in 
welchem Umfang diese sinken können. Sichere Netze 
haben ihren Preis und weitere Investitionen in die 
Netzinfrastruktur sind dringend erforderlich. 

Als kurzfristige Maßnahme beabsichtigt die Bun- 
desregierung, das Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 


schränkungen (GWB) zu ändern und das allgemeine 
Missbrauchsverbot für den Bereich der Energiepreise 
zu konkretisieren. Das Bundeskartellamt soll markt- 
beherrschenden Versorgern u. a. untersagen können, 
Entgelte zu fordern, die die Kosten in unangemessener 
Weise überschreiten (Missbrauchsaufsicht). Die Rege- 
iung ist als Übergangsregelung konzipiert und tritt 
2012 außer Kraft. Bis dahin wird der Markteintritt 
neuer Anbieter und entsprechend eine Intensivierung 
des Wettbewerbs erwartet. Ferner sollen alle Miss- 
brauchsverfahren durch die sofortige Voilziehbarkeit 
der kartelibehördlichen Verfügungen beschleunigt 
werden. 

Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, die Position von Haushaltskunden gegenüber 
ihren Strom- und Gaslieferanten zu stärken. In diesem 
Zusammenhang wird geprüft, wie den Interessen der 
privaten Verbraucher in Verfahren bei den Reguiie- 
rungsbehörden besser Rechnung getragen werden 
kann, z. B. durch Einrichtung eines speziellen Ver- 
braucherbeauftragten. 

34. Europäischen Strom- und Gasbinnenmarkt 
volienden 

Die Bundesregierung wird ihre EU-Ratspräsidentschaft 
in der ersten Hälfte 2007 nutzen, um den freien und 
ungehinderten Wettbewerb auf den europäischen 
Energiemärkten voranzutreiben und die Zusammen- 
arbeit der nationalen Regulierungsbehörden zu ver- 
bessern. Netze müssen zum neutralen Marktplatz 
werden. Eine wirksame Entflechtung des Netzbetriebs 
in ailen Mitgliedstaaten ist erforderlich. Weitere Maß- 
nahmen sind auf Basis aller Optionen einschließiich 
der Vorschläge der EU-Kommission gründlich auf 
Eignung und Angemessenheit zu prüfen und mit den 
anderen Mitgliedstaaten zu diskutieren. Für neue 
Kraftwerksbetreiber muss in allen EU-Mitgliedslän- 
dern ein Anspruch auf diskriminierungsfreien Netz- 
anschluss gewährleistet sein. Für den grenzüber- 
schreitenden Stromaustausch muss ein integriertes 
und einfaches Netzzugangssystem vorangebracht 
werden. Ebenso müssen Maßnahmen zur Steigerung 
der Anbietervielfalt innerhalb der Regionen diskutiert 
werden. Ziel ist eine Netzinfrastruktur, die sowohl den 
grenzüberschreitenden Wettbewerb erleichtert als 
auch Versorgungssicherheit gewährleistet. Es geht 
darum, die volle Funktionsfähigkeit des Binnenmark- 
tes herzustelien und damit schnelie und sichtbare 
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Erfolge für Wirtschaft und private Verbraucher zu 
erzielen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 29). 

35. Bahnprivatisierung fortsetzen 

Der Deutsche Bundestag hat im November 2006 Eck- 
punkte für eine Teilprivatisierung der Deutschen 
Bahn AG (DB AG) beschlossen. Danach sollen die Eisen- 
bahninfrastrukturunternehmen der DB AG im Eigen- 
tum des Bundes stehen. Die DB AG soll aber bis auf wei- 
teres die Bewirtschaftung und Betriebsführung des 
Eisenbahnnetzes wahrnehmen und dies auch bilan- 
zieren. Die Bundesregierung plant, bis Ende März 
dieses Jahres auf der Basis der beschlossenen Eckpunk- 
te ein Privatisierungsgesetz vorzulegen. Sie strebt eine 
Teilprivatisierung noch in dieser Legislaturperiode an. 
Wesentliche Voraussetzung ist die Kapitalmarktfähig- 
keit des Unternehmens. 

Die Entscheidung des Bundestages berücksichtigt 
die besonderen Interessen des Bundes in Bezug auf die 
Wahrnehmung der grundgesetzlichen Infrastruktur- 
verantwortung. Deren Erfüllung soll insbesondere 
durch eine Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung 
mit der DB AG und den Eisenbahninfrastrukturunter- 
nehmen gewährleistet werden. Zusätzliche Schulden 
und Risiken für den Bundeshaushalt werden ausge- 
schlossen, um die Zielsetzung der Bahnreform, den 
Bundeshaushalt zu entlasten, einzuhalten. Ein beson- 
deres eisenbahnpolitisches Ziel bleibt dabei die Stär- 
kung des Wettbewerbs auf der Schiene. Mit dem ge- 
setzlich geregelten diskriminierungsfreien Zugang 
zum öffentlichen Schienennetz in Deutschland und 
dessen Überwachung durch die Bundesnetzagentur 
wurden dafür die entscheidenden Voraussetzungen 
geschaffen. Darüber hinaus soll im Rahmen der Teil- 
privatisierung der DB AG geprüft werden, wie die 
Kontrolle durch die Bundesnetzagentur noch weiter 
verbessert werden kann. 

36. Finanzmärkte wettbewerbsfähig 
ausgestalten 

Damit Wachstumspotenziale besser ausgeschöpft 
werden können, müssen die Rahmenbedingungen für 
die Bereitstellung von Kapital stimmen (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 57-61). Dies erfordert die Stärkung des Vertrau- 
ens der Anleger durch Sicherstellung der Marktinte- 
grität sowie eines angemessenen Verbraucherschutz- 
niveaus. Die Bundesregierung wird daher die Finan- 
zierungsmöglichkeiten der mittelständischen Unter- 


nehmen weiter verbessern. Sie trägt den gestiegenen 
Anforderungen der Banken an Kreditsicherheiten für 
den Mittelstand und den bei kleinteiligen Krediten 
überproportionalen Bearbeitungskosten Rechnung, 
z. B. durch eine Stärkung des Systems der Bürgschafts- 
banken sowie durch eine Standardisierung von Mittel- 
standskrediten der KfW-Bankengruppe (vgl. Kasten 7). 
Insbesondere junge und innovative Unternehmen 
haben oft Probleme, Wagniskapitalgeber für ihre 
Projekte zu finden. Um mehr Beteiligungskapital vor 
allem für diese Investitionen nach Deutschland zu 
bringen, wird die Bundesregierung Deutschland als 
Standort für Beteiligungskapitalfonds stärken. Sie wird 
deshalb das bestehende Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaftsgesetz (UBGG) zu einem Beteiligungs- 
finanzierungsgesetz fortentwickeln, das zusammen 
mit der Unternehmensteuerreform in Kraft treten soll. 

Mit der gesetzlichen Regelung von börsennotier- 
ten Immobiliengesellschaften in Deutschland (REITs, 
Real Estate Investment Trusts) wird die Bundesregie- 
rung ein neues Instrument einführen, um die Immo- 
bilienwirtschaft zu professionalisieren sowie die Wett- 
bewerbfähigkeit des deutschen Finanz- und Immo- 
bilienstandorts zu verbessern. Auf internationaler 
Ebene wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
G8-Präsidentschaft das Thema Hedge Fonds auf- 
greifen und die damit verbundenen Chancen und 
Risiken, vor allem für die internationale Finanzmarkt- 
stabilität, diskutieren. Dabei wird es insbesondere um 
die Frage gehen, welche Anforderungen an die Trans- 
parenz von Hedge Fonds zu stellen sind, um den po- 
tenziell von diesem Sektor ausgehenden systemischen 
Finanzmarktrisiken besser begegnen zu können. 

37. Weltweite Chancen für deutsche 
Unternehmen 

Im Rahmen ihrer Außenwirtschaftsförderung, Außen- 
wirtschaftsfinanzierung und politischen Flankierung 
unterstützt die Bundesregierung deutsche Unterneh- 
men bei ihrem weltweiten Engagement, u. a. bei 
Präsentationen auf wichtigen Auslandsmessen (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 41). Sie unterstützt darüber hinaus mit 
spezifischen Projekten das Auslandsengagement von 
inländischen Dienstleistern, um deren Wettbewerbs- 
fähigkeit zu stärken und ihnen die Ausnutzung des 
Potenzials ausländischer Märkte zu erleichtern. Sie 
entwickelt im Dialog mit der Wirtschaft ihr Instrumen- 
tarium der Exportkredit- und Investitionsgarantien 
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ständig weiter. Im kommenden Jahr wird sie außer- 
dem neue Investitionsschutzverträge mit Entwick- 
lungs- und Schwellenländern abschließen und vor 
allem bestehende Verträge neu verhandeln mit dem 
Ziel, einen modernen, verbesserten Rechtsschutz für 
Investitionen zu erreichen. 

Die Bundesregierung ordnet darüber hinaus ihre 
Außenwirtschaftsförderung und das Standortmarke- 
ting neu. In globalisierten Märkten treten Unterneh- 
men immer seltener als reine Exporteure, Importeure 


oder Investoren auf, sondern agieren in allen Berei- 
chen. Dieser Entwicklung entspricht die Bundesregie- 
rung: Sie hat die Investorenwerbung (Industrial In- 
vestment Council) und die Standortwerbung (Invest in 
Germany) zum 1. Januar 2007 in einer neuen Gesell- 
schaft für Standortmarketing zusammengeführt (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 18) und wird diese in einem weiteren 
Schritt bis Ende 2008 mit der Bundesagentur für 
Außenwirtschaft fusionieren. Die Neuordnung führt 
zu mehr Transparenz für den Kunden und wird zur 
Effizienzsteigerung des Gesamtsystems beitragen. 


Kasten 7: Maßnahmen der Mittelstandsinitiative der Bundesregierung 2007 

Mittelstandsfreundliche Rahmenbedingungen 

► Reform der Erbschaftsteuer zur Erleichterung des Betriebsübergangs. 

► Verlängerung und Erweiterung der Investitionszulage in den neuen Ländern. 

► Verbesserung der regionalen Wirtschaftsförderung für kleine und mittlere Unternehmen im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern. 

Bürokratieabbau 

Weiterer Abbau von wachstumshemmenden Regulierungen und bürokratischen Belastungen durch 

das Zweite Mittelstandsentlastungsgesetz. 

Existenzgründungsoffensive 

► Beschleunigung der Eintragungen in die Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister 
und Schaffung eines Unternehmensregisters. 

► Erleichterung von GmbH-Gründungen. 

► Bündelung und Neuausrichtung der Schulungs- und Beratungsförderung für Gründer/Gründerinnen 
und kleinere Unternehmen. 

► Einführung eines Pfändungsschutzes zur verbesserten Sicherung der Altersvorsorge für Selbständige. 

► Neugestaltung der Förderung von Existenzgründungen aus der Wissenschaft. 

Stärkung der Innovationsfähigkeit des Mittelstandes 

► Deutliche Erhöhung der Mittel für die mittelstandsorientierte technologieoffene Förderung. 

► Erweiterung der Fördermöglichkeiten im Rahmen der industriellen Gemeinschaftsforschung auf größere 
Verbundprojekte und für internationale Projekte. 

► Vorbereitung mittelständischer Unternehmen auf Forschungskooperationen mit anderen Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen (Einstiegsförderung). 

► Verbesserung des Zugangs der kleinen und mittleren Unternehmen zu den technologiespezifischen 
Programmen des Bundes für industrielle Schlüsseltechnologien. 

Modernisierung der beruflichen Bildung und Sicherung des Fachkräftenachwuchses 

► Fortsetzung und Weiterentwicklung des Nationalen Paktes für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs 
in Deutschland. 

► Erweiterung des Angebotsspektrums an Berufen auch durch gestufte Ausbildungsordnungen. 

► Bessere Verzahnung von Aus- und Weiterbildung. 

► Förderung der Beschäftigungsfähigkeit älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
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Verbesserung der Finanzierungssituation des Mittelstandes 

► Entwicklung eines neuen Kleinkreditprogramms für Gründer mit alleiniger Risikoprüfung durch 
die KfW und vollständiger Haftungsentlastung der Kreditinstitute. 

► Entwicklung eines einfachen standardisierten Kleinkredites für etablierte Unternehmen durch die KfW. 

► Neues Mezzanin-Programm der KfW zur Finanzierung des breiten Mittelstandes. 

► Erhalt und Stärkung des Systems der Bürgschaftsbanken. 

Mobilisierung von Wagniskapital für Innovationen 

► Schaffung von attraktiven Rahmenbedingungen für Wagniskapital. 

► Ausbau der Fonds für Gründer und junge Technologieunternehmen (Hightech-Gründerfonds, 
ERP-Startfonds, ERP-/EIF-Dachfonds) mit Partnern aus der Wirtschaft. 


C. Die Wissensgesellschaft 
voranbringen 

38. Innovationsstandort Deutschland 
ausbauen 

Deutschland ist ein zentraler Standort für Forschung 
und Entwicklung mit einem hohen Wissens- und Aus- 
bildungsstand. Die deutsche Wirtschaft lebt von ihren 
Technologieprodukten und innovativen Dienstleistun- 
gen. Die Bundesregierung sieht deshalb eine wichtige 
Aufgabe ihrer Wirtschaftspolitik darin, die Wissens- 
gesellschaft aktiv voranzubringen und die Innova- 


tionsanstrengungen der Unternehmen zu unter- 
stützen. Sie treibt den Ausbau der Wissensgesellschaft 
vor allem auf zwei Feldern voran; Forschung und Ent- 
wicklung sowie die Erhöhung des Bildungsstands der 
Bevölkerung. 

Dies alles verlangt hohe private und öffentliche 
Investitionen. Die Bundesregierung trägt mit zusätz- 
lichen Investitionen im Umfang von 6 Mrd. € bis 2009 
ihren Teil dazu bei, damit Staat und Wirtschaft bis 
2010 im Sinne des Lissabon-Zieles gemeinsam mindes- 
tens 3 % des BIP in Forschung und Entwicklung inves- 


Schaubild 10: FuE-lntensität 2004 - 

FuE-Ausgaben in Prozent des BIP im internationalen Vergleich 
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Kasten 8: Hightech-Strategie für Deutschiand 

Neuer Ansatz der Innovationspolitik 

► Herausgehobene Rolle der Innovationspolitik für die Bundesregierung. 

► Erstmalig werden alle innovationsrelevanten Maßnahmen und Rahmenbedingen ressortübergreifend in 
einer kohärenten Strategie gebündelt. 

Querschnittsaktivitäten für eine bessere Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 

und die Stärkung der internationalen Position Deutschlands 

Leitgedanke ist, die richtigen Anreize für die Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirtschaft und neue 

Impulse für eine schnelle, direkte Umsetzung von Forschungsergebnissen in Produkte, Dienstleistungen und 

Verfahren zu setzen. Hierzu dienen u. a. (vgl. Tabelle lfd. Nr. 62-66): 

► Förderung von Kooperations- und Netzwerkprojekten (Cluster) sowie die Einführung einer 
Forschungsprämie für Hochschulen und Forschungseinrichtungen, 

► Ausbau der Förderung von Hightech-Gründungen und innovativer kleiner und mittlerer Unternehmen 
(vgl. Kasten 7), 

► Weiterentwicklung von Normen und Standards, der Systeme zum Schutz geistigen Eigentums und der 
Patentverwertung, 

► attraktivere Gestaltung des Forschungsstandorts Deutschland für internationale Partner zur Gewinnung 
von Forschungsinvestitionen und Hochqualifizierten, Ausbau der Zusammenarbeit mit forschungs- 
dynamischen Ländern in Wachstumsmärkten, 

► Nutzung der deutschen EU-Präsidentschaft im 1. Halbjahr 2007, um die Forschungs- und innovationspolitik 
zu einem Schwerpunkt der EU-Aktivitäten zu machen, 

► Investitionen in die Köpfe der Menschen. 

Spezifische Strategien auf einzelnen Innovationsfeldern 

► Definition klarer Ziele und Handlungsfelder für 17 Zukunftsbereiche von herausragendem nationalen 
Interesse (u. a. Gesundheits-, Sicherheits- und Energieforschung). 

► Gesamtstrategie aus Förderung und regulatorischen Maßnahmen mit konkretem Zeitplan und Initiativen 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 67-83). 

Weiterentwicklung mit der Forschungsunion und Fortschrittsberichte 

► Die Weiterentwicklung und Umsetzung der Hightech-Strategie kann nur in Zusammenarbeit mit 
Wissenschaft und Wirtschaft gelingen. Hierzu wurde die Forschungsunion Wirtschaft-Wissenschaft ins 
Leben gerufen, in der Experten aus beiden Bereichen und der Politik über eine adäquate Ausgestaltung 
der Hightech-Strategie beraten und entsprechende Empfehlungen erarbeiten. 

► Erste Bilanz der Hightech-Strategie im September 2007; ab dem Jahr 2008 werden im „Bundesbericht 
Forschung und Innovation“ die Fortschritte dokumentiert. 


deren (vgl. Schaubild 10). Sie hat im Interesse dieses 
Zieles ihre Innovationspolitik ressortübergreifend in 
der Hightech-Strategie gebündelt. Die Beteiligung der 
Wirtschaft ist unverzichtbar, um die hohe Marktorien- 
tierung der Forschung in Deutschland dauerhaft 
sicherzustellen, ohne die die weltweit führende Posi- 
tion bei den Exporten nicht erreicht worden wäre. Der 
Dialog mit den Ländern, wie sie ihren Beitrag zur Er- 
reichung des 3 %-Zieles leisten könnten, wird intensiv 
geführt. 


Mit dem „Rat für Innovation und Wachstum“ 
wird der Dialog zwischen Wissenschaft, Wirtschaft 
und Politik weiter gestärkt. Er steht der Bundesregie- 
rung beratend zur Seite, damit die Rahmenbedingun- 
gen für Innovationen in Deutschland weiter verbes- 
sert werden können. 
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39. Hightech-Strategie umsetzen 

Die schnelle und marktgerechte Umsetzung von 
wissenschaftlichem Fortschritt in wirtschaftliche Leis- 
tungskraft steht im Zentrum der Forschungs- und 
Technologiepolitik der Bundesregierung. Deshalb 
strebt sie mit der Hightech-Strategie eine Innovations- 
politik aus einem Guss an: Sie wiil Innovationskompe- 
tenz und -exzellenz weiter ausbauen und auf 17 ausge- 
wählten Feldern sowie mit Querschnittsmaßnahmen 
Brücken von der Forschung in die Zukunftsmärkte 
schlagen (vgl. Kasten 8). Dazu gehört nicht zuletzt, 
schon in den frühen Phasen technologischer Entwick- 
lungen Rahmenbedingungen innovationsfreundlich 
zu gestalten und die Aufgeschlossenheit der Bevölke- 
rung gegenüber Innovationen zu erhöhen. 

Die Bundesregierung hat insbesondere die finan- 
zielle Ausstattung der mittelstandsorientierten, für 
alle Technologiefelder nutzbaren Förderprogramme 
von 2006 bis 2009 überproportional um ca. 10 % pro 
Jahr erhöht. Kleine und mittlere Unternehmen erhö- 
hen ihre Innovationskraft bei einer Förderung ihres 
Forschungs- und Entwicklungsbudgets spürbar; Jeder 
Euro Förderung mobilisiert durchschnittlich zwei wei- 
tere Euro privates Geid; die Hebelwirkung der Beteili- 
gungs- und Darlehensförderung liegt noch deutlich 
darüber. Der innovative Mittelstand wird in dieser 
Legislaturperiode mit rund 3 Mrd. € gefördert. Damit 
stößt die Bundesregierung in den kommenden drei 
Jahren ein Innovationsvolumen von über 10 Mrd. € an. 


Auch in der technologiespezifischen Eörderung 
von Leuchtturmprojekten (z. B. bei der Luftfahrt, der 
Verkehrs- und Energieforschung) werden die mittel- 
ständischen Unternehmen stärker als bislang in die 
Eörderung einbezogen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 87-89). Zu 
den Schwerpunkten gehört weiter die Vernetzung 
von Wissenschaft, Eorschung und Unternehmen so- 
wie die Stärkung der Wachstumsträger in den neuen 
Ländern. 

40. iD2010 und IT-Gipfel - Schwerpunkte 
der IKT-Politik 

Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) tragen inzwischen stärker zur Wertschöpfung 
bei als die klassischen „starken“ Technologiesektoren 
Automobil- und Maschinenbau. Mit einem strategi- 
schen Programm zur Informationsgesellschaft 
(iD2010 - Informationsgesellschaft Deutschland 2010) 
hat die Bundesregierung ihre Innovationsstrategie für 
den Standort Deutschiand vervollständigt und die 
Schwerpunkte der IKT-Politik für die laufende Legisla- 
turperiode festgelegt (vgl. Kasten 9). Beim ersten 
nationalen IT-Gipfel am 18. Dezember 2006 wurde mit 
einem 12-Punkte-Programm (sog. Potsdamer Ini- 
tiative) gemeinsam mit Wirtschaft und Wissenschaft 
ein politisches Signal gesetzt, um den IKT-Standort 
Deutschland international in Eührung zu bringen. 
Eine erste Bilanz soll auf einem weiteren IT-Gipfel 
Ende dieses Jahres gezogen werden. 


Kasten 9: iD2010 - Informationsgesellschaft Deutschland 2010 

102010 behandelt die zentralen Fragen der Förderung der Informationsgesellschaft und der IKT in der ganzen 

Breite, von Beratungs- und Fördermaßnahmen in Bildung und Forschung bis zur Verbesserung der wirtschaftlichen 

und technischen Rahmenbedingungen (vgl. Tabelle lfd. Nr.84-85): 

► Gesetzgebung: Telekommunikations-Änderungsgesetz und TK-Regulierung, Teiemediengesetz, digitales 
Urheberrecht, EU-Rechtsrahmen für die Informationsgesellschaft. 

► Technologiefördemng: Zusammenfassung der IKT-Förderung, insbesondere Multi-Media-Förderung 
und IKT-Forschungsaktivitäten der Ressorts im Rahmen der Hightech-Strategie sowie des für Frühjahr 2007 
angekündigten Forschungsprogramms IKT 2020. 

► Förderung der IKT-Anwendungen und IT-Sicherheit in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft: Initiativen 
zur Breitbandförderung und zur Digitalisierung der Medien, Stärkung des E-Business in KMU, neue 
eGovernment-Strategie 2.0 für fiächendeckende elektronische Verwaltungsdienste und bessere Kommu- 
nikation zwischen Wirtschaft und Verwaltung, Einführung von elektronischem Personalausweis und 
elektronischer Gesundheitskarte, Stärkung der IT-Sicherheit. 
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41. Geistiges Eigentum schützen 

In der Wissensgesellschaft ist ein effizienter Schutz 
des Wissenskapitals von Unternehmen in Form von 
Patenten, Marken, Urheberrechten u. ä. eine Grund- 
lage für den wirtschaftlichen Erfolg. Grundsätzlich 
besteht ein öffentliches Interesse an einer breiten 
Nutzung von Wissen. Gleichzeitig müssen aber 
- durch Innovationsrenditen - hinreichende Anreize 
vorhanden sein, in neues Wissen zu investieren. 
Deshalb gilt es, ein angemessenes Niveau für den 
Schutz geistigen Eigentums zu gewährleisten und 
Produktpiraterie zu bekämpfen. Während in Deutsch- 
land und Europa mittlerweile ein recht hoher Schutz- 
standard erreicht ist, gibt es vor allem in den aufstre- 
benden Schwellenländern weiterhin gravierende 
Mängel bei der Gewährleistung geistiger Eigentums- 
rechte. Dieses zeigt z. B. der massive Anstieg des inter- 
nationalen Handels mit gefälschten Markenprodukten 
in den letzten Jahren. 

Die Bundesregierung wird deshalb weiterhin 
Verletzungen geistigen Eigentums bekämpfen. Im 
Vordergrund stehen dabei die partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit den Quellen- bzw. Transitlän- 
dern von Pirateriewaren, z. B. durch Kooperation von 
Zoll- oder Patentbehörden, und der politische Dialog, 
der u. a. mit China schon intensiv geführt wird. In 
diese Aktivitäten soll die Privatwirtschaft möglichst 
eng eingebunden werden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 64). 
Darüber hinaus wird die Bundesregierung die Chance 
nutzen, einen Dialog der G8 mit den großen Schwel- 
lenländern über Themen wie Schutz geistigen Eigen- 
tums sowie verlässliche Rahmenbedingungen für 
weltweite Investitionen in Gang zu setzen. Ziel ist es, 
zu neuen Vereinbarungen zu kommen. 

42. Hochschulen stärken 

Der Ausbau der Wissensgesellschaft erfordert auch 
und vor allem eine breite Beteiligung der Bevölke- 
rung. Ziel ist ein möglichst hoher Bildungsstand. Ins- 
besondere der Bedarf des deutschen Arbeitsmarktes 
an Hochschulabsolventen wird in Zukunft weiter 
wachsen. Die Bundesländer sind für die Bildungs- 
politik zuständig. Die Bundesregierung unterstützt 
ihre Aktivitäten vor allem im Hochschulbereich. Mehr 
Autonomie, Selbstorganisation, Kooperation und 
Wettbewerb sind die Leitbilder der Wissenschafts- 
politik. Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
sollen ihr Profil als Spitzenforschungszentren im 


internationalen Umfeld deutlich schärfen können. 

Die deutschen Hochschulen stehen vor großen Heraus- 
forderungen. Zum einen muss die Hochschulausbil- 
dung im Rahmen der Bologna-Reform - der Schaffung 
eines einheitlichen europäischen Hochschulraums - 
modernisiert werden, zum anderen wird sich die Zahl 
der Studienberechtigten bis 2020 deutlich erhöhen. 
Bund und Länder haben deshalb zur Sicherung der 
Ausbildungschancen der nächsten akademischen 
Generation und der Leistungsfähigkeit der Forschung 
Eckpunkte für einen Hochschulpakt 2020 vereinbart. 
Dieser wird auf zwei Säulen beruhen: einem Pro- 
gramm, das einer steigenden Zahl von Studienberech- 
tigten ein qualitativ hochwertiges Hochschulstudium 
ermöglicht sowie einer Programmpauschale für er- 
folgreiche Forschungsvorhaben, die sich im Wettbe- 
werb um Fördermittel der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft (DFG) durchsetzen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 91). 

43. Exzellenzinitiative bis 2011 - universitäre 
Spitzenforschung fördern 

Die universitäre Spitzenforschung in Deutschland 
wird im Rahmen der Exzellenzinitiative gefördert. Für 
die Hochschulen stehen in diesem Zusammenhang 
1,9 Mrd. € zur Verfügung: 75 % davon trägt der Bund, 
25 % die Länder. Die Initiative fördert besondere 
wissenschaftliche Exzellenz in der Forschung, um 
deutsche Hochschulen im internationalen Wettbe- 
werb besser als bisher zu positionieren, und erhöht 
die Chancen für den wissenschaftlichen Nachwuchs. 
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft und der 
Wissenschaftsrat begleiten auch die laufende zweite 
Wettbewerbsrunde. 

D. Wohlstandsgrundlagen 
langfristig sichern 

44. Soziale und umweltverträgliche 
Marktwirtschaft 

Um die Wohlstandsgrundlagen langfristig zu sichern 
und den Strukturwandel erfolgreich zu bewältigen, ist 
es wichtig, Wachstum nachhaitig zu gestalten. Das 
bedeutet, beschäftigungsförderndes hohes Wachs- 
tum in Einklang zu bringen mit dem Schutz der Um- 
welt, einem schonenden und sparsamen Umgang mit 
Ressourcen sowie einer zukunftsfähigen, soziale 
Sicherheit gewährleistenden Politik. Die Lebens- 
chancen der heutigen und künftigen Generationen 
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zu erhalten, bildet den Kern des Leitbildes der Nach- 
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung. 

45. Effiziente Gesundheitsversorgung 

Die Gesundheitsreform wird in Stufen ab 1. April 2007 
in Kraft treten. Sie verbessert die Wirtschaftlichkeit 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) durch 
Erhöhung von Transparenz und Intensivierung des 
Wettbewerbs und mindert den bürokratischen Auf- 
wand (vgl. Kasten 10 bzw. Tabelle lfd. Nr. 94). Dies wird 
erreicht u. a. durch die Honorarreform für niederge- 
lassene Ärzte, die stärkere Öffnung der Krankenhäuser 
für die ambulante Versorgung sowie deutlich mehr 
Vertragsfreiheiten und Fusionsmöglichkeiten für 
Krankenkassen. Auch der Rat sieht darin Schritte in 
die richtige Richtung (JG Tz 307 ff.). 

Mit der Einrichtung des Gesundheitsfonds, der 
von 2009 an die Beiträge und Steuergelder für die 
GKV sammeln und an die Kassen weiterleiten wird, 
werden der Wettbewerb zwischen den Kassen und die 
Anreize für die wirtschaftliche Verwendung der Ein- 
nahmen sowie für mehr innovative Angebote der 


Kassen erhöht. Er bringt zudem mehr Transparenz in 
die Einnahmen- und Ausgabenströme der Kranken- 
versicherung. 

Durch die Reform wird die Versorgung kosten- 
günstiger organisiert und die Krankenkassen erhalten 
die Möglichkeit, ihren Versicherten kostensparende 
Tarife anzubieten. Kommt eine Kasse mit den Zuwei- 
sungen aus dem Fonds nicht aus, kann sie von ihren 
Mitgliedern - bei einer Begrenzung auf 1 % des bei- 
tragspflichtigen Einkommens - einen prozentualen 
oder pauschalen Zusatzbeitrag erheben. Erwirtschaf- 
ten Kassen Überschüsse, können sie diese an ihre 
Versicherten ausschütten. Durch die Schaffung eines 
Basistarifs in der Privaten Krankenversicherung (PKV) 
und die weitgehende Übertragbarkeit der Alterungs- 
rückstellungen in diesem Tarif werden auch die Wahl- 
und Wechselmöglichkeiten der privat Versicherten 
ausgebaut. Damit ist eine Weiterentwicklung hin zu 
einer dem Status quo überlegenen Finanzierungs- 
alternative mit mehr Vergleichbarkeit von Kassen und 
Versicherungen und mehr Selbstbestimmung zum 
Nutzen der Versicherten und Patienten eingeleitet. 


Kasten 10: Kernelemente der Gesundheitsreform 

► Der Gesundheitsfonds soll den Wettbewerb unter den Krankenkassen erhöhen und die Finanzierung der GKV 
transparenter machen. Der künftig einheitliche Beitragssatz wird von der Bundesregierung festgelegt. Die 
Krankenkassen erhalten vom Fonds einen einheitlichen Betrag je Versichertem sowie Zuschläge zum 
Ausgleich unterschiedlicher Alters-, Geschlechts- und Morbiditätsstrukturen. Über alle Kassen müssen 
zunächst 100 % und später mindestens 95 % der Ausgaben aus Fondsmitteln gedeckt werden. Kommen Kassen 
mit den Zuweisungen aus dem Fonds nicht aus, müssen sie ihr Kostenmanagement verbessern oder die fehlen- 
den Mittel durch einen - in der Höhe begrenzten - Zusatzbeitrag bei ihren Versicherten erheben. 

► Durch eine anteilige Mitfinanzierung von gesamtgesellschaftlichen Aufgaben der GKV aus dem Bundeshaus- 
halt soll die Finanzierung der GKV auf eine tragfähigere und beschäftigungsfördernde Basis gestellt werden. 

► Zusätzlich sollen Wahltarife, größere Vertragsfreiheiten der Kassen, ein neues ärztliches Vergütungssystem, 
Kosten-Nutzen-Analysen für neue Arzneimittel, eine bessere Verzahnung der ambulanten und der stationären 
Versorgung sowie eine Straffung der Verbandsstrukturen das Gesundheitswesen effizienter und transparenter 
machen. 

► Die PKVen müssen künftig einen Basistarif anbieten, dessen Leistungen denen der GKV vergleichbar sind, der 
Kontrahierungszwang vorsieht und keine Risikozuschläge oder Leistungsauschlüsse enthält. Die 
Alterungsrückstellungen werden in diesem Tarif weitgehend übertragbar sein, was die Wahl- und 
Wechselmöglichkeiten der Versicherten verbessert. 

► Durch Neuregelungen bei PKV und GKV wird Bürgerinnen und Bürgern, die ohne Krankenversicherungs- 
schutz sind, ein Zugang zu dem System (privat oder gesetzlich) ermöglicht, in dem sie zuletzt versichert waren 
oder dem sie systematisch zuzuordnen sind. Die Einführung einer Pflicht zur Versicherung auch im Bereich 
der privaten Krankenversicherung soll zudem sicherstellen, dass künftig niemand mehr ohne Absicherung im 
Krankheitsfall ist. 
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Der Rat entwickelt hier weitergehende Vorstellungen 
(JG Tz 280 ff. und 315 ff.). Die Bundesregierung nimmt 
dies zur Kenntnis und weist darauf hin, dass bereits 
deutliche Schritte in Richtung von mehr Effizienz 
erzielt wurden. 

46. Pflegeversicherung reformieren 

Der Rat mahnt vor dem Hintergrund der Finanzsitua- 
tion in der Gesetzlichen Pflegeversicherung die 
Reform auch dieses Sozialversicherungszweiges drin- 
gend an (JG Tz 359). Die Bundesregierung teilt diese 
Auffassung. Die Pflegeversicherung ist eine große 
Hilfe und Unterstützung für die Pflegebedürftigen 
und die sie Pflegenden, ln kaum einer Sozialversiche- 
rung sind die Folgen der demografischen Entwick- 
lung so gravierend wie hier. 

Um sicherzustellen, dass die Pflegebedürftigen 
auch in Zukunft die Pfiegeleistungen erhalten, die sie 
für eine ausreichende und angemessene Pflege zu 
einem bezahlbaren Preis brauchen, wird die Bundes- 
regierung die Überarbeitung der Pflegeversicherung 
als nächstes Reformvorhaben angehen (vgl. Tabelle 


lfd. Nr. 96). Die bevorstehende Reform der Pflegever- 
sicherung wird angesichts der demografischen Ent- 
wicklung und unter Berücksichtigung der von den 
meisten Pflegebedürftigen bevorzugten Form der Ver- 
sorgung auf die Stützung und Förderung häuslicher 
Versorgungsstrukturen nach dem Grundsatz ambu- 
lanter vor stationärer Pflege ausgerichtet. Zugleich 
wird die Reform auf eine nachhaltige Sicherung der 
Finanzgrundlagen zielen. Dabei soll für eine gerechte 
Verteilung der Lasten innerhalb der Gesellschaft und 
zwischen den Generationen gesorgt werden. 

47. Vertrauen in die Alterssicherung 

Ein fairer Ausgleich zwischen den Generationen ist 
Ziel der Politik der Bundesregierung im Bereich der 
Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV). Die Alters- 
vorsorge ist mit langfristigen Entscheidungen verbun- 
den und berührt die Lebensplanungen der Menschen 
unmittelbar. Deshalb bedarf die GRV in besonderem 
Maße Reformmaßnahmen, die das Vertrauen aller in 
die langfristige Funktionsfähigkeit der Rentenver- 
sicherung wiederherstellen. Die Weichen für die finan- 
zielle Stabilisierung der GRV wurden mit den bereits 


Schaubild 11: Langfristige Projektion von Bevölkerungszahl und Erwerbspersonenpotenzial 



“ Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15-64 Jahre) mit Wanderungssaldo von Ausländern von 200 Tsd. 

“ Bevölkerungsvorausberechnung nach Variante 5-W2 mit folgenden Annahmen: Geburtenhäufigkeit leicht fallend (fallend bis 2050 auf 1,2 Kinder je Frau), 
Lebenserwartung Basisannahme und Wanderungssaldo von Ausländern von 200 Tsd. 
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in den vergangenen Jahren durchgeführten Reformen 
gestellt. Gleichzeitig wurde eine umfassende staatliche 
Förderung privater und hetrieblicher Zusatzvorsorge 
geschaffen. Richtschnur für alle weiteren Entscheidun- 
gen in dieser Legislaturperiode sind die gesetzlichen 
Beitrags- und Niveausicherungsziele. Das bedeutet 
einerseits, dass der Beitragssatz bis zum Jahr 2020 20 % 
und bis zum Jahr 2030 22 % nicht überschreiten soll. 
Das bedeutet andererseits, dass das Rentenniveau 
(Sicherungsniveau vor Steuern) 46 % bis zum Jahr 2020 
und 43 % bis zum Jahr 2030 nicht unterschreiten soll, 
wobei ein Niveau von 46 % auch über 2020 hinaus an- 
gestrebt wird. 

48. Regelaltersgrenze anheben 

Die Bundesregierung wird in Verbindung mit einer 
Gesamtstrategie zur Verbesserung der Beschäftigungs- 
situation älterer Menschen (siehe im Einzelnen Ka- 
pitel E) die gesetzliche Regelaltersgrenze stufenweise 
im Zeitraum von 2012 an bis 2029 auf 67 Jahre anhe- 


ben (vgl. Tabelle lfd. Nr. 93). Diese Maßnahme trägt 
dazu bei, die finanzielle Grundlage und die Leistungs- 
fähigkeit der GRV in einem ausgewogenen Verhältnis 
zwischen den Generationen langfristig sicherzustellen. 
Der Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenanpassungs- 
formel steuert die Entwicklung des zahlenmäßigen 
Verhältnisses von Leistungsbeziehern und versiche- 
rungspflichtig Beschäftigten bei der Rentenanpas- 
sung aus. Das hinausgeschobene Renteneintrittsalter 
wirkt zusätzlich dämpfend auf den Beitragsanstieg, 
der durch die demografische Entwicklung (vgl. 
Schaubild 11) verursacht wird. Es wird wirkungsgleich 
in das Versorgungsrecht der Beamten übertragen. 

Wenn die angestrebten langfristigen Beitragsziele 
eingehalten werden sollen, ist es außerdem notwen- 
dig, die seit 2005 unterbliebenen Dämpfungen bei der 
Rentenanpassung zu einem späteren Zeitpunkt zu rea- 
lisieren. Deshalb werden ab 2011 Rentenerhöhungen 
bis zum Abbau des Ausgleichsbedarfs halbiert werden. 


Schaubild 12: Altersaufbau der Bevölkerung 


Altersaufbau” der Bevölkerung in Deutschland 
getrennt nach dem Geschlecht am 31.12.2006 
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Quelle: Statistisches Bundesamt Januar2007 


Mittlere Bevölkerung, Obergrenze (Variante 1-W2}: Untergrenze (Variante 1-Wl): 

1. Die Geburtenhäufigkeit wird während des gesamten Zeitraums der Vorausberechnung mit durchschnittlich 1.4 Kindern pro Frau als annähernd konstant angenommen. 

2. Die Lebenserwartung bei Geburt steigt bis 2050 für Mädchen auf 88,0 und für Jungen auf 83,5 Jahre; die fernere Lebenserwartung beträgt 2050 für 60-jährige Frauen 
29,1 weitere Lebensjahre und für 60-jährige Männer 25.3 weitere Lebensjahre. 

3. Der Außenwanderungssaldo der Bevölkerung beträgt 200 000 jährlich (Variante 1-W2) bzw. 100 000 (Variante 1-Wl). 
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49. Längste Strecke des Reformwegs in der 
GRV ist bewäitigt 

Nach Ansicht des Rates hat die Politik die erforder- 
lichen Maßnahmen eingeleitet, um die GRV gegen die 
aus der Bevölkerungsentwicklung (vgl. Schaubild 12) 
resultierenden ausgabenseitigen Probleme abzusi- 
chern: „ln diesem Sozialversicherungszweig bleibt 
zwar noch einiges zu tun, aber die längste Strecke des 
Reformwegs wurde bereits zurückgelegt“ (JG Tz 26, 

275 u. 318). Die Bundesregierung sieht sich hiermit in 
ihrer auf Verlässlichkeit und Nachhaltigkeit ausge- 
richteten Rentenpolitik bestätigt. 

Aufgrund des dämpfenden Einflusses der zuneh- 
menden Anzahl an Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro- 
Jobs) auf die Bruttolohn- und -gehaltssumme je Ar- 
beitnehmer empfiehlt der Rat, einem Vorschlag der 
Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzie- 
rung der Sozialen Sicherungssysteme aus dem Jahre 
2003 zu folgen. Dieser sah vor, die Rentenanpassungen 
nicht mehr an der Bruttolohn- und -gehaltssumme zu 
orientieren, sondern ausschließlich an den pro Kopf 
gemessenen versicherungspflichtigen Entgelten der 
Versicherten (JG Tz 334). Dabei verkennt der Rat aller- 
dings, dass die Bundesregierung den Grundgedanken 
des Kommissionsvorschlags bereits aufgegriffen hat. 
Seit 2006 gehen die beitragspflichtigen Löhne in die 
Ermittlung der anpassungsrelevanten Lohnentwick- 
lung ein. 

Der Rat hält darüber hinaus Selbständige mit ge- 
ringem Einkommen für schutzbedürftig und eine 
Versicherungspflicht auch dieses Personenkreises für 
diskussionswürdig. Die Bundesregierung wird prüfen, 
inwieweit zukünftig Handlungsbedarf in Richtung 
auf eine Erweiterung des versicherungspflichtigen 
Personenkreises besteht. 

50. Kinderbetreuungsinfrastruktur ausbauen 

Zur Bewältigung der demografischen Entwicklung ist 
auch eine familienfreundliche Poiitik notwendig. Kin- 
der sind die Zukunft. Politik für Familien muss dazu 
beitragen, Familie und Beruf besser zu vereinbaren; 
Dies ist ein Schwerpunkt der Politik der Bundesregie- 
rung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 114-120). Eine gute Infrastruk- 
tur aus Ganztagsschulen und Kinderbetreuungsein- 
richtungen hilft bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und gewährleistet eine frühzeitige Förderung 


aller Kinder. Gute Bildung für alle fängt mit guter Kin- 
derbetreuung an. 

51. Elterngeld eingeführt 

Außer einer verbesserten Infrastruktur brauchen Fa- 
milien auch finanzielle Unterstützung, etwa durch die 
im Jahr 2006 erweiterte steuerliche Absetzbarkeit von 
Kinderbetreuungskosten und die Einführung des 
Elterngeldes in diesem Jahr. Das Elterngeld markiert 
einen Paradigmenwechsel in der Familienpolitik. 
Unabhängig von der Bedürftigkeit schafft das Eltern- 
geld für bis zu 14 Monate einen Schonraum für junge 
Eltern. Die Orientierung des Eiterngeldes am vorheri- 
gen Einkommen ist auch ein Anreiz, die traditionelle 
Aufgabenteilung zwischen Mann und Frau zu ver- 
ändern. Eine erhöhte Erwerbsbeteiligung von Frauen 
kann einen Beitrag leisten, den Mangel an qualifizier- 
ten Fachkräften abzumildern, der durch die Bevölke- 
rungsentwicklung absehbar ist. 

52. Integrationsplan erstellen 

Die Zuwanderung qualifizierter Erwerbskräfte aus 
dem Ausland kann ebenfalls dazu beitragen, den 
Fachkräftemangel in bestimmten Bereichen zu behe- 
ben und den demografisch bedingten Rückgang der 
Zahl der Erwerbstätigen zu dämpfen. Zugewanderte 
Hochquaiifizierte können das wirtschaftliche Wachs- 
tum stimulieren. Gleichzeitig müssen die vielfältigen 
Erfahrungen und Begabungen der bereits in Deutsch- 
iand lebenden Zuwanderer gezielt gefördert und ge- 
nutzt werden. Der Bevölkerungsanteil von Menschen 
mit Migrationshintergrund nimmt zu. Eine aktive 
Integrationspolitik ist unerlässlich. Sie dient sowohl 
dem gesellschaftlichen Zusammenhalt als auch der 
wirtschaftlichen Stärke Deutschiands und wird ihren 
Ausdruck im ersten Nationalen Integrationsplan 
finden. Dieser wird unter Federführung der Bundes- 
regierung gemeinsam mit den Ländern, Kommunen 
und gesellschaftiichen Gruppen erarbeitet (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 121) und Mitte des Jahres 2007 vorgestellt 
werden. Eine Rolle spielt hier auch die Integration 
durch bürgerschaftliches Engagement. Der Staat kann 
und soil nach dem Verständnis der Bundesregierung 
nicht alles allein bewältigen. Auch die Integration von 
Zuwanderern gelingt am besten durch freiwiliiges 
Engagement aller Bürger, unter Einbeziehung der 
Sozialpartner und der Migrantenorganisationen. 
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53. Energie- und Rohstoffversorgung sichern 

Deut schlands Energiepolitik gewährleistet ein hohes 
Maß an Versorgungssicherheit, Vtfettbewerbsfähigkeit 
und BGimaverträglichkeit. Nach Untersuchungen der 
Internationalen Energieagentur (lEA) wird die welt- 
weite Nachfrage nach Energie bis 2030 um über 50 % 
steigen, wenn die Regierungen keine Maßnahmen 
ergreifen. Das führt hei hoher Nettoimportabhängig- 
keit Deutschlands zu steigenden Preisrisiken. Zudem 
nehmen auch die klimapolitischen Herausforderun- 
gen zu. Dies erforderolitik, die zu deutlich ge- 
ringerem Energieverbrauch und damit deutlich ver- 
ringer ten C02-Emissionen führt. 

Angesichts der weltweit steigenden Nachfrage 
nach Rohstoffen setzt die Bundesregierung auf einen 
ausgewogenen, diversifizierten Energiemix, auch 
unter Einbeziehung der Kohle und eines zunehmen- 
den Anteils emeuerbarer Energien und der Steige- 
rung der Energie- und Materialeffizienz. Anders als in 
vielen anderen Industriestaaten ist der Energiever- 


brauch in Deutschland seit J ahren stabil (vgl. Schau- 
bUdl3). 

Energieverbrauch und Wrtschaftswachstum 
sind hierzulande weitgehend entkoppelt (vgl. Schau- 
hild 1 4). Die Bundesregierung strebt auch künftig eine 
weitere Verbesserung der Energieeffizienz sowohl auf 
der Nachfrageseite als auch bei der Energieeraeugung 
und -Umwandlung an. Effiziente Ressourcennutzung 
und die Erschließung neuer Märkte leisten zudem 
einen wichtigen Beitrag, um die V\fettbewerbsfähig - 
keit der deutschen VUrtschaft bei innovativen Ener - 
gietechnologien zu wahren. 

Die Bundesregierung wird in der zweiten J ahres- 
hälfte 2007 ein energiepolitisches Gesamtkonzept mit 
einer Perspektive his zum J ahr 2020 vorlegerr Darin 
sollen Versorgungssicherheit, tragbare Energiekosten 
und wirksamer Klimaschutz miteinander vereahnt 
werden (vgL Kasten 1 1 und Tabelle lfd. Nr. 1 08). Eine 
wichtige Grundlage sind die nationalen Eneigiegipfel. 


Schaubild 13: Entwicklung des Primärenergieverbrauchs in Deutschland seit 1990'° 
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Kasten 11: Energiegipfel 

Das Bedürfnis der Verbraucher und der Wirtschaft nach gesicherter und umweltverträglicher Energieversor- 
gung zu wettbewerbsfähigen Preisen hat die beiden Energiegipfel geprägt, die 2006 im Bundeskanzleramt 
stattfanden. 

Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Verbänden haben über die Zukunft der Energieversorgung beraten. Die 
Stromwirtschaft hat Investitionen in neue Kraftwerke und Leitungen von rund 30 Mrd. € bis 2012 zugesichert. 
Die Vertreter der erneuerbaren Energien haben Ausgaben von bis zu 40 Mrd. € für neue Anlagen angekündigt. 

Der dritte und letzte Energiegipfel im ersten Halbjahr 2007 wird sich mit verschiedenen energiepolitischen Sze- 
narien bis 2020 beschäftigen und wird der Vorbereitung eines nationalen energiepolitischen Gesamtkonzepts 
dienen, das im zweiten Halbjahr 2007 vorgelegt werden soll. Energiemix, Wettbewerb und Energiepreise sowie 
Energietechnologien werden die Hauptthemen sein, da es im Energiesektor um langfristige Investitionen geht. 


Der letzte wird im ersten Halbjahr 2007 stattfinden. 
Die Bundesregierung steht zudem im Dialog mit der 
deutschen Wirtschaft zur Rohstoffversorgung. Ein na- 
tionaler Rohstoffgipfel im Frühjahr 2007 soll mögli- 
che Maßnahmen der Wirtschaft sowie flankierend der 
Politik identifizieren und koordinieren. Energie- und 
Rohstoffpolitik werden schließlich auch zentrale Ele- 
mente der deutschen G8- und EU-Präsidentschaft sein. 
Die Bundesregierung wird im Rahmen der G8-Präsi- 
dentschaf t auf die Einhaltung der Richtlinien der WTO 


im Bereich der Rohstoffe drängen. Die G8 soilen mit 
greifbaren Maßnahmen zur Verbesserung der Ener- 
gieeffizienz ein Zeichen setzen und dabei zunehmend 
Schwellen- und Entwicklungsländer einbeziehen. 

54. Anteil erneuerbarer Energien steigern 

Die erneuerbaren Energien solien zukünftig einen 
stärkeren Anteil am Energiemix haben. Ihr Anteil am 
gesamten Primärenergieverbrauch (PEV) soll bis zum 
Jahr 2020 auf mindestens 10 % (2005: 4,6 %} und danach 
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kontinuierlich entsprechend der Nationalen Nachhal- 
tigkeitsstrategie gesteigert werden. Um die in den ein- 
zelnen Sparten der erneuerbaren Energien festgeleg- 
ten Ziele zu erreichen, werden diese durch verschiede- 
ne Maßnahmen gefördert (vgl. Tabelle lfd. Nr. 104-107): 
im Strombereich insbesondere durch das Erneuer- 
bare-Energien-Gesetz (EEG), bei den Kraftstoffen weit- 
gehend durch die seit Jahresbeginn geltende Quoten- 
regelung und im Wärmebereich durch das Marktan- 
reizprogramm, das nach der Koalitionsvereinbarung 
fortgeführt und durch weitere Instrumente, z. B. ein 
regeneratives Wärmenutzungsgesetz, ergänzt wer- 
den soll. Dies hat zur Entwicklung neuer Industrie- 
zweige und in erheblichem Umfang zur Sicherung 
und Schaffung neuer Arbeitsplätze in dieser Branche 
und bei ihren Zulieferern geführt. 

Das EEG hat sich grundsätzlich bewährt. Die Bun- 
desregierung wird es in seiner Grundstruktur - d. h. 
als ein System der Einspeisevergütungen - fortführen. 
In dem bis Ende 2007 vorzulegenden EEG-Erfahrungs- 
bericht wird u. a. die wirtschaftliche Effizienz der ein- 
zelnen Vergütungen überprüft. Die Ergebnisse der 
Prüfung sollen ggf. in einer Novelle des EEG umgesetzt 
werden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 104 Punkt 3). Mit einer 
ersten Änderung des EEG, die am 1. Dezember 2006 in 
Kraft trat, wurden bereits stromintensive Unterneh- 
men und Schienenbahnen noch stärker als bisher von 
den Kosten, die für Strom aus erneuerbaren Energien 
entstehen, entlastet. Gleichzeitig sorgen verbesserte 
Transparenzvorschriften künftig dafür, dass die Ener- 
gieverbraucher nur mit den tatsächlichen Kosten der 
EEG-Stromeinspeisung belastet werden (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 104 Punkt 1). 

55. Energieeinsparungsziele festlegen 

Energieeinsparung entlastet spürbar die Konsumen- 
ten, verringert die Abhängigkeit von den Öl- und 
Gaslieferanten und trägt zum Klimaschutz bei. Die 
EU-Kommission schätzt, dass die Energiekosten in der 
EU bis zum Jahr 2020 um mehr als 100 Mrd. € (20 % 
EU-weites Einsparpotenzial) gesenkt werden können. 
Zur Erschließung dieses Einsparpotenzials hat die 
EU-Kommission einen Aktionsplan Energieeffizienz 
vorgelegt. Die Bundesregierung wird zum 30. Juni 
2007 einen nationalen Aktionsplan vorlegen, der für 
Deutschland geeignete Bereiche des von der EU-Kom- 
mission vorgelegten Aktionsplans aufgreift und in- 
haltlich ausfüllt. Es ist Ziel der Bundesregierung, die 


Energieproduktivität auf nationaler Ebene bis 2020 
gegenüber 1990 zu verdoppeln: Im Jahr 2020 soll für 
die gleiche Wirtschaftsleistung nur noch der halbe 
Energieeinsatz wie im Jahr 1990 benötigt werden. 
Einen wichtigen Schwerpunkt sieht die Bundesregie- 
rung in der Verringerung des Stand-by-Verbrauchs 
von elektrischen und elektronischen Produkten. 

56. Energieeffizienz im Gebäudebereich 

Ein wesentlicher Teil des Energieverbrauchs in den 
hochentwickelten Industrienationen fällt im Ge- 
bäudebereich an. Daher hat die Bundesregierung das 
Programm für energetische Gebäudesanierung auf- 
gestockt sowie inhaltlich erweitert und wird hierfür 
bis 2009 insgesamt 5,6 Mrd. € an Eördermitteln zur 
Verfügung stellen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 99). Ziel dieses 
Programms ist es auch, bei den Menschen einen 
Bewusstseinswandel hervorzurufen dafür, wie viel 
Energie der Einzelne verbraucht und wie effizienter 
mit Energie umgegangen werden kann. Weitere 
Anreize werden mit dem künftigen Energieausweis 
für Verkauf und Vermietung von Gebäuden gesetzt, 
der bis zum 1. Januar 2008 verbindlich eingeführt 
wird (vgl. Tabelle lfd. Nr. 100). 

57. Klimaschutz voranbringen 

Der EU kommt bei der Bekämpfung des Klimawandels 
eine Führungsrolle zu. Ein wichtiges Anliegen der 
Bundesregierung ist es, die internationalen Verhand- 
lungen über ein Klimaschutzregime für die Zeit nach 
2010 voranzubringen. Das internationale Klimaschutz- 
regime für die Zeit nach 2012 sollte so ausgerichtet 
werden, dass der Anstieg der globalen Temperatur 
auf zwei Grad Celsius gegenüber dem vorindus- 
triellen Niveau begrenzt wird. Die Bundesregierung 
wird sich dafür einsetzen, dass die EU ein umfassen- 
des Verhandlungspaket mit Vorschlägen für Emis- 
sionsminderungsziele und Optionen zur Einbindung 
weiterer großer Treibhausgasemittenten entwickelt. 
Die EU sollte sich verpflichten, ihre Treibhausgas- 
emissionen bis 2020 um 30 % zu verringern, wenn 
andere große Emittenten ihrerseits angemessene 
Verpflichtungen übernehmen. 

Die Emissionen von Schwellenländern wie China, 
Indien, Mexiko, Brasilien, Korea oder Südafrika wer- 
den in den nächsten Jahren weiter zunehmen und 
einen immer größeren Anteil an den weltweiten Treib- 
hausgasen ausmachen. In einem internationalen 
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Kasten 12: Klimabilanz 

Die Industrieländer haben sich im Kyoto-Protokoll verpflichtet, ihre Emissionen der sechs wichtigsten Treibhaus- 
gase in den Jahren 2008 bis 2012 um insgesamt 5 % gegenüber 1990 zu reduzieren. 

► Deutschlands Kyoto-Minderungsverpflichtung beträgt 21 %. Im Zeitraum 1990 bis 2005 sanken die deutschen 
Treibhausgasemissionen um über 18 %. 

► Die Kyoto-Industrieländer - ohne die USA und Australien - sind heute für 31 % der weltweiten C02-Emissionen 
verantwortlich: 1990 hatte ihr Anteil noch 44 % betragen. 

► Der Anteil der EU 25 ist im gleichen Zeitraum von 19,3 % auf 15% gesunken. Der Anteil Deutschlands liegt heute 
bei nur 3,2%. 


Klimaschutzabkommen müssen alle Länder entspre- 
chend ihren unterschiedlichen Verantwortlichkeiten 
und wirtschaftlichen Fähigkeiten wirksame und über- 
prüfbare Anstrengungen Zusagen (vgl. Kasten 12). 
Auch die Entwicklungsländer müssen ihr Wirtschafts- 
wachstum vom Emissionswachstum entkoppeln, so 
dass der Anstieg ihrer Treibhausgase niedriger ausfällt 
als heute erwartet. Dafür ist es besonders wichtig, die 
Energieeffizienz und den Anteil erneuerbarer Ener- 
gien sowie den Einsatz von C02-armen Technologien 


weiter zu erhöhen. Deutschland wird den G8 einen 
Aktionsplan Energieeffizienz Vorschlägen. Die G8- 
Präsidentschaft ist darüber hinaus eine Chance, den 
notwendigen politischen Schub für den UN-Klima- 
prozess zu erzeugen. 

Ein wichtiges Ziel für die europäische und interna- 
tionale Klimaschutzpolitik ist zudem die Fortentwick- 
lung des globalen C02-Marktes, dessen Kern derzeit 
das europäische Emissionshandelssystem in Verbin- 


Schaubild 15: Erwerbstätigenqote Älterer, von Frauen und insgesamt im Zeitverlauf 
1993-2005 in Prozent 



Gesamt Frauen 55-64 Jahre 

Quelle: Eurostat, Dezember2006 
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düng mit den Kyoto-Projektmechanismen („Joint 
Implementation“ und „Clean Development Mecha- 
nism“) darstellt. Die Bundesregierung hat mit dem 
Nationalen Allokationsplan (NAP) 2008-2012 die Zu- 
teilungsregeln transparenter gestaltet und die Anrei- 
ze zur Investition in umweltfreundliche und effiziente 
Technologien erhöht (vgl. Tabelle lfd. Nr. 97). Auf euro- 
päischer Ebene wird eine konsequente Weiterent- 
wicklung des Instruments angestrebt mit dem Ziel, 
den Emissionshandel ökonomisch und ökologisch 
effizienter auszugestalten. Die Bundesregierung wird 
im Rahmen ihrer EU-Ratspräsidentschaft die Verhand- 
lungen zum Richtlinienentwurf der EU-Kommission 
zur Einbeziehung des Elugverkehrs beginnen. Sie un- 
terstützt zudem das Ziel einer Verknüpfung des euro- 
päischen Emissionshandels mit den Handelssystemen 
anderer Staaten und Regionen. 

E. Beschäftigungspotenziale 
aktivieren 

58. Beschäftigungsniveau erhöhen 

Im Hinblick auf das Lissabon-Ziel einer Erwerbsbeteili- 
gung von 70 % liegt in Deutschland mit einer Erwerbs- 
beteiligung von 65 % noch ungenutztes Wachstums- 
potenzial brach (vgl. Schaubild 15). Die Bundesregie- 
rung wird daher den eingeschlagenen Weg der 
Reformen auf dem Arheitsmarkt fortführen, um mehr 
Beschäftigung und mehr Wachstum zu ermöglichen. 

Niedrigere Lohnzusatzkosten machen Arbeit wett- 
bewerbsfähiger. Sie helfen insbesondere geringqualifi- 
zierten Menschen, einen Arbeitsplatz zu finden. Des- 
halb ist es ein wichtiges Ziel der Bundesregierung, die 
paritätisch finanzierten Beitragssätze zu den Sozialver- 
sicherungen dauerhaft unter 40 % des beitragspflichti- 
gen Bruttoarbeitsentgelts zu senken (vgl. Schaubild 16 
und Tabelle lfd. Nr. 128), so dass der Arbeitgeberbei- 
tragssatz unter 20 % liegt. Dies kann bereits in diesem 
Jahr erreicht werden. Hierzu trägt die Senkung des 
Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung von 6,5 % 
auf 4,2 % bei. Trotz der Erhöhung der Beitragssätze zur 
GRV von 19,5 % auf 19,9 % und des durchschnittlichen 
allgemeinen Beitragssatzes zur GKV von 13,3 % auf 
voraussichtlich 13,9 % (worin bei einem Teil der Kran- 
kenkassen Zuschläge zur Tilgung von Altschulden ent- 
halten sind, die nur zu einem einmaligen, nach er- 
reichtem Schuldenabbau auslaufenden Beitragseffekt 


führen), ergibt sich eine Beitragssatzsenkung von 
netto 1,3 Prozentpunkten. 

Im Ergebnis kann im Jahr 2007 der paritätisch 
finanzierte Gesamtbeitragssatz 39,7 % betragen, also 
unter 40% Prozent liegen. Die Bundesagentur für 
Arbeit wird hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten. 
Dass sie dazu in der Lage ist, verdeutlicht einmal mehr, 
dass die Reformen zur Neuausrichtung der Arbeitsver- 
waltung zu wirken beginnen. Außerdem setzt die 
Bundesregierung einen Prozentpunkt aus der Erhö- 
hung der Umsatzsteuer von 16 % auf 19 % zur Senkung 
des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung ein. 
Vom Rat wird ausdrücklich anerkannt, dass die Bun- 
desregierung jeden Spielraum für eine Senkung der 
Beitragssätze nutzt, der sich bietet (JG Tz 364). 

Die Bundesregierung geht den Weg zur Verbesse- 
rung der Wachstums- und Beschäftigungsbedingun- 
gen durch teilweise Abkopplung der Sozialbeiträge 
von den Arbeitsentgelten und eine stärkere Steuer- 
finanzierung auch in der GKV. Zur Abgeltung von 
Aufwendungen für versicherungsfremde Leistungen 
bzw. gesamtgesellschaftliche Aufgaben, die die Kran- 
kenkassen übernehmen, wird ein wachsender Zu- 
schuss aus Steuermitteln gezahlt. 

59. Beweglichkeit sichert Arbeit 

Zentral für mehr Beschäftigung sind neben weiterem 
Wirtschaftswachstum Reformen auf dem Arbeits- 
markt selbst. Ein flexibler Arbeitsmarkt verstärkt die 
Dynamik und eröffnet Langzeitarbeitslosen Beschäfti- 
gungsperspektiven. 

Der Rat wiederholt seinen bereits im Vorjahr unter- 
breiteten Vorschlag, betriebsbedingte Kündigungen 
generell für zulässig zu erklären und stattdessen - auch 
in Kleinbetrieben - einen von der Dauer der Betriebs- 
zugehörigkeit abhängigen Abfindungsanspruch zu 
gewähren. Alternativ wird vorgeschlagen, dass der 
Arbeitnehmer durch Vereinbarung mit dem Arbeitge- 
ber gegen Zahlung einer höheren Vergütung auf sei- 
nen Kündigungsschutz verzichten kann (JG Tz 544 ff.). 
Die Bundesregierung lehnt diese Vorschläge wegen 
der damit für die Unternehmen entstehenden zu- 
sätzlichen Kostenbelastung ab. Besonders in Kleinbe- 
trieben mit nicht mehr als zehn Arbeitnehmern, in 
denen das Kündigungsschutzgesetz ohnehin nicht 
gilt, würde dies zu unzumutbaren Mehrkosten führen. 
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Darüber hinaus wird die Bundesregierung die 
Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik weiter 
optimieren. Das Erste bis Dritte Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurden einer 
gründlichen Evaluation unterzogen. Die Bundesregie- 
rung wird die Ergebnisse nutzen, um die Instrumente 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik in diesem Jahr be- 
schäftigungsfördernd weiterzuentwickeln. Damit soll 
die Effizienz und Effektivität der Arbeitsmarktinstru- 
mente gewährleistet werden. 

Ein zentrales Handlungsfeld betrifft zudem die 
Reform des Niedriglohnsektors, um die Beschäfti- 
gungschancen für geringqualifizierte Menschen zu 
verbessern (vgl. Tabelle lfd. Nr. 132). Geringqualifizier- 
te können aufgrund unzureichender berufsspezifi- 
scher oder allgemeiner Kenntnisse häufig nur niedrige 
Erwerbseinkommen erzielen. Auch Langzeitarbeits- 
lose werden in vielen Fällen ungeachtet ihrer nach- 
gewiesenen formalen Qualifikationen ähnlich wie 


Geringqualifzierte eingestuft, da sie durch anhalten- 
de Arbeitslosigkeit wichtige Fertigkeiten und Kennt- 
nisse verlieren. Der Rat stellte im August 2006 in 
seinem Sondergutachten „Arbeitslosengeld II refor- 
mieren; Ein zielgerichtetes Kombilohnmodell“ fest, 
dass die Arbeitsmarktlage Geringqualifizierter und 
Langzeitarbeitsloser, die inzwischen nahezu zwei 
Drittel aller Arbeitslosen ausmachen, sich über die 
Jahre kontinuierlich verschlechtert hat. Sie ist mitt- 
lerweile auch im internationalen Vergleich auffal- 
lend ungünstig (vgl. Schaubild 17). Insofern kommt 
dem Niedriglohnsektor im Rahmen einer Strategie 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit besondere Bedeu- 
tung zu. 

Eine Arbeitsgruppe der Bundesregierung ent- 
wickelt derzeit Konzepte, die insbesondere Gering- 
qualifizierte wieder in Beschäftigung bringen sollen. 
Berührt sind auch die Themen Mindestlöhne und 
Kombilöhne, Dritter Arbeitsmarkt sowie geringfügige 


Schaubild 16: Beitragssätze zur Sozialversicherung in Prozent des beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsentgelts 


45 

40 

35 

30 

25 


13 

8,2 ■ 


11,4 


1,7 


-12,5- 




13,2 


13,6 


1.7 


13,6 



1,7 


14,0 


1,7 


14,3 


1,7 


14,2 


1,7’ 


13,7" 


1F1 


13,3 


13,9 


1970 1980 1990 1995 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006* 2007* 

H Gesetzliche Rentenversicherung H Gesetzliche Krankenversicherung H Bundesagentur für Arbeit 
H Soziale Pflegeversicherung 

Quelle: Bundesministeriumfür Arbeit und Soziales 
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Beschäftigungsmöglichkeiten im Rahmen von Mini- 
und Midijobs. 

Vieles spricht dafür, dass insbesondere im Bereich 
der haushaltsnahen Dienstleistungen die Beschäfti- 
gungspotenziale noch nicht ausgeschöpft sind. Die 
Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt“ ging von 3 Mio. Beschäftigten in Privathaus- 
halten aus. Dem standen im Oktober 2006 rund 
140.000 registrierte Minijobber in Privathaushalten 
gegenüber. Es wird daher geprüft, ob und durch wel- 
che Maßnahmen legale Beschäftigung in Privathaus- 
halten insgesamt stärker als bisher aufgebaut werden 
kann. 

60. Selbstverantwortung und 
Eigenständigkeit 

Die Soziale Marktwirtschaft baut auf den mündigen, 
selbstbestimmten Menschen, der im Rahmen seiner 
Möglichkeiten Verantwortung für sich und andere 
übernimmt. Freiheit und Selbstbestimmung setzen 
die schöpferischen Kräfte der Menschen frei. Darum 


gehört es zur notwendigen Modernisierung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft, Anreize für das Verhalten des 
Einzelnen auf dem Arbeitsmarkt so zu setzen, dass die 
Bereitschaft zur Leistung und Eigenverantwortung 
belohnt und auch konsequent eingefordert wird. Ar- 
beitsmarktpolitische Leistungen werden deshalb nach 
dem Grundsatz „Fördern und Fordern“ erbracht. 

Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe zur Grundsicherung für Arbeitssu- 
chende (SGB II) haben alle erwerbsfähigen Personen 
gleichen Zugang zu einer umfassenden Unterstüt- 
zung bei der Integration in den Arbeitsmarkt. Um die 
Aufgabenwahrnehmung durch die Arbeitsgemein- 
schaften und die zugelassenen kommunalen Träger 
zu verbessern sowie Fehlentwicklungen entgegen- 
zuwirken, hat die Bundesregierung in zwei Gesetzen 
Änderungen vorgenommen, deren Ziel es ist, das Leis- 
tungsrecht zu optimieren, die Verwaltungspraxis und 
die Eingliederung von Arbeitslosen zu verbessern so- 
wie Leistungsmissbrauch zu verhindern (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 129, 131). 


Schaubild 17: Arbeitslosigkeit und Erwerbsquoten von Geringqualifizierten und Langzeit- 
arbeitslosen im internationalen Vergleich (2004) in vH 


Land 

Geringqualifizierte 
(25 bis 64 Jahre) 

Gesamtbevölkerung 
(15 bis 64 Jahre) 

Arbeitslosen- 

quote 

Erwerbs- 

quote^“ 

Quote der 
Langzeit- 

arbeitslosen^® 

Arbeitslosen- 

quote^® 

Erwerbs- 

quote^ 

Deutschland 

20,5 

48,6 

51,8 

9,5 

73,1 

Belgien 

11,7 

49,4 

49,6 

8,4 

60,5 

Frankreich 

12,1 

59,6 

41,6 

9,6 

69,8 

Italien 

7,8 

51,6 

49,7 

8,0 

63,4 

Spanien 

7,3 

57,5 

37,7 

10,6 

68,8 

Japan 

6,7 

66,7 

33,7 

4,7 

78,1 

Irland 

6,4 

57,2 

34,3 

4,5 

69,8 

Niederlande 

5,7 

59,0 

32,5 

4,6 

72,0 

Österreich 

7,8 

52,2 

27,6 

4,9 

70,8 

Dänemark 

7,8 

62,0 

22,6 

5,5 

80,6 

Vereinigtes Königreich 

6,6 

53,0 

21,4 

4,7 

72,7 

Schweden 

6,5 

67,0 

18,9 

6,4 

77,1 

Vereinigte Staaten 

10,5 

56,5 

12,7 

5,5 

71,2 


Quelle: OECD, Berechnungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


“ Anteil der arbeitslosen/erwerbsfähigen Geringqualifizierten an allen Geringqualifizierten (25 bis 64 Jahre): Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen 
Arbeitslosen: Anteil der Arbeitslosen an allen Erwerbspersonen: ” Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung (15 bis 64 Jahre). 
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Kasten 13: Politik für mehr Beschäftigung 

Die Bundesregierung wird insbesondere darauf hin wirken, 

► die zu hohen Lohnzusatzkosten trotz der demografischen Belastungen in den Sozialversicherungssystemen 
dauerhaft unter 40% zu senken, 

► die Arbeitskräfte durch effiziente Bildungssysteme bestens zu qualifizieren; eine gute berufliche Ausbildung 
und eine kontinuierliche Weiterbildung senken das Arbeitsplatzrisiko deutlich, 

► beschäftigungshemmende Regulierungen weiter abzubauen, 

► eine sachgerechte und beschäftigungsfördernde Regelung für einen Niedriglohnsektor einzuführen, 

► mehr Frauen und ältere Arbeitnehmer (wieder) in den Arbeitsprozess zu integrieren sowie 

► die Lohnbildung weiter zu differenzieren. Die Bundesregierung ermuntert die Tarifvertragsparteien ausdrück- 
lich, auf dem eingeschlagenen Weg zügig voranzugehen und Gewinnbeteiligungsmodelle stärker zu nutzen, 
um die Beschäftigten am wirtschaftlichen Erfolg teilhaben zu lassen. 


61. Flexicurity ein Schwerpunkt der 
EU -Ratspräsident Schaft 

Der Europäische Rat hat die Europäische Kommission 
im Jahr 2006 aufgefordert, zusammen mit den Mit- 
gliedstaaten und den Sozialpartnern die Möglichkeit 
zu prüfen, gemeinsam Grundsätze zum Thema 
„Flexicurity“ festzulegen. Das Thema wird auch ein 
Schwerpunkt der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
sein. Flexicurity beinhaltet Ansätze, die dazu beitra- 
gen, Übergänge zu verbessern, z. B. von Teilzeit- in 
Vollzeitbeschäftigung und von Arbeitslosigkeit in 
Beschäftigung. Ein einheitliches Modell, das auf alle 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union passt, gibt es 
aufgrund der unterschiedlichen institutioneilen, öko- 
nomischen und kulturellen Gegebenheiten jedoch 
nicht. Eine Auswertung der vorhandenen Ansätze 
kann dazu beitragen, eigene Möglichkeiten besser 
auszuloten und voneinander zu lernen. 

62. Ausbildungspakt wird verlängert 

Wichtig ist, dass junge Menschen eine Chance zum 
Einstieg in einen Beruf haben. Dies gibt ihnen die 
Möglichkeit zu einem finanziell unabhängigen Leben 
und ist zugleich der beste Schutz vor gesellschaft- 
licher Ausgrenzung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 143-150). 
Deutschland verfügt mit der dualen Berufsausbil- 
dung über eines der besten Systeme der Welt. Diesen 
Standortvorteil gilt es zu nutzen. Daher will die 
Bundesregierung den zunächst bis 2007 befristeten 
Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräftenach- 
wuchs verlängern und fortentwickeln. Es wurden im 
Jahr 2006 rund 580.000 Ausbildungsverträge und 
damit 4,8 % mehr Verträge als im Vorjahr abge- 
schlossen. Die Wirtschaft hat ihre Zusagen für den 


Ausbildungspakt mit ca. 65.000 neuen Ausbildungs- 
plätzen mehr als erfüllt. Die kleinen und mittleren 
Betriebe haben dazu den größten Beitrag geleistet. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Rates, wonach die Lage auf dem Berufsausbildungs- 
stellenmarkt weitere Anstrengungen erfordert (]G Tz 
477 ff.). Dies betrifft auch die Verbesserung der Quali- 
fikationen der Bewerber. Nicht alle Bewerber genü- 
gen den Anforderungen der Unternehmen in Zeiten 
gestiegenen Wettbewerbsdrucks. Umfragen deuten 
darauf hin, dass Unternehmer die zum Teil nicht aus- 
reichende Qualifikation der Schulabgänger als ein 
gravierendes Ausbildungshemmnis ansehen. Dieses 
Problem kann die Wirtschaftspolitik nicht lösen. Dies 
ist vielmehr Aufgabe der Bildungs- und Familien- 
politik sowie der Arbeitsmarktpolitik. 

Erforderlich ist insbesondere eine Verbesserung 
der Ausbildungsreife, die auch ein Schwerpunkt- 
thema im Ausbildungspakt ist. Die Bundesregierung 
trägt dem Rechnung, z. B. durch die Förderung von 
Ganztagsschulangeboten, durch die Erprobung von 
Konzepten zur besseren Berufsorientierung von 
Jugendlichen, durch außerbetriebliche Ausbildungs- 
plätze in den neuen Ländern und mit dem Sonder- 
programm zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher 
(EQJ) (vgl. Tabelle lfd. Nr. 143). Die im Rahmen dieses 
Programms ermöglichten sechs- bis zwölfmonatigen 
Betriebspraktika zur Einstiegsqualifizierung helfen 
insbesondere Bewerberinnen und Bewerbern mit 
eingeschränkten Vermittlungsperspektiven. Betriebe 
und Jugendliche machen in der Mehrzahl positive 
Erfahrungen mit diesem zusätzlichen Angebot. Die 
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Bundesregierung hat aus diesen Gründen und wegen 
der weiterhin angespannten Situation auf dem Aus- 
bildungsmarkt die Verlängerung dieses Programms 
um ein Jahr beschlossen und die Platzzahl von 25.000 
auf 40.000 erhöht. Rund 62 % der Teilnehmer 
schaffen danach den Übergang in eine betriebliche 
Ausbildung. 

Die Länderseite hat sich ergänzend zu einer 
deutlichen Verbesserung der Hauptschulausbildung 
verpflichtet. Die Bundesagentur für Arbeit will mit 
ihren Maßnahmen zur vertieften Berufsorientierung 
und Berufsvorbereitung verstärkt in den Schulen 
ansetzen. Die Wirtschaft wird ihre enge Kooperation 
mit den Schulen vor Ort zur Verbesserung der Aus- 
bildungsreife anhand konkreter Modelle ausbauen. 

63. Weiterbildung 

Die berufliche und betriebliche Aus- und Weiterbil- 
dung ist ein essentieller Baustein zur Erhaltung und 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen und zur Integration von Rückkehrern 
in den Arbeitsmarkt. Bildung darf nicht auf das erste 
Drittel des Lebens beschränkt werden. In einer sich 
ständig verändernden Arbeitswelt mit aiternder 
Erwerbsbevölkerung wird Lernen in Zukunft zur 


iebensbegleitenden Aufgabe. Hier ist ein Umdenken 
erforderlich, insbesondere auch in der Wirtschaft. 

Die Bundesregierung unterstützt diesen Prozess z. B. 
durch einen Unternehmerwettbewerb (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 136). Sie strebt eine Weiterentwicklung der 
Nachqualifizierung der Arbeitnehmer und der beruf- 
lichen und betrieblichen Weiterbildung an (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 151). Für mehr und bessere Weiterbil- 
dung kommt es entscheidend auch auf entsprechen- 
de Tarifverträge an. 

64. Beschäftigungschancen für Ältere 
verbessern 

Impulse für mehr Beschäftigung Äiterer sind wichtig, 
da diese in Deutschland - auch im europäischen 
Vergleich - besonders stark von Arbeitslosigkeit be- 
troffen sind und Beschäftigungspotenziaie ungenutzt 
bleiben. Mit der „Initiative 50plus“ werden eine Reihe 
von Maßnahmen umgesetzt, um die Beschäftigungs- 
situation älterer Menschen zu verbessern. Damit soll 
die schrittweise Erhöhung der Regelaltersgrenze auf 
67 Jahre flankiert werden (vgl. Kasten 14 und Tabelle 
lfd. Nr. 137-141). 

Der Rat bestätigt die Auffassung der Bundesre- 
gierung, dass dieses Umsteuern wichtig ist. Er weist 


Kasten 14: Kernelemente der Initiative SOplus 

► Weiterbildung: Die BA erstattet künftig die Kosten für berufliche Weiterbildung von mindestens 45 (bis- 
her 50) Jahre alten Beschäftigten in Betrieben mit bis zu 250 (bisher: 100) Arbeitnehmern durch Ausgabe 
von Bildungsgutscheinen. 

► Kombilohn: Mindestens 50 Jahre alten Arbeitnehmern, die noch einen Rechtsanspruch auf Arbeitslosen- 
geld von mindestens 120 Tagen haben, wird, wenn sie eine geringer bezahlte Tätigkeit annehmen, die 
Differenz zwischen dem alten und neuen Nettoentgelt im ersten Jahr zu 50 % und im zweiten Jahr zu 30 % 
ausgeglichen. Die Rentenversicherungsbeiträge werden auf 90 % der früheren Beiträge aufgestockt. Auf 
diese Entgeltsicherung besteht ein Rechtsanspruch. 

► Eingliedeningszuschuss: Arbeitgeber, die einen mindestens 50 Jahre alten Arbeitnehmer einstellen, der 
in den vorangegangenen sechs Monaten arbeitslos war, an Integrationsmaßnahmen teilgenommen hat 
oder persönliche Vermittlungshemmnisse aufweist, erhalten ein bis drei Jahre lang einen Zuschuss von 
30 bis 50 % der Lohnkosten. Voraussetzung ist, dass das Beschäftigungsverhältnis mindestens ein Jahr dauert. 

► Befristung von Arbeitsverträgen: Die Regelung über befristete Arbeitsverträge mit älteren Arbeitneh- 
mern wird gemeinschaftsrechtskonform gestaltet. Arbeitnehmer ab dem 52. Lebensjahr dürfen ohne sach- 
lichen Befristungsgrund bis zur Dauer von fünf Jahren befristet eingestellt werden, wenn sie zuvor minde- 
stens vier Monate beschäftigungslos waren, Transferkurzarbeitergeld bezogen oder an einer öffentiich 
geförderten Beschäftigungsmaßnahme teilgenommen haben. 
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ausdrücklich darauf hin, dass niedrigere Erwerhsquo- 
ten älterer Arbeitnehmer und ihre geringe Partizipa- 
tion an Weiterbildungsmaßnahmen vor allem das 
Ergebnis massiver Anreize zur Frühverrentung sind. 
Er warnt vor einer Verlängerung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes, die einem weiteren Anstieg 
der Langzeitarbeitslosigkeit Vorschub leisten würde 
(JG Tz 331 ff.). Er kritisiert in diesem Zusammenhang 
die beabsichtigte Möglichkeit, mit mindestens 
45 Beitragsjahren schon im Alter von 65 Jahren ab- 
schlagsfrei in Rente zu gehen. Für die Akzeptanz der 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit auf 67 Jahre 
dürfte diese Regelung aus Sicht der Bundesregierung 
allerdings mitentscheidend sein. 

Zusätzlich weist der Rat darauf hin, dass die An- 
hebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre nicht aus- 
schließlich als Instrument zur nachhaltigen Finanzier- 
barkeit der GRV angesehen werden darf (JG Tz 333). 
Ziel der Anhebung der Altersgrenze ist es auch, dem 
zu erwartenden, demografisch bedingten Rückgang 
an qualifizierten Fachkräften zu begegnen. Die 
Bundesregierung stimmt dem Rat ausdrücklich zu. 

Darüber hinaus bleibt es auch Aufgabe der Sozial- 
partner, über Tarif- und Betriebsvereinbarungen die 
Rahmenbedingungen so weiterzuentwickeln, dass 
eine längere Lebensarbeitszeit sowohl für Unterneh- 
men als auch Arbeitnehmer vorteilhaft ist. Die Bundes- 
regierung wird in Gesprächen mit Wirtschaftsver- 
bänden und Gewerkschaften auf die Notwendigkeit 
der Qualifizierung auch vor dem Hintergrund des 
sich abzeichnenden Fachkräftemangels hinweisen. 

65. Tarifpolitische Differenzierung 

Die Bundesregierung ist ebenso wie der Rat der Auf- 
fassung, dass nicht allein die Politik der Bundesregie- 
rung gefordert ist, um ein höheres Wirtschafts- 
wachstum und eine nachhaltige Verringerung der 
Arbeitslosigkeit zu erreichen (JG Tz 490). Das ist auch 
Aufgabe der Tarifvertragsparteien. Unabdingbare 


Voraussetzung für den beschäftigungspolitischen 
Erfolg ist der Wille zum gemeinsamen Handeln. 
Deutschland verdankt den Tarifpartnern viel. Sie 
haben großen Anteil am wirtschaftlichen Aufstieg 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Der soziale Frieden in 
Deutschland ist in hohem Maß auch ihr Verdienst. 
Eine gesamtwirtschaftlich verantwortungsvolle be- 
schäftigungsfördernde Lohnpolitik bleibt unabding- 
bar für weitere wirtschafts- und beschäftigungspoli- 
tische Erfolge. Die Bundesregierung bekennt sich zur 
Tarifautonomie. Sie ermuntert die Tarifvertragspar- 
teien ausdrücklich, den eingeschlagenen Weg, durch 
betriebliche Bündnisse Beschäftigung zu sichern, 
weiter zu beschreiten. 

Der Anstieg der Tariflöhne in den letzten Jahren 
war moderat und die Arbeitszeiten wurden teilweise 
verlängert. Beides hat die Wende auf dem Arbeits- 
markt begünstigt. Soll die Besserung auf dem Arbeits- 
markt nachhaltig sein, sind auch in Zeiten eines kon- 
junkturellen Aufschwungs mit differenzierten Tarif- 
lohnabschlüssen die Belange der Arbeitslosen zu 
berücksichtigen und der Verteilungsspielraum zu 
beachten. 

Erfolgreiche Unternehmen sollten im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten ihre Beschäftigten betriebsindi- 
viduell höher entlohnen können. Die Tarifvertrags- 
parteien haben dazu in der Vergangenheit bereits 
erfolgreiche Modelle entwickelt. Eine Gewinnbeteili- 
gung als flexible Ergänzung der Lohnabschlüsse 
eignet sich insbesondere für viele Unternehmen im 
Mittelstand, bei denen sich eine unmittelbare Kapi- 
talbeteiligung nur schwer verwirklichen lässt. Um 
flexible und auf die konkrete Unternehmenssituation 
zugeschnittene Vereinbarungen zu ermöglichen, 
sollte aber auch vermehrt über die stärkere Nutzung 
von Modellen nachgedacht werden, die Beschäftigte 
über eine Kapitalbeteiligung am wirtschaftlichen 
Erfolg partizipieren lassen. 
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II. Projektion der Bundesregierung 


66. Außenwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen bleiben robust 

Die weltwirtschaftliche Entwicklung war im vergan- 
genen Jahr deutlich aufwärts gerichtet, hat aber im 
Jahresverlauf etwas an Schwung verloren. Eine straf- 
fere Geldpolitik in wichtigen Währungsräumen und 
der starke Anstieg der Energie- und Rohstoffpreise im 
ersten Halbjahr haben sich dämpfend niedergeschla- 
gen. Dabei kam es zu einer Verlagerung der Wachs- 
tumsdynamik zwischen den großen Wirtschaftsräu- 
men. Während die Auftriebskräfte in den Vereinigten 
Staaten und in Japan nachließen, festigten sie sich in 
Europa. In den Schwellen- und Entwicklungsländern, 
vor allem in Asien, war der Aufschwung weiter 
robust. 

Diese Tendenzen werden auch in diesem Jahr 
anhalten. In den Vereinigten Staaten dürfte sich die 
konjunkturelle Dynamik u. a. im Zuge nachlassender 
Bauaktivitäten abschwächen, insgesamt aber noch 
aufwärts gerichtet bleiben. In Westeuropa wird sich 
der wirtschaftliche Aufschwung auch 2007 fortsetzen. 


Die lebhaftere Inlandsnachfrage verbreitert die 
Wachstumsbasis. Dies gilt auch für die Eurozone. In 
den mittel- und osteuropäischen Ländern, insbeson- 
dere den neuen EU-Mitgliedstaaten, wird die gesamt- 
wirtschaftliche Dynamik weiterhin kräftig bleiben. 
Dies resultiert vor allem aus dem Aufholprozess und 
der zunehmenden Verflechtung mit den westeuropä- 
ischen Industriestaaten. 

Internationale Organisationen erwarten für 
dieses Jahr ein zwar leicht abgeschwächtes, aber 
dennoch kräftiges Wachstum der Weltwirtschaft von 
preisbereinigt 4 Vi bis 5 %, nach 5 % im Jahr 2006. Der 
Welthandel dürfte mit rund lVi% etwas weniger 
dynamisch als im Vorjahr (rund 9 %) zunehmen. Vor 
diesem Hintergrund und dank der weiter steigenden 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Anbieter auf den 
Weltmärkten - sowohl hinsichtlich der Produkt- 
palette und der regionalen Ausrichtung als auch der 
Preisrelationen - werden in diesem Jahr wesentliche 
Wachstumsimpulse wiederum von der Auslands- 
nachfrage ausgehen. 


Schaubild 18: Konjunkturverlauf: Jahresprojektion 2007 - 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland (preisbereinigt) 






■ 1 



MB; 

.m 

MmmMmm 

MM 



l.Vj. 2.V]. 3.V). 4.V1. 1.V). 2.V). 3.V). 4.Vj. l.V|. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vi. l.Vj. 2.Vj. 3.V]. 4.V1. l.VJ. 2.V). 3.V). 4.V). 

2003 2004 2005 2006 2007 


Linie grau : Verlauf vierteljährlich, in Preisen des Vorjahres, saison- und kalenderbereinigt 

Linien schwarz: Jahresdurchschnitte (Ursprungswerte} in Preisen des Vorjahres: Veränderungen gegenüber Vorjahr in Prozent 
Baiken grau: Veränderungen gegenüber Vorquartal in Prozent, saison- und kaienderbereinigt 

Quelle: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts bis 3. Quartal 2006 Statistisches Bundesamt; 4. Quartal und 2007 eigene Berechnungen 
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67. Inlandsnachfrage stützt nach langer 
Pause die Konjunktur 

Neben dem expansiven außenwirtschaftlichen Um- 
feld trägt die binnenwirtschaftliche Belebung mehr 
und mehr zum Wachstum bei. Vor allem wirkt sich die 
rege Investitionstätigkeit positiv am Arbeitsmarkt aus. 
Der Aufschwung trägt sich zunehmend selbst. Die Be- 
lastungen aus den finanzpolitischen Konsolidierungs- 
maßnahmen werden daher gut verkraftet. Für das 
Gesamtjahr erwartet die Bundesregierung einen Zu- 
wachs des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von preisbe- 
reinigt rund 1 % %, gerechnet 1,7 % (vgl. Schaubild 18). 
Kalenderbereinigt entspricht dies einem Anstieg 
um 1,8 %. 

Aktuelle Indikatoren wie z. B. die Produktion in 
der Industrie zeigen, dass sich der konjunkturelle 
Aufschwung bis zur Jahreswende fortgesetzt hat. Zu 
Jahresbeginn ist allerdings mit einer vorübergehen- 
den Dämpfung der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tion aufgrund der Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 
zu rechnen. So werden die in das vergangene Jahr vor- 
gezogenen Käufe von privaten Haushalten und bislang 
stimulierende Sonderfaktoren bei den Bauinvestitio- 
nen fehlen. 

Die Ausrüstungsinvestitionen dürften sich auch 
in diesem Jahr als Wachstumsträger erweisen. Die 
Bauinvestitionen scheinen ihren langjährigen Ab- 
wärtspfad verlassen zu haben. Die privaten Konsum- 
ausgaben werden von der Beschäftigungsexpansion 
und von der Effektivlohnentwicklung begünstigt. 

Die Lage auf dem Arbeitmarkt bat sich merklich 
entspannt. Der starke Anstieg der sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung führt dazu, dass die regis- 
trierte Arbeitslosigkeit spürbar sinkt. Dies trägt we- 
sentlich dazu bei, dass selbsttragende Elemente eine 
größere Rolle spielen. 

Die Jahresprojektion der Bundesregierung ist wie 
jede Vorausschätzung mit Unsicherheiten behaftet. 
Diese bestehen vor allem hinsichtlich des außenwirt- 
schaftlichen Umfeldes. Sollte die US-amerikanische 
Wirtschaft in Zusammenhang mit einer abrupten 
Rückbildung von Immobilienpreisen in größere Tur- 
bulenzen geraten, sind zusätzliche Bremseffekte nicht 
auszuschließen. Auch besteht das Risiko eines erneu- 
ten, dauerhaften Rohstoffpreisanstiegs, vor allem 


beim Rohöl, mit der Möglichkeit einer kräftiger als 
bislang erwarteten Abschwächung der weltwirt- 
schaftlichen Dynamik. Zudem könnte es zu einer wei- 
teren Straffung der Geldpolitik kommen. Die sich 
schon längerfristig abzeichnenden globalen Ungleich- 
gewichte, insbesondere die Entwicklung des Haus- 
halts- und Leistungsbilanzdefizits in den Vereinigten 
Staaten, dürften im Projektionszeitraum weiter be- 
stehen. Hieraus könnte die Gefahr einer massiven 
Kapitalumschichtung mit entsprechenden Wechsel- 
kursanpassungen entstehen. 

Allerdings bestehen auch Chancen auf eine güns- 
tigere als die hier dargestellte Entwicklung. Der Öl- 
preis hat sich inzwischen wieder deutlich von seinen 
Höchstständen im vergangenen Jahr entfernt. Ein 
weiterer Ölpreisrückgang würde den Preisauftrieb 
dämpfen und somit die Kaufkraft der privaten Haus- 
halte entsprechend stärken. Die Kostenbelastung der 
Unternehmen würde sinken. Auch könnte sich die 
weltwirtschaftliche Entwicklung günstiger darstellen 
als angenommen. Zudem war die konjunkturelle 
Dynamik im vergangenen Jahr so kräftig, dass durch 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze und zusätzlicher 
Einkommen ein Aufschwung in Gang gekommen ist, 
der sich zunehmend selbst trägt. 

68. Annahmen 

Die Jahresprojektion basiert auf folgenden 
Annahmen: 

► Das Wachstum der Weltwirtschaft wird mit preis- 
bereinigt 4 Vi bis 5 % ebenso wie der Welthandel mit 
voraussichtlich rund 7 M % im Jahr 2007 etwas geringer 
expandieren als im Vorjahr. 

► Als technische Annahmen für Ölpreis, Wechsel- 
kurse und Zinsen wird üblicherweise der jeweilige 
Durchschnitt der letzten Wochen vor der Prognose- 
erstellung gesetzt. Der Projektion liegen damit ein 
jahresdurchschnittlicher Ölpreis der Marke Brent von 
rund 60 US-Dollar je Barrel, ein Kurs des Euro von etwa 
1,30 US-Dollar und ferner ein Refinanzierungssatz der 
Europäischen Zentralbank von 3,5 % zu Grunde. 

► Die gesamtwirtschaftliche Lohnentwicklung 
bleibt preisbereinigt weiterhin unterhalb des gesamt- 
wirtschaftlichen Produktivitätszuwachses. Die Lohn- 
stückkosten werden mit -Va% voraussichtlich erneut 
sinken. 
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Übersicht 2: Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland^^ 



2005 

2006 

Jahres- 

projektion 

2007 

1 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % \ 

Entstehung des Bmttoinlandsprodukts (BIP) 




BIP (preisbereinigt) 

0,9 

2,5 

1,7 

Erwerbstätige (im Inland) 

-0,1 

0,7 

0,8 

BIP je Erwerbstätigen 

1,0 

1,8 

0,9 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

1,3 

1,9 

0,9 

Erwerbslosenquote in % nach VGR 

9,1 

8,1 

7,3 

Arbeitslosenquote in % (Abqrenzunq derBA}^ 

11,7 

10,8 

9,6 

Verwenduna des BIP in ieweiliaen Preisen 




Konsumausgaben 




Private Haushalte u. private Organisationen o.E. 

1,4 

2,0 

2,2 

Staat 

1,1 

1,5 

1,5 

Bruttoanlageinvestitionen 

0,7 

6,0 

5,4 

Vorratsveränderunqen u. a. (Mrd. EURO) 

-2,6 

4,9 

5,8 

Inlandsnachfrage 

1,4 

3,0 

2,7 

Außenbeitrag (Mrd. EURO) 

116,0 

114,1 

127,4 

(in % des BIP) 

5,2 

5,0 

5,4 

Bruttoinlandsprodukt (nominal) 

1,5 

2,8 

3,2 

Verwenduna des BIP nreisbereiniat 




Konsumausgaben 




Private Haushalte u. private Organisationen o.E. 

0,1 

0,6 

0,3 

Staat 

0,6 

1,7 

0,5 

Bruttoanlageinvestitionen 

0,8 

5,3 

3,3 

Ausrüstungen 

6,1 

7,3 

5,0 

Bauten 

-3,6 

3,6 

1,6 

Sonstige Anlagen 

4,7 

5,9 

6,0 

Vorratsveränderung u. a. (BlP-Wachstumsbeitraq)^" 

0,2 

0,1 

0,0 

Inlandsnachfrage 

0,5 

1,8 

0,9 

Exporte 

6,9 

12,4 

7,9 

Importe 

6,5 

12,1 

6,8 

Außenbeitrag (BIP-Wachstumsbeitrag)” 

0,4 

0,7 

0,8 

Bruttoinlandsprodukt (real) 

0,9 

2,5 

1,7 

Preisentwicklung (2000 = 100) 




Konsumausgaben der privaten Haushalte” 

1,3 

1,4 

1,9 

Inlandsnachfrage 

0,9 

1,2 

1,7 

BruttoinlandsprodukP 

0,6 

0,3 

1,4 

Verteilung des Bruttonationaleinkommen (BNE) 




(Inländerkonzept) 




Arbeitnehmerentgelte 

-0,7 

1,3 

1,4 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

6,2 

6,9 

5,0 

Volkseinkommen 

1,5 

3,1 

2,6 

Bruttonationaleinkommen 

1,8 

2,9 

3,2 

nachrichtlich (Inländerkonzept): 




Arbeitnehmer 

-0,6 

0,7 

0,7 

Bruttolöhne und -gehälter insgesamt 

-0,3 

1,4 

1,9 

je Arbeitnehmer 

0,3 

0,7 

1,2 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

1,7 

1,7 

2,1 

Sparquote in 

10,6 

10,5 

10,4 


“ bis 2006 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes: 11. Januar 2007; ^®bezogen auf alle Erwerbspersonen: Beitrag zur Zuwachsrate des BIP: 

Verbraucherpreisindex Veränd. gg. Vj.: 2004: 1,6 %; 2005: 2.0 %: 2006: 1,7 %; 2007: 2,3 %: “ Lohnstückkosten je Arbeitnehmer Veränd. gg. V).: 2004: -0,4 %; 2005: -1.1 %: 
2006: -1.1 %; 2007: -0.3 %: “ Sparen in % des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte einschl. betrieblicher Versorgungsansprüche. 
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69. Exporteure gewinnen Marktanteile hinzu 

Deutschland exportiert vorwiegend in Regionen, die 
sich weiter im Aufschwung befinden, so z. B. in die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie nach 
China und in die Öl exportierenden Länder (vgl. 
Schaubild 19). Außerdem ist die Produktstruktur des 
deutschen Exports vorwiegend auf hochwertige 
Investitionsgüter ausgerichtet; gerade diese Güter 
werden in Aufschwungphasen und in Regionen im 
Aufholprozess nachgefragt. Zudem wird sich die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit deutscher Produkte 
insbesondere in der Eurozone durch die erneut rück- 
läufigen Lohnstückkosten nochmals verbessern. Die 
deutschen Ausfuhren von Waren und Dienstleistun- 
gen werden damit voraussichtlich um preisbereinigt 
7,9 % wiederum etwas stärker zunehmen, als das 
Absatzmarktwachstum erwarten ließe. 

Die weiterhin günstige Ausfuhrentwicklung wirkt 
erhöhend auf die Einfuhren. Die Importe werden in 
diesem Jahr zudem durch die fortgesetzte Investi- 
tionsdynamik angeregt. Allerdings wird die Zunahme 


der Einfuhren wegen der schwächeren Expansion der 
privaten Konsumausgaben und der verbesserten 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Anbieter im Inland 
im Gefolge sinkender Lohnzusatzkosten etwas ge- 
dämpft. Legt man die langfristige Importelastizität 
bezogen auf die Gesamtnachfrage zugrunde und 
berücksichtigt die Veränderung der preislichen Wett- 
bewerbsfähigkeit, so zeichnet sich eine Zunahme der 
Einfuhren von Waren und Dienstleistungen um preis- 
bereinigt 6,8 % ab. Rechnerisch ergibt sich daraus ein 
Wachstumsbeitrag der Nettoexporte (Exporte abzüg- 
lich Importe) von rund einem % Prozentpunkt. 

70. Investitionstätigkeit bleibt lebhaft 

Der seit drei Jahren anhaltende Aufschwung der Aus- 
rüstungsinvestitionen (vgl. Schaubild 20) wird sich in 
diesem Jahr fortsetzen. Zwar haben sich die Finan- 
zierungsbedingungen unter anderem im Gefolge der 
Leitzinserhöhungen im vergangenen Jahr verschlech- 
tert, aber dank der außerordentlich guten Gewinn- 
lage verfügen die Unternehmen über umfangreiche 
Eigenmittel zur Finanzierung von Investitionen. Für 


Schaubild 19: Anteil der Warenausfuhr aus Deutschland nach Regionen in Prozent 
2000 und 2005 



^EWU: Länder des Euroraums ohne Slowenien. Nicht-EWU: Vereinigtes Königreich. Schweden, Dänemark. 
“ Neue EU-Länder: ohne Rumänien und Bulgarien. 
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eine weitere Expansion sprechen zudem die nach wie 
vor günstigen Ahsatzperspektiven, eine im vergange- 
nen Jahr kräftig gestiegene Kapazitätsauslastung 
sowie die steuerlichen Investitionsanreize aus der his 
2007 befristeten Verbesserung der Abschreibungsbe- 
dingungen. Zusammengenommen dürften die Aus- 
rüstungsinvestitionen um 5,0 % wachsen. 

Bei den im vergangenen Jahr spürbar angestie- 
genen Bauinvestitionen dürften sich die Perspektiven 
2007 etwas eintrüben. Der Wohnungsbau profitierte 
im Jahr 2006 von temporären Sondereffekten wie der 
Abschaffung der Eigenheimzulage und von Vorzieh- 
effekten im Zusammenhang mit der Erhöhung des 
Umsatzsteuersatzes zu Jahresbeginn 2007. Ohne 
diese Sonderfaktoren dürften die privaten Woh- 
nungsbauinvestitionen leicht sinken. Positive Im- 
pulse beim Ausbaugewerbe sind weiterhin durch das 
C02-Gebäudesanierungsprogramm zu erwarten. Im 
Jahresdurchschnitt ist daher ein Rückgang der Woh- 
nungsbauinvestitionen um real 0,4 % wahrscheinlich. 
Der Wirtschaftsbau wird sich dagegen voraussicht- 


lich günstiger entwickeln. Der zunehmend mit Kapa- 
zitätserweiterung verbundene Anstieg der Ausrüs- 
tungsinvestitionen dürfte den gewerblichen Bauten 
Impulse geben. Insgesamt steigt der private Wirt- 
schaftsbau im Vorjahresvergleich um preisbereinigt 
6 Vi %. Die öffentlichen Bauinvestitionen dürften 
erneut steigen, wenngleich in realer Rechnung leicht 
sinken. Bereits im Verlauf des vergangenen Jahres 
war es zu einer verstärkten Investitionstätigkeit des 
Staates gekommen. Ursächlich hierfür war vor allem 
die günstigere Finanzlage der Gemeinden, die - als 
größter öffentlicher Nachfrager von Bauleistungen - 
durch höhere Gewerbesteuereinnahmen von der 
kräftigen Zunahme der Unternehmensgewinne pro- 
fitieren konnten. 

Insgesamt ergibt sich damit nach dem kräftigen 
Anstieg im Vorjahr im Jahresdurchschnitt 2007 ein 
leichter Zuwachs der preisbereinigten Bauinvestitio- 
nen um 1,6 %. Alles in allem rechnen wir für die Brutto- 
anlageinvestitionen mit einem Anstieg von 3,3 %. Hier 
sieht der Rat eine leicht günstigere Entwicklung. 


Schaubild 20: Investitionen und Arbeitsmarkt 



39,5 


39,0 


38,5 S 


38,0 


37,5 


37,0 


1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 


preisbereinigte Ausrüstungsinvestitionen, 
Saison- u. kalenderbereinigt (linke Achse) 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 


■Erwerbstätige, saisonbereinigt 
(rechte Achse) 


Drucksache 16/4170 


-60- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


71. Privater Konsum im Fahrwasser günstiger 
Arbeit s mar kt Perspektiven 

Im Jahresverlauf 2006 hat sich der private Konsum 
nach Jahren der Schwäche wiederbelebt. Dazu beige- 
tragen haben vor allem die zunehmende Beschäfti- 
gung und die wieder etwas anziehende Einkommens- 
entwicklung. Auch haben Sondereinflüsse, wie die 
Fußballweltmeisterschaft und vorgezogene Käufe auf- 
grund der Anhebung des Regelsatzes zur Umsatz- 
steuer, dem privaten Konsum zusätzlich Auftrieb ge- 
geben. Er stieg 2006 um real 0,6 % an. Für das laufende 
Jahr ist mit einer geringeren Zunahme zu rechnen. 
Zwar werden die vorgezogenen Käufe insbesondere 
von langlebigen Gebrauchsgütern in diesem Jahr 
fehlen und die aufgrund der Anhebung des Umsatz- 
steuersatzes stärker steigenden Preise dürften den 
privaten Konsum zu Jahresbeginn ebenfalls belasten. 
Dem steht jedoch eine Steigerung der Nettoeinkom- 
men gegenüber, die sich durch die Gesamtentlastung 
bei den Lohnzusatzkosten ergibt. Dies gleicht die im 
Gefolge der Anhebung des Umsatzsteuersatzes einge- 
schränkten Konsummöglichkeiten zum Teil wieder 
aus. Die Bundesregierung rechnet mit einer Zunahme 
der privaten Konsumausgaben von real 0,3 %. Diese 
Projektion weicht von der des Rates kaum ab. 

Die maßgebliche Bestimmungsgröße der privaten 
Konsumausgaben sind die verfügbaren Einkommen, 
die sich aus den Löhnen, den Transfereinkommen so- 
wie den Selbständigen- und Vermögenseinkommen 
der privaten Haushalte speisen. Die Summe der Brutto- 
löhne und -gehälter steigt um 1,9 %. Dabei ist unterstellt, 
dass die Effektivlohnentwicklung je Arbeitnehmer um 
1,2 % und die Beschäftigung um 0,7 % zulegt. Die Summe 
der Nettolöhne und -gehälter expandiert in diesem 
Jahr aufgrund der Entlastungs Wirkungen bei den 
Beitragssätzen zur Sozialversicherung mit gut 2 14 % 
merklich kräftiger als zuvor. Zwar steigen die Beitrags- 
sätze der Rentenversicherung und der gesetzlichen 
Krankenversicherung zusammengenommen um etwa 
einen Prozentpunkt, dem stehen jedoch deutlich stär- 
kere Entlastungen durch die Senkung des Beitrags- 
satzes der Arbeitslosenversicherung um 2,3 Prozent- 
punkte gegenüber. Die Gesamtentlastung kommt je 
zur Hälfte den Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
zugute. Die Nettolöhne und -gehälter je Beschäftigten 
nehmen damit um rund 2 % zu. 


Die monetären Sozialleistungen des Staates 
stellen knapp ein Drittel der verfügbaren Einkommen 
dar. Insgesamt werden sie um 0,7 % sinken. Maßgeb- 
lich verantwortlich dafür ist zum einen die geplante 
Verringerung der Ausgaben im Bereich des Arbeits- 
losengelds II infolge verbesserter Administration und 
Kontrolle. Zum anderen geht die Arbeitslosigkeit im 
Jahresverlauf weiter zurück. Die damit verbundenen 
Transferzahlungen fallen geringer aus. Die Selbständi- 
gen- und Vermögenseinkommen der privaten Haus- 
halte dürften sowohl nach der Einschätzung der Bun- 
desregierung als auch der des Rates in diesem Jahr 
nochmals merklich zunehmen. Damit wird sich die 
erhebliche Expansion in den vergangenen Jahren fort- 
setzen. Aus diesen Entwicklungen resultiert ein Zu- 
wachs der verfügbaren Einkommen von 2,1 %, der von 
den privaten Haushalten für Konsum bzw. Sparen ver- 
wendet werden kann. 

Im Gefolge der Erhöhung des Regelsatzes der 
Umsatzsteuer ist damit zu rechnen, dass die privaten 
Haushalte zur Aufrechterhaltung ihres Konsum- 
niveaus mit einer Verringerung der Sparquote reagie- 
ren. Im ersten Quartal werden Nachzahlungen für 
Wohnnebenkosten aufgrund der stark gestiegenen 
Energiepreise des Vorjahres wirksam. Damit stehen 
weniger Mittel für den Konsum zur Verfügung. Ins- 
gesamt ergibt sich damit ein Anstieg der privaten 
Konsumausgaben in jeweiligen Preisen von 2,2 %. 
Unter Berücksichtigung der Preisniveauentwicklung 
(siehe unten) resultiert daraus ein Zuwachs der pri- 
vaten Konsumausgaben von real 0,3 %. Dies entspricht 
in etwa der Zunahme der real verfügbaren Einkom- 
men. Damit geht von den privaten Konsumausgaben 
wieder ein leicht positiver, aber im Vergleich zum 
Vorjahr geringerer Impuls für das Wirtschaftswachs- 
tum in Deutschland aus. 

72. Staatskonsum 

Beim Staatskonsum ist auch im laufenden Jahr mit 
einer moderaten Zuwachsrate zu rechnen, der Staats- 
konsum wird nominal gegenüber dem Vorjahr um 
rund 1 14 % steigen. Dabei wird der Zuwachs der 
sozialen Sachleistungen mit rund 2 14 % etwa der 
Dynamik des Vorjahres entsprechen. Bei den 
staatlichen Vorleistungen ist gegenüber dem Vorjahr 
mit einem deutlichen Anstieg zu rechnen. Die geleis- 
teten Arbeitnehmerentgelte des Staates sind auch in 
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diesem Jahr rückläufig, da keine tarifbedingten 
Ausgabensteigerungen anstehen, jedocb Mengen- 
und Strukturveränderungen entlastend wirken {-Vi %). 

73. Anhebung des Umsatzsteuersatzes erhöht 
vorübergehend die Preissteigerungsrate 

Der Anstieg des Verbraucherpreisniveaus hat sich nach 
der Jahresmitte 2006 merklich abgeschwächt. Rück- 
läufige Notierungen für Erdöl und andere Rohstoffe 
haben den Preisauftrieb auf der Verbraucherstufe 
spürbar gebremst. Im September des vergangenen 
Jahres erreichte der Zuwachs des Verbraucherpreis- 
index im Vorjahresvergleich mit 1,0 % den geringsten 
Stand seit mehr als 1 Vi Jahren. Vom Anstieg des Um- 
satzsteuersatzes sind etwa 53 % der privaten Konsum- 
ausgaben betroffen. Dämpfend wirken dagegen die 
zu Jahresbeginn im Saldo um rund 1 Vi Prozentpunkte 
gesunkenen Beitragssätze zur Sozialversicherung und 
die weiter sinkenden Lohnstückkosten. Ailes in allem 
wird der Anstieg der Verbraucherpreise zu Jahresbe- 
ginn kräftiger ausfallen und sich im weiteren Jahres- 
verlauf wieder abschwächen. Im Jahresdurchschnitt 


2007 dürfte der Verbraucherpreisindex um 2,3 % 
steigen. Mit einem schwächeren Anstieg von 1,9 % ist 
beim Deflator des privaten Konsums zu rechnen, da 
hier aktuelle Verbrauchsgewohnheiten stärkere Be- 
rücksichtigung finden. Insgesamt bleibt das Preisklima 
ruhig. 

74. Abbau der Arbeitslosigkeit und 
Beschäftigungsaufbau schreiten voran 

Die positive konjunkturelle Entwicklung ist am Ar- 
beitsmarkt angekommen. Die Ausgangssituation für 
das Jahr 2007 ist damit günstiger als in den Vorjahren. 
Nach fast fünf Jahren mit rückläufigen Erwerbstätigen- 
zahlen wurde im Vorjahr der Wendepunkt erreicht. 
Der Aufschwung am Arbeitsmarkt wird getragen von 
einer kräftigen Zunahme der sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung. Diese positive Entwicklung 
wird sich in diesem Jahr fortsetzen. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, dass im Jahresdurchschnitt die 
Zahi der Erwerbstätigen um 300.000 Personen zuneh- 
men und damit deutlich über 39,3 Mio. Personen 
liegen wird (vgl. Schaubild 23). Die Ausweitung der 


Schaubild 21: Entwicklung von Arbeitnehmerentgelten sowie Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen 
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Beschäftigten wird sich vor allem auf die sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten konzentrieren. 

Spiegelbildlich zur Entwicklung der Beschäftigten 
verläuft diejenige der Arbeitslosigkeit. Die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen ist bereits im vergangenen 
Jahr stark gesunken. Für 2007 rechnet die Bundesregie- 
rung mit einem weiteren Rückgang im Jahresdurch- 
schnitt um etwa 480.000 Personen auf rund 4 Mio. 
Nicht zuletzt aufgrund der günstigeren Ausgangslage 
fällt die Projektion der registrierten Arbeitslosigkeit 
geringer aus als vom Rat im November prognostiziert 
(JGTz. 137). 

Die Arbeitslosenquote in der Definition der Bun- 
desagentur für Arbeit sank bereits im Jahr 2006 um 
0,9 Prozentpunkte auf 10,8 %. Für dieses Jahr erwartet 
die Bundesregierung einen weiteren Rückgang um 

1.2 Prozentpunkte auf nunmehr 9,6 %. Die interna- 
tional vergleichbare Zahl der Erwerbslosen gemäß 
dem Standard der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion (ILO) dürfte auf rund 3,1 Mio. Personen und damit 
die Erwerbslosenquote um 0,8 Prozentpunkte auf 

7.3 % zurückgehen. 

75. Einkommensverteilung: günstige 
Gewinn Perspektiven 

Nach einem kräftigen Zuwachs des Volkseinkom- 
mens im vergangenen Jahr wird in diesem Jahr voraus- 
sichtlich der Zuwachs etwas geringer ausfallen. Das 
Volkseinkommen setzt sich zusammen aus den Ar- 
beitnehmerentgelten sowie den Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen. Infolge der moderaten Lohn- 
entwicklung und des Beschäftigungsabbaus stieg in 
vergangenen Jahren der Anteil der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen am Volkseinkommen 


erheblich an (vgl. Schaubild 21). Dieser Trend dürfte 
sich auch in diesem Jahr, wenngleich etwas gedämpft, 
fortsetzen. Die abermals verbesserte Gewinnsituation 
in den Unternehmen wird die Finanzierungsbedin- 
gungen für die Unternehmensinvestitionen weiter 
stärken. Dies ist wichtig für eine hohe Investitions- 
dynamik. Vor allem aufgrund der positiven Beschäfti- 
gungsentwicklung werden die Arbeitnehmerent- 
gelte mit einem Zuwachs von 1,4 % etwas kräftiger 
zunehmen als in den vergangenen Jahren - dies ist 
eine weitere wichtige Voraussetzung für einen selbst- 
tragenden Aufschwung. 

76. Öffentliche Haushalte: Strukturelle 
Konsolidierungsmaßnahmen verbessern die 
Tragfähigkeit der öffentiichen Haushaite 

Im laufenden Jahr kann das gesamtstaatliche Defizit 
- bedingt durch die Umsetzung eines umfangreichen 
Konsolidierungspaketes - weiter auf rund 1 14 % in 
Relation zum nominalen BIP sinken. In diesem Defizit- 
abbau kommen vor allem strukturelle, aber auch 
konjunkturelle Faktoren zur Geltung. Mit den Konso- 
lidierungsmaßnahmen wird ein wichtiger Schritt zur 
strukturellen Konsolidierung der Haushalte getan. 
Die Staatsfinanzen werden dauerhaft tragfähiger ge- 
staltet. Der entscheidende Konsolidierungsimpuls 
kommt dabei - wie bereits in den vergangenen Jah- 
ren - von der Ausgabenseite. Die Staatsausgabenquote 
wird weiter von knapp 46 % auf rund 45 % zurückge- 
führt. Die staatlichen Einnahmen werden trotz stei- 
gender Steuereinnahmen mit 43 Vi % im Verhältnis 
zum BIP auf dem Niveau des Vorjahres verbleiben. 

Die Ursache hierfür ist, dass der Anstieg der Steuer- 
quote durch ein Sinken der Sozialbeitragsquote weit- 
gehend ausgeglichen wird. Die Abgabenquote bleibt 
daher gegenüber dem Vorjahr mit rund 40 % konstant. 


Kasten 15: Rückblick auf die Jahresprojektion 2006 und tatsächiiche Entwicklung 

Im Jahreswirtschaftsbericht 2006 ging die Bundesregierung von einer konjunkturellen Belebung mit einer Zu- 
nahme des realen Bruttoinlandsprodukts von 1 Li % aus, gerechnet 1,4 %. Diese Wachstumsziffer lag am unteren 
Rand des damaligen Prognosespektrums von 1,4 % bis 1,7 %. In der Jahresprojektion war unterstellt, dass binnen- 
wirtschaftliche Impulse stärker als zuvor zum Wachstum beitragen. 

Nach dem ersten vorläufigen Ergebnis des Statistischen Bundesamtes stieg das Bruttoinlandsprodukt im 
Jahresdurchschnitt 2006 um 2,5 % an. Die Bundesregierung hat damit zwar die Richtung und die den Auf- 




Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-63- 


Drucksache 16/4170 


Schwung tragenden Wachstumskräfte richtig gesehen, das Ausmaß der konjunkturellen Erholung aber deut- 
lich unterschätzt. Eine Ursache dafür war die zum Jahreswechsel 2005/2006 verfügbare Datenbasis. Aber auch 

die konjunkturelle Dynamik war kräftiger als zunächst angenommen. Zwar wurde der Wachstumsbeitrag der 
Außenwirtschaft richtig eingeschätzt, die Inlandsnachfrage verlief jedoch viel dynamischer als in der Jah- 
resprojektion 2006 erwartet worden war. Wie im Jahreswirtschaftsbericht bereits als Chance für eine günstige- 
re Entwicklung angesprochen, fielen die binnenwirtschaftlichen Impulse einschließlich der von der Bundes- 
regierung umgesetzten Maßnahmen stärker aus, als damals unterstellt. In der Jahresprojektion war angenom- 
men worden, dass die Inlandsnachfrage um % % steigen würde, tatsächlich wurden 1,8 % erreicht. Die kräftigere 
Belebung konnte dabei in allen Komponenten der Inlandsnachfrage beobachtet werden. 

Die Ausrüstungsinvestitionen profitierten von den außerordentlich kräftig gestiegenen Gewinnen in den 
Vorjahren und dem aufgestauten Ersatz- und Modernisierungsbedarf. Die günstigeren Absatzperspektiven 
machten zudem Kapazitätserweiterungen erforderlich. Investitionsanreize kamen auch aus dem Wachstums- 
und Impulsprogramm der Bundesregierung, wie z. B. der bis 2007 befristeten Verbesserung der Abschreibungs- 
bedingungen. Sie waren stärker als erwartet. Auch das Problemkind der deutschen Konjunktur, die Bauinvesti- 
tionen, hat 2006 erstmals seit mehr als einem Jahrzehnt wieder einen nennenswerten positiven Beitrag für das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum geliefert. Neben der guten Konjunktur bei den Ausrüstungsinvestitionen 
kamen Impulse für den gewerblichen Bau vor allem von Sondereffekten wie z. B. der Abschaffung der Eigen- 
heimzulage, dem Gebäudesanierungsprogramm und von Vorzieheffekten wegen der Anhebung des 
Regelsatzes der Umsatzsteuer. 

Diese Impulse belebten den Arbeitsmarkt stärker als erwartet. Dabei wurden die Belegschaftszahlen 
nicht mehr primär durch geringfügig Beschäftigte oder Teilzeitkräfte aufgestockt, sondern vor allem durch 
die vermehrte Einstellung von Vollzeitarbeitskräften. Durch die damit einhergehende Ausweitung des Arbeits- 
volumens nahmen die Bruttolöhne und -gehälter spürbar zu. Der Zuwachs war mit 1,4 % mehr als doppelt so 
stark wie bei der Jahresprojektion 2006 geschätzt. Im Gefolge dieser Einkommenszuwächse expandierten die 
realen privaten Konsumausgaben mit 0,6 % weitaus kräftiger als vor einem Jahr erwartet. 

Die Preisniveauentwicklung der privaten Konsumausgaben entsprach mit 1,4 % in etwa der Jahrespro- 
jektion 2006. Der BIP-Deflator erhöhte sich dagegen mit einer Zuwachsrate von 0,3 % deutlich geringer als 
unterstellt. Darin kommt die immer noch bestehende Unterauslastung der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tionskapazitäten in Deutschland und die damit einhergehenden geringen Preisüberwälzungsspielräume der 
Unternehmen im Inland zum Ausdruck. Wie seit 2004 haben auch 2006 die Lohnstückkosten die inländische 
Verteuerung, d. h. den Anstieg des BIP-Deflators, erheblich gebremst. Die preiserhöhenden Effekte durch die 
Gewinnzuwächse wurden dadurch 2006 fast vollständig aufgefangen. 

Die öffentlichen Haushalte setzten die Konsolidierung auch im Jahr 2006 fort. Im Gefolge des kräftigen 
Aufschwungs nahmen die Steuereinnahmen kräftig, die Ausgaben dagegen nur moderat zu. Daneben haben 
Maßnahmen zum Abbau des strukturellen Defizits aktiv zur Konsolidierung beigetragen. So nahm die Zahl der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst weiter ab und per saldo wurden Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik 
gekürzt. Die Staatsausgabenquote (Verhältnis der Staatsausgaben zum nominalen BIP) ging 2006 erneut 
zurück und lag bei knapp 46 %. Insgesamt sank die Defizitquote gegenüber 2005 von 3,2 % auf rund 2 % und lag 
damit unter dem Defizitkriterium des Stabilitäts- und Wachstumspaktes. 
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Übersicht 3: Gegenüberstellung der Jahresprojektion 2006 und der tatsächlichen Entwicklung^^ 



Jahres- 

Tatsächliche 


projektion 

Entwicklung 


2006 

2006 

1 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % \ 

Entstehung des Bmttoinlandsprodukts (BIP) 



BIP (preisbereinigt) 

1,4 

2,5 

Erwerbstätige (im Inland) 

0,0 

0,7 

BIP je Erwerbstätigen 

1,4 

1,8 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

1,6 

1,9 

Erwerbslosenquote in % nach VGR ” 

9,0 

8,1 

Arbeitslosenquote in % (Abqrenzunq derBA)^^ 

10,9 

10,8 

Verwenduna des BIP in ieweiliaen Preisen 



Konsumausgaben 



Private Haushalte u. private Organisationen o. E. 

1,7 

2,0 

Staat 

1,2 

1,5 

Bruttoanlageinvestitionen 

2,5 

6,0 

Vorratsveränderunqen u. a. (Mrd. EURO] 

2,6 

4,9 

Inlandsnachfrage 

1,8 

3,0 

Außenbeitrag (Mrd. EURO) 

122,8 

114,1 

(in % des BIP) 

5,4 

5,0 

Bruttoinlandsprodukt (nominal) 

2,2 

2,8 

Verwenduna des BIP nreisbereiniat 



Konsumausgaben 



Private Haushalte u. private Organisationen o. E. 

0,3 

0,6 

Staat 

0,3 

1,7 

Bruttoanlageinvestitionen 

2,3 

5,3 

Ausrüstungen 

4,8 

7,3 

Bauten 

0,5 

3,6 

Sonstige Anlagen 

2,1 

5,9 

Vorratsveränderung u. a. (BlP-Wachstumsbeitraq)^ 

0,1 

0,1 

Inlandsnachfrage 

0,7 

1,8 

Exporte 

6,5 

12,4 

Importe 

5,5 

12,1 

Außenbeitrag (BIP-Wachstumsbeitrag)^‘ 

0,7 

0,7 

Bruttoinlandsprodukt (real) 

1,4 

2,5 

Preisentwicklung (2000 = 100) 



Konsumausgaben der privaten Haushalte” 

1,5 

1,4 

Inlandsnachfrage 

1,1 

1,2 

Bruttoinlandsprodukt* 

0,8 

0,3 

Verteilung des Bruttonationaleinkommens (BNE) 



(Inländerkonzept) 



Arbeitnehmerentgelte 

0,2 

1,3 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

7,2 

6,9 

Volkseinkommen 

2,5 

3,1 

Bruttonationaleinkommen 

2,2 

2,9 

nachrichtlich (Inländerkonzept): 



Arbeitnehmer 

-0,2 

0,7 

Bruttolöhne und -gehälter insgesamt 

0,5 

1,4 

je Arbeitnehmer 

0,7 

0,7 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

1,6 

1,7 

Sparquote in %“' 

10,5 

10,5 


“ bis 2006 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes: 11. Januar 2007; bezogen auf alle Erwerbspersonen: Beitrag zur Zuwachsrate des BIP: 
“ Verbraucherpreise Veränd. gg. Vj.: 2005: 2,0 %; 2006: 1,7 *° Lohnstückkosten je Arbeitnehmer Veränd. gg. Vj.: 2005: -1,1 2006: -1,1 %; 

Sparen in % des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte einschl. betrieblicher Versorgungsansprüche. 
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Anhang: 

Maßnahmen der Bundesregierung 2006-2007 


Abschnitt Laufende Nummer 

A. Den Staat auf ein tragfähiges Fundament stellen 

A.l Tragfähige öffentliche Finanzen 1-9 

A.2 Effiziente föderale Strukturen 10 

A. 3 Leistungsstarke Infrastruktur und attraktive Regionen 11-21 

B. Den Wettbewerb und die Investitionsdynamik stärken 

B. l Offene Märkte und Wettbewerb 22-29 

B.2 Freiräume für Investitionen und Unternehmertätigkeit 30-56 

B. 3 Innovative und effiziente Finanzmärkte 57-61 

C. Die Wissensgesellschaft voranbringen 

C. l Spitzenforschung und Spitzentechnologie 62-89 

C. 2 Exzellente Hochschulbildung 90-91 

D. Die Wohlstandsgrundlagen langfristig sichern 

D. l Demografiefeste soziale Sicherung 92-96 

D.2 Sichere Versorgung mit Energie, Rohstoffen und Umweltschutz 97-113 

D.3 Familienfreundliche Lebens- und Arbeitsbedingungen 114-121 

D. 4 Internationale Stabilität und Zusammenarbeit 122-127 

E. Die Beschäftigungspotenziale aktivieren 

E. l Rascher Einstieg und Wiedereinstieg in den Beruf 128-132 

E.2 Hohe und breite Beteiligung am Erwerbsleben 133-142 

E.3 Chancenreiche Aus- und Weiterbildung 143-151 
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Abbau von Subventionen Beschränkung der Entfernungspauschale auf Fernpendler, Verbreiterung der steuerlichen Steueränderungsgesetz 2007 1.1.2007 

und von steuerlichen Erhöhung des ESt-Spitzensteuersatzesfür nicht gewerbliche Bemessungsgrundlage, vom 19.7.2006 

Ausnahmeregelungen Einkünfte von 42 % auf 45 %, Beschränkung der Abzugsfähigkeit Haushaltskonsolidierung 

häuslicher Arbeitszimmer 
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► Erweiterung des Angebotspektrums an nicht zu eng speziali- 
sierten Berufen auch durch gestufte Ausbildungsordnungen 

► Bessere Verzahnung von Aus- und Weiterbildung 
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► Fortführung der bilateralen Investitionsförder- und -schutzver- 
träge und der Bundesgarantien zur Absicherung von 
Auslandsinvestitionen 
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Hightech-Strategie- ► „Nanoinitiative2010“ Beschleunigung der Umsetzung 2006/2007 

Innovationsfeld ► Fortführung des FuE-Programms „NanoChance“ insbesondere nanotechnologischer Forschungs- 

Nanotechnologien fürKMU ergebnisse in Innovationen 

► Verstärkung der Forschung auf den Gebieten Nano- 
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Aufbau der Prävention Die Kooperation und Koordination sowie die Quaiität der Verbesserung dergesundheit- Beginn 2. Quartai 2007 

zur eigenständigen Säuie Maßnahmen derSoziaiversicherungsträger und -zweige soii iichen Situation der Bevöikerung. 

des Gesundheitswesens übergreifend und unbürokratisch verbessert werden. Senkung der Rate chronischer 

Entwickiung von Präventionszieien, an denen die Maßnahmen Erkrankungen, 
ausgerichtet werden. 
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Umsetzung 2 Jahre nach 
Inkrafttreten 
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